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223. Sitzung 

Bonn, den 20. Juni 1986 

Beginn: 8.01 Uhr 

Vizepräsident Westphal: Die Sitzung ist eröffnet. 

Ich rufe den Zusatztagesordnungspunkt 6 auf: 

Aktuelle Stunde 
Haltung der Bundesregierung zu den Äuße-
rungen des bayerischen Ministerpräsiden-
ten, Dr. Franz Josef Strauß, zu den Goethe

-

Instituten und zu zeitgenössischen Schrift-
stellern bei seiner Kritik an der auswärtigen 
Kulturpolitik der Bundesregierung 

Meine Damen und Herren, die Fraktion der SPD 
hat gemäß Nr. 1 c der Anlage 5 unserer Geschäfts-
ordnung diese Aktuelle Stunde verlangt. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Duve. 

Duve (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! „Die hellen, festlichen Töne, mit denen die 
DDR ihr Land im Ausland malt, werden auf Dauer 
erfolgreicher sein als die düstere Götterdämme, 
rungspalette der Bundesrepublik  Deutschland."  

(Daweke [CDU/CSU]: Da ist etwas dran!) 

Der CSU-Vorsitzende Strauß fährt fort: „Wir sollten 
uns Gedanken darüber machen, ob es der Bundes-
republik wirklich nutzt, wenn wir in fröhlicher Frei-
heit und Pluralität" — man höre — „versuchen, ein 
möglichst getreues Bild der gegenwärtigen bundes-
deutschen Kulturszene vorzustellen." So verspottet 
Franz Josef Strauß Freiheit und Pluralität. Seine 
Bewunderung für die Kulturpolitik des autoritär 
gelenkten Staates DDR spricht aus jedem seiner 
Worte. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Was wohl Wolf Biermann, was wohl Angelika Dom-
röse, was wohl Sarah Kirsch oder Manfred Krug, 
die ihr Land wegen fehlender Pluralität und fehlen-
der Liberalität verlassen mußten, von solcher DDR-
Lobhudelei eines rechtskonservativ-autoritären 
Parteiführers halten mögen! 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Strauß war es auch, der als erster nach dem 
Krieg wieder von „entarteter Kunst" gesprochen 
hat. Dazu möchte ich den oft beschimpften und in 
den Dreck gezerrten Heinrich Böll zitieren: „Das 
Wort ,entarte', das j a von Strauß nie zurückgenom

-

men worden ist, ist eine kulturpolitisch äußerst bri-
sante Vokabel. 

(Rusche [GRÜNE]: Was hat der Strauß 
überhaupt mit Kultur zu tun?) 

Sie ist ja von Strauß auf eine ungeheuer dümmlich-
demagogische Weise bestätigt und wiederholt wor-
den." Ich will die Rede, um die es heute morgen hier 
geht, nicht als dümmlich bezeichnen, aber sie ist für 
die Kulturpolitik außerordentlich interessant. 

Die neuerliche Kulturkampfansage der CSU zielt 
auf dreierlei: Erstens sollen einmal wieder die satt-
sam bekannten verfassungsfremden Konturen der 
CSU-Kultur- und Medienpolitik deutlich gemacht 
werden, zweitens soll die auswärtige Kulturpolitik 
des sozialliberalen Erbes ausgehöhlt werden, und 
drittens gilt es, die Institutionen und Einrichtungen 
dieser Kulturpolitik — ähnlich wie bei den Sendern 
ARD und ZDF — durch derartige Angriffe sturm-
reif zu schießen, um dann systematisch CSU-Leute 
zu plazieren. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Parteistaatliche Kulturpolitik soll es also sein, und 
dagegen brauchen wir nicht nur diese Aktuelle 
Stunde, sondern sehr viel mehr parlamentarische 
Debatten. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Die Methode ist erprobt: Man legt sich grundsätz-
lich und pseudophilosophisch mächtig ins Geschirr, 
versäumt dabei nicht, einzelne zu verunglimpfen. 
Die Angegriffenen machen den ersten Fehler, sie 
verteidigen sich, sagen, sie seien gar nicht so 
schlimm — wie die ARD-Sender, wie leider auch die 
Leitung des Goethe-Instituts. Zweite Phase: Die ei-
genen Leute werden hineingepreßt. Der Laden 
kann, noch so linkslastig, angegriffen werden, aber 
drinnen hat man jetzt eine ganze Kavalkade Troja-
nischer Pferde, die ihren Auftrag erfüllen. Soweit 
sind wir mit dem Goethe-Institut noch nicht, aber 
die Strategie läuft nach Plan. Die CSU hat ihren 
neuen Mann, Herr Dr. Rose, bereits plaziert. 

(Dr. Rose [CDU/CSU]: Das ist ein guter 
Mann!) 

Auch der Tarnangriff auf die kritischen Schrift-
steller gleicht bis in die sprachliche Form den An- 
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Duve 
griffen auf DDR-Dissidenten durch die SED-Füh-
rung vor zehn Jahren. 

Zitat: 
Seit bald zwei Jahrzehnten unterhöhlt ein er-
heblicher Teil der schreibenden Zunft den de-
mokratischen Rechtsstaat. 

Das sagt der Rechtsstaatsmann, der heute als letz-
ter europäischer Politiker der Folter- und Rassen-
diktatur in Südafrika die Stange hält. Das sagt der 
Rechtsstaatsmann, der der Jugend in den 60er Jah-
ren vorgemacht hat, wie man freundschaftliche Be-
ziehungen zu den Demokratie-Mördern, den grie-
chischen Obristen, herstellt. Das sind wohlbekannte 
Klänge aus dem Knigge für den Umgang autoritä-
rer Staatsführer mit ihren Dissidenten. 

(Dr. Hornhues [CDU/CSU]: Halleluja!) 
Günter Grass hat zu Recht diesen schleichenden 

Prozeß der autoritären Kulturpolitik zwischen den 
beiden deutschen Staaten als gesamtdeutsche Kul-
turpolitik auf unterstem Niveau bezeichnet. Ein ge-
waltiger Unterschied besteht allerdings zwischen 
der Art, wie die DDR ihre Autoren in den 70er Jah-
ren behandelt hat, und der Art, wie Strauß die Lite-
raten in den 80er Jahren schmäht. Damals sollten 
die DDR-Autoren unbedingt in den Westen reisen. 
Heute sollen unsere Autoren möglichst gar nicht 
reisen. 

(Daweke [CDU/CSU]: Bei so was klatscht 
nicht mal die SPD!) 

Die CSU trimmt die neuen Medien auf ihre Kul-
tur: Unterhaltungskultur ja; aber ohne kritische In-
halte, bitte. Ich darf hier noch einmal zitieren: 

Sie sehen: Deutsche Mentalität und Kultur sind 
auch sprachlos zu vermitteln. 

In der Tat, sprachlos. 
Meine Damen und Herren, der Vorsitzende einer 

großen Regierungspartei beschimpft die deutschen 
Schriftsteller, sie hinterfragten ständig die Grund-
lage des demokratischen Rechtsstaates. 

(Dr. Vogel [SPD]: Unerhört! Machen die!) 

Wir werden übermorgen und dann die ganze Woche 
den Internationalen PEN-Kongreß haben. Wir fra-
gen die Bundesregierung, wie sie den internationa-
len Schriftstellern, die dort in Hamburg versammelt 
sein werden, die Kulturpolitik der Bundesrepublik 
deutlich machen will. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, Ihre 
Redezeit ist beendet. Ich bitte um Verständnis. 

Duve (SPD): Ich danke für die Aufmerksamkeit. 
(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Dàs Wort hat Professor 
Hornhues. 

Dr. Hornhues (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Bundeskanzler 
Kohl hat in seiner Rede im Goethe-Institut in Kioto 

davon gesprochen, das Goethe-Institut sei auch der 
Ort von Spruch und Widerspruch. 

(Dr. Vogel [SPD]: Aha!) 

In diesem Sinne ehrt es das Goethe-Institut, den 
bayerischen Ministerpräsidenten zu einer Vortrags-
veranstaltung eingeladen zu haben. 

Die SPD ehrt es nicht, wenn sie sich an der einen 
oder anderen Formulierung aufhängt und hier ihr 
parteipolitisches Süppchen zu brauen versucht. 
Das, was Sie, Herr Kollege Duve, hier heute morgen 
geboten haben, ist so primitiv, so simpel, daß es mir 
leid tut, Sie so qualifizieren müssen. Es lohnt nicht, 
näher auf Sié einzugehen. 

Noch weniger ehrt es allerdings — und das hat 
mich am meisten betroffen gemacht — den Gene-
ralsekretär des Goethe-Instituts, wenn er am Mitt-
woch in einem dpa-Gespräch erklärte, die Goethe

-

Institute sähen nach der Rede von Strauß keinen 
Anlaß zu Konsequenzen an Programm und Arbeits-
stil. 

(Demonstrativer Beifall bei der SPD — Dr. 
Vogel [SPD]: Der Mann hat doch recht, 
wenn er sich wehrt! — Duve [SPD]: Was 

sagt Herr Hornhues dazu?) 

Einseitige Forderungen und Vorstellungen — so 
weiter in diesem Gespräch — könnten dabei nicht 
berücksichtigt werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, mich 
erinnert das zwar an andere Sätze vom Mut zur 
Einseitigkeit in anderen Zusammenhängen, aber es 
sei einmal drum. Doch ich möchte gerne fragen: 
Welche einseitigen Forderungen und Vorstellungen 
meint denn der Goethe-General? Etwa wenn Strauß 
fordert, die ganze Wirklichkeit Deutschlands müsse 
dem ausländischen Gast des Goethe-Instituts, so 
gut es gehe, nahegebracht werden, oder wenn er, 
Strauß, erklärt, auswärtige Kulturpolitik dürfe sich 
nicht in Momentaufnahmen der aktuellen Kultur 
und Literaturszene erschöpfen, 

(Duve [SPD]: Was sagen Sie zur geforder

-

ten Wende?) 

wenn er das Problem der geschlossenen Gesell-
schaft, die Frage nach Adressaten, Nachfragern 
aufwirft, wenn er sich dagegen wendet, Einseitig-
keiten in der Darstellung Deutschlands zu verallge-
meinern, wenn er nachdrücklich dafür eintritt, den 
Adressaten in seinem kulturellen Anderssein ern-
ster zu nehmen, 

(Duve [SPD]: Was sagen Sie zu der gefor

-

derten Wende der Kulturpolitik?) 

wenn er dafür eintritt, der Nachkontaktarbeit — 
ein, nebenbei bemerkt, gräßliches Wort — auswärti-
ger Kulturtechnokratie, mehr Aufmerksamkeit zu 
widmen, 

(Dr. Vogel [SPD]: Machen wir doch mit der 
Aktuellen Stunde: Nachkontakt!) 

wenn er auf den Selbstbesinnungsprozeß der außer

-

europäischen Kulturen hinweist und eine bessere 
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Dr. Hornhues 
Ausbildung gerade bezogen auf diese Entwicklung 
fordert? 

(Duve [SPD]: Er fordert die Wende in der 
auswärtigen Kulturpolitik!) 

Gehört dies und vieles mehr, was Franz Josef 
Strauß in seiner Rede vor dem Goethe-Institut ge-
äußert hat, zu den einseitigen Forderungen und 
Vorstellungen, die bei Goethe nicht berücksichtigt 
werden? 

(Zuruf des Abg. Duve [SPD]) 

— Herr Duve, ich empfehle Ihnen dringend: Lesen 
Sie sich die Rede wirklich einmal durch, bevor Sie 
sich ein zweites Mal hierhin stellen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Hier haben wir sie ja!) 

— Herr Vogel, ich weiß, daß Sie eine oder zwei Stel-
len gefunden haben, die Sie lesen können, aber viel-
leicht versuchen Sie, auch die anderen zu verste-
hen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Ich kann alles lesen! An
-ders als bei Ihnen! — Weitere Zurufe von 

der SPD) 

Die Reaktion des Generalsekretärs offenbart ein 
gehöriges Maß — das lassen Sie mich hier feststel-
len — an Selbstgefälligkeit, an Unfähigkeit zur 
Selbstreflexion. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
habe eine Diskussion miterlebt — es ist noch gar 
nicht lange her —, als eine junge Türkin zu einer 
WDR-Sendung eingeladen war. Diese junge Türkin 
hat im Goethe-Institut in Ankara Deutsch gelernt. 
Sie wurde gefragt, was für ein Bild sie sich über 
Deutschland anläßlich ihres ersten Aufenthalts hier 
gemacht habe und was denn anders sei. Sie hat eine 
Sekunde gezögert und dann sehr spontan geantwor-
tet, was sie, als sie nach Deutschland gekommen 
sei, um beim Goethe-Institut Deutsch zu lernen, am 
meisten überrascht habe, sei, daß es in Deutschland 
Kühe gebe. Ich gestehe, ich habe darüber gelacht. 

(Dr. Vogel [SPD]: Es gibt ja auch Ochsen! 
— Weiterer Zuruf von der SPD: Was kann 
das Goethe-Institut dafür! — Weitere Zu

-

rufe von der SPD und Gegenrufe von der 
CDU/CSU) 

-- Herr Vogel, Sie haben recht: Es gibt auch Och-
sen; einige sitzen vor mir. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich mei-
ne, diese und viele Erfahrungen mehr sollten für 
Leute, die zu Recht ein hohes Maß an Freiheit für 
sich in Anspruch nehmen und die im übrigen hohe 
Forderungen stellen, Anlaß genug sein, über die 
Fülle der kritisch-konstruktiven Anregungen des 
bayerischen Ministerpräsidenten ernsthaft nachzu-
denken. Ich glaube, dies ehrt alle und täte ihnen 
gut. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Borgmann. 

Frau Borgmann (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Trotz intensiven In-mich-Ge-
hens, trotz mehrfachen Darüber-Schlafens sehe ich 
mich beinahe außerstande, den röhrenden Peinlich-
keiten des neuerdings in Kultur machenden Herrn 
Strauß eine ernsthafte und erschöpfende Replik 
entgegenzusetzen. 

(Daweke [CDU/CSU]: Dann setzen Sie sich 
doch bitte wieder!) 

Daß ich das hier doch versuche, liegt hauptsächlich 
an dem enormen Echo, das dieser von keinerlei 
Sachkenntnis getrübte Beitrag hervorgebracht hat. 

(Daweke [CDU/CSU]: Da dürfen Sie nicht 
fehlen!) 

Franz Josef Strauß ist zugute zu halten, daß er sich 
offenbar des operettenhaften Muffs und des steri-
len Heile-Welt-Charakters seiner Vorstellung von 
Kultur noch nicht einmal ansatzweise bewußt ist. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Auch Ope
-

rette ist Kunst!) 

Der bayerische Landesvormund — Stichwort 
„Scheibenwischer" — verirrt sich tatsächlich in die 
Idee, die zentralistisch zu Tode gesteuerte Kultur-
propaganda der DDR als Vorbild der „hellen und 
festlichen Farben" hinzustellen. 

(Rusche [GRÜNE]: Da sieht man, wes Gei

-

stes Kind der ist!) 

Diese Kulturpräsentation ist „auf Dauer" unzweifel-
haft eben nicht überzeugender, da auch in den ent-
legendsten Winkeln der Erde langsam die Erkennt-
nis von der totgeborenen Funktionärskultur des 
Ostens durchsickert. 

Auf Dauer erfolgreicher kann nur das offene, 
rückhaltlose und vielgestaltige Kulturbild einer 
komplexen westlichen Führungsmacht wie der un-
seren sein. Für einen machtorientierten Industrie-
potentaten, dessen kulturelle Neigungeh sich meist 
in dem Schlachtruf „Ozapf is's!" äußern, 

(Heiterkeit bei den GRÜNEN) 

muß eine derart differenzierte und differenzierende 
Haltung tatsächlich „irrational" erscheinen. 

(Daweke [CDU/CSU]: Das müssen Sie aber 
noch einmal üben! Das war nicht gut!) 

Wenn man sich dann vor Augen hält, daß die 
beabsichtigte Instrumentalisierung des Goethe-In-
stituts zur PR-Agentur eines immer größenwahn-
sinniger werdenden Staatsapparates degradiert 
werden soll, erscheinen einige unionsgeprägte 
Brechstangenaktionen durchaus rational, deutsch-
rational sozusagen, so z. B. die Pflichtauslage des 
„Bayernkurier" in den Goethe-Instituten der gan-
zen Welt, 

(Hört! Hört! bei den GRÜNEN — Duve 
[SPD]: Parteipropaganda!) 

so z. B. der Versuch, im Haushalt 1986 den Goethe-
Instituten 2,5 Millionen DM zugunsten eines 4-Mil-
lionen-DM-Budgets für Begleitmusik bei Auslands- 
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reisen von Kanzler oder Bundespräsident zu strei-
chen — das muß man sich einmal vorstellen —, 

(Heiterkeit bei den GRÜNEN) 

so z. B. das Münchener Vorhaben, eine der Staats-
kanzlei untergeordnete Journalistenausbildungs-
stätte zu schaffen. Das mittlerweile zu bitterem 
Ernst gewordene Scherzwort von der „neuen Drei-
stigkeit" erhält hier im Hinblick auf die freie Mei-
nungsäußerung und Pressefreiheit eine neue, be-
ängstigende Qualität. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Merke: Nur eine gute Nachricht ist eine Nach-
richt. Daß die Strauß-Rede auch ein Tritt vors 
Schienbein der FDP war, zeigt, wie bedenkenlos der 
CSU-Chef kulturelle Vielfalt aus parteipolitischem 
Kalkül zu opfern bereit ist. 

Das Problem für den freistaatlichen Kulturkriti-
ker besteht aber nicht darin, daß sich die kulturell 
und kreativ Tätigen nicht zu Schoßhündchen degra-
dieren lassen und sich das eigene Denken nicht so 
recht abgewöhnen wollen, sondern auch in der rela-
tiven Unabhängigkeit des Goethe-Instituts. Da bei-
leibe nicht ohne politische Wirkung, muß das Goe-
the-Institut nach Münchener Leseart zu einem 
schlagkräftigen Instrument der außenpolitischen 
und außenwirtschaftlichen Interessen umgeschmie-
det werden. Da drängt sich Herrn Strauß die Frage 
auf, ob man denn Menschen anderer Länder tat-
sächlich mit unseren Gastarbeiterproblemen, Bür-
gerprotesten, alternativen Lebensformen oder ähn-
lichen Erscheinungsformen deutscher Nestbe-
schmutzung belästigen soll. Mitnichten! Sind doch 
„Überdruß, Unzufriedenheit und Randgruppenpro-
bleme" oder gar an den Haaren herbeigezogene 
„existentielle Ängste" unserem Exportinteresse 
durchaus hinderlich. 

Wir sind dankbar für die Bemühungen des Goe-
the-Instituts, ein differenziertes, aktualisiertes Bild 
der Bundesrepublik Deutschland im Ausland zu 
vermitteln. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Herr Strauß, wir haben Ihre Einlassungen über 
„Ratten und Schmeißfliegen" noch nicht vergessen. 
„Kulturschickeria" und „Pseudoelite" bewirken 
nicht, daß wir nun aufhören müßten, uns für Sie zu 
schämen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Dr. Hamm-Brücher. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP) (von der SPD mit 
Beifall begrüßt): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Gegenstand dieser Aktuellen Stunde ist die 
Forderung des bayerischen Ministerpräsidenten — 
in welcher Kompetenz auch immer — nach einer 
Wende in der auswärtigen Kulturpolitik. Damit 
müssen wir uns hier natürlich auseinandersetzen. 

Es ist der Ruf nach einer starken politischen Per-
sönlichkeit, der es gelingt, die „linke Kultur- und 
Literaturschickeria", die „seit beinahe zwei Jahr-
zehnten unseren demokratischen Rechtsstaat un-
terhöhlt" und zerstört, durch helle und heitere Töne 
à la DDR-Kulturpropaganda zu ersetzen. 

(Rusche [GRÜNE]: Unglaublich! — Dr. 
Rose [CDU/CSU]: Woraus haben Sie denn 

zitiert?) 

Zur Begründung wird neben leider — wir bedau-
ern das, Herr Kollege Hornhues — rüden Pauschal-
verurteilungen und wilden Drohgebärden, falschen 
Behauptungen und unverständlicher Phraseologie 
wie etwa dieser „Hegels Dialektik spukt offensicht-
lich noch immer in den Gewölben der deutschen 
Luftschlösser" — was auch immer das heißt — 

(Druve [SPD]: Hegel in Neuschwanstein!) 

folgendes von Herrn Strauß gesagt: 

Als ein Land, dessen Wirtschaft entscheidend 
vom Export abhängig ist, können wir uns kei-
nesfalls eine auswärtige Kulturpolitik leisten, 
die den selbsternannten Kassandren ein brei-
tes Forum liefert. Wenn wir nicht anerkennen, 
daß im Ausland die Freiheit des Literaten und 
berufsmäßigen Kulturpessimisten da endet, wo 
sie der Bundesrepublik Deutschland Schaden 
zufügt, brauchen wir uns über Mißerfolge nicht 
zu wundern. 

Diese Behauptung wird durch unsere Rekordex-
portstatistiken leicht widerlegt. 

(Duve [SPD]: BMW mit Goethe!) 

Nein, meine Damen und Herren und liebe Kolle-
gen von der Koalition, wir Liberalen müssen diesen 
Straußschen Rundumschlag bedauern. Wir erheben 
Widerspruch in der Sache, Einspruch in der Form, 
und wir kündigen unseren Widerstand gegen die 
geforderte W ende in der auswärtigen Kulturpolitik 
an. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und den 
GRÜNEN) 

Die FDP sieht dazu weder Anlaß noch Veranlas-
sung. 

Erstens: Widerspruch in der Sache. Der bayeri-
sche Ministerpräsident ist über die vielfältigen tra-
ditionellen und neuen Felder unserer weltweiten 
Kulturbeziehungen offenbar nicht informiert. Er 
hat noch nie die zwei Jahresberichte des Auswärti-
gen Amtes, geschweige denn die des Goethe-Insti-
tuts gelesen. 

(Rusche [GRÜNE]: Er muß zu allem seinen 
Senf geben!) 

Auch die einstimmig — auch mit den Stimmen 
der CSU — verabschiedeten Empfehlungen der 
Enquete-Kommission des Bundestages — soviel ich 
mich erinnere, übrigens 1976 — sind ihm offenbar 
entgangen. Von der Tätigkeit unserer Auslands-
schulen, von Sprachunterricht, reichhaltigen Biblio-
theken, Ausstellungen, Theater, Musik, pädagogi-
scher Verbindungsarbeit, Stipendien und Aus-
tauschprogrammen, Nachkontakten usw. usw. 
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nimmt er überhaupt keine Notiz. Statt dessen wird 
rundum diffamiert und denunziert. 

Nein, meine verehrten Kollegen, eine solche Kri-
tik einer zweifellos starken politischen Persönlich-
keit, aber eines in der Sache doch Unkundigen, ha-
ben unsere überwiegend überdurchschnittlich en-
gagierten Mitarbeiter in der ausländischen Kultur-
arbeit wirklich nicht verdient. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und den 
GRÜNEN) 

Zweitens: Einspruch in der Form. Der bayerische 
Ministerpräsident hat den seit der Zeit der Großen 
Koalition aus guten Gründen gepflegten Konsens 
über die Aufgaben und die Ziele der auswärtigen 
Kulturpolitik ohne Rücksicht auf Verluste aufge-
kündigt. Wenn wir dem folgen, würde das unabseh-
bare Konsequenzen für Kontinuität und Beständig-
keit als Voraussetzung unseres weltweiten Kultur-
dialogs  haben. 

Es hat im Bundestag immer Übereinstimmung 
gegeben, daß dieser sensible Aufgabenbereich der 
Außenpolitik jenseits von Parlaments- und Regie-
rungsmehrheiten angesiedelt werden sollte, weil 
Kulturaustausch eben nicht „zur Magd der Außen-
politik" — Dahrendorf —, aber auch nicht zur 
„Magd der Innenpolitik" werden sollte, 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

und daß Kulturbeziehungen eben nicht den Wech-
selbädern und Wechselfällen politischer Konstella-
tionen ausgesetzt werden sollte. Das ist doch durch-
aus möglich — ich schaue die Kollegen von der CSU 
und CDU an —; wir haben doch sechs Jahre lang 
vertrauensvoll zusammengearbeitet, als ich Staats-
minister im Auswärtigen Amt war und Sie als Op-
position zu solchen Rundumschlägen doch viel 
mehr berechtigt gewesen wären. 

(Daweke [CDU/CSU]: Das war eine schöne 
Zeit!) 

— Das war eine schöne Zeit, aber ich genieße auch 
die jetzige, Herr Kollege. 

(Dr. Vogel [SPD]: Die kommt bald wieder!) 

Es wäre unheilvoll und folgenschwer, wenn die-
ser Konsens zerschlagen und die auswärige Kultur-
politik zum Prügelknaben der außenpolitischen 
Ambitionen des hierfür unzuständigen bayerischen 
Ministerpräsidenten würde. Nebenaußenpolitik 
wünschen wir uns nicht. 

Nein, meine Damen und Herren, die Schere jed-
weder Zensur — ob auf dem Erlaßweg oder im 
Kopf, ob durch Abschalten von Fernsehsendungen 
oder Maulkorberlasse gegen Schülerzeitungen — 
ist der Anfang vom Ende jedweder kulturellen Frei-
heit und Freizügigkeit. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, bei der 
SPD und den GRÜNEN) 

Dies ist ein unveräußerlicher und unantastbarer 
Grundwert unserer westlichen Demokratie. 

Vizepräsident Westphal: Frau Abgeordnete, das 
war ein geeigneter Schlußsatz. Ich muß Sie auffor-
dern, zum Schluß zu kommen. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Hinter der blauwei-
ßen Provokation aus München steckt leider etwas 
anderes. 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: Weißblau! — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Tut mir leid, Frau Abge-
ordnete, wir haben harte Regeln. Es tut mit furcht-
bar leid. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Schade; der letzte 
Satz war gut. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Ich wage das nicht zu be-
zweifeln, Frau Dr. Hamm-Brücher. 

Jetzt kommt der Abgeordnete Verheugen dran. 
(Daweke [CDU/CSU]: Erzählen Sie auch 
einmal etwas aus der FDP-Zeit, Herr Ver

-

heugen!) 

Verheugen (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Diese Rede des CSU-Vorsitzenden vor 
dem Goethe-Institut, was übrigens den Vorwurf der 
Parteilichkeit des Instituts allenfalls begründen 
könnte, macht es einem so leicht, dagegen zu pole-
misieren und den Redner als Kulturbanausen abzu-
tun, daß ich mir das schenken möchte. 

Statt dessen möchte ich etwas ganz anderes sa-
gen: Die auswärtige Kulturpolitik lebt ganz sicher 
nicht in einem kritikfreien Raum. Sie braucht die 
kritische Begleitung wie jede andere Politik auch. 
Aber diejenigen, die das tun, müssen sich der Tatsa-
che bewußt sein, daß die auswärtige Kulturpolitik 
mit einem anderen Gegenstand umgeht als andere 
Politikbereiche, daß wir es hier mit Menschen zu 
tun haben, die kulturelle Leistungen vermitteln sol-
len. 

Ich denke, daß der entscheidende Denkfehler in 
der Rede des CSU-Vorsitzenden der ist, daß er 
glaubt, eine Alternative zwischen vergangener Kul-
tur und Gegenwartskultur sehen zu können. Genau 
das gibt es nicht. Wir sind nicht in der Lage — nie-
mand von uns ist in der Lage —, Goethe so zu lesen, 
wie Goethes Zeitgenossen ihn gelesen haben und 
wie er sich selber verstanden hat, sondern wir se-
hen ihn durch die Zeit hindurch, gebrochen in dem, 
was in dieser Zeit geschehen ist. Wir verstehen ihn 
vor dem Hintergrund dessen, was wir selber wissen 
und erlebt haben. So geht es jebem Menschen auf 
der Welt. Das muß berücksichtigt werden. 

Die Vorstellung, wir könnten die deutsche Kunst 
und Literatur, die deutsche Kultur in einer Art mu-
sealer Bewahrungsdenkweise dem Ausland präsen-
tieren, ist geradezu absurd. 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN) 
Es ist in der Literatur nicht anders als im Theater, 
wenn wir — — 

(Zuruf des Abg. Rühe [CDU/CSU]) 
— Herr Kollege Rühe, ich bemühe mich, die Sache 
hier ernsthaft zu behandeln. Vielleicht dürfen Sie 
das Niveau Ihrer Zwischenrufe der Sache ein biß- 



17264 	Deutscher Bundestag -- 10. Wahlperiode — 223. Sitzung. Bonn, Freitag, den 20. Juni 1986 

Verheugen 
chen anpassen. Ich könnte dieses Thema wirklich 
auch anders abhandeln. 

Die auswärtige Kulturpolitik jedenfalls ist in un-
seren Augen ein Instrument der Begegnung zwi-
schen den Völkern. Das unterscheidet sie von allen 
anderen Bereichen der auswärtigen Politik. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Auswärtige Politik ist sonst etwas, was auf der 
Ebene von, wenn es gutgeht, Staatsmännern, nor-
malerweise aber Politikern stattfindet. Aber hier 
haben wir etwas, bei dem sich die Menschen begeg-
nen. Das sollte bitte berücksichtigt werden. Subjek-
tivität in der Wahrnehmung und auch in der Ver-
mittlung von Kultur muß sein. Sie kann überhaupt 
nicht ausgeschlossen werden. Die Vorstellung, daß 
irgend jemand hier ein Kulturbild verordnet, das 
weitergegeben werden müßte, ist — ich sage es 
noch einmal — absurd. 

Ich glaube auch nicht, daß es dem CSU-Vorsitzen-
den in Wahrheit darum ging. In Wahrheit ging es 
ihm darum, die auswärtige Kulturpolitik als ein In-
strument zu benutzen, mit dem er sein Unbehagen 
an der Außenpolitik insgesamt darlegen möchte. 
Aber die auswärtige Kulturpolitik ist uns als ein 
Knüppel in Koalitionsrempeleien und -rüpeleien zu 
schade. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Nun ist es sicherlich nicht die Aufgabe der Oppo-
sition, die Regierung vor ihren eigenen Freunden 
und — verzeihen Sie, Herr Genscher — den Erfin-
der der Wende vor seinem eifrigsten Nachahmer 
oder Nachbeter zu schützen. Das ist nicht unsere 
Aufgabe. 

Aber zwei Dinge möchte ich schon feststellen: 

Erstens. Es ist eine Angelegenheit von nationaler 
Bedeutung, wenn permanent die Außenpolitik eines 
Staates aus der Koalition heraus, die die Politik 
trägt, in Frage gestellt wird. Auswärtige Kulturpoli-
tik ist j a nicht der erste Fall. Ich würde das nicht so 
furchtbar ernst nehmen. Wir hatten das ja schon 
bei Libyen, wir hatten das schon bei Grenada. Herr 
Genscher weiß sicher besser als ich, was er sonst 
noch alles falsch macht. Ich will da keine Rat-
schläge erteilen, aber wenn ich wollte, daß Herr 
Strauß mir zustimmt, dann würde ich öffentlich das 
Gegenteil dessen verlangen, was ich will. Dann 
kann ich sicher sein, daß Herr Strauß dieser Mei-
nung ist. 

Wenn die Bundesregierung diese Außenpolitik 
betreiben würde, die Herr Strauß verlangt, wäre es 
ihm — da können Sie sicher sein — auch nicht 
recht. Auch das würde in München keine Gnade fin-
den. 

Ich möchte zweitens darauf hinweisen, daß dort 
ohne jede Sachkenntnis auch das Problem der 
UNESCO behandelt worden ist. Es ist ungerecht 
und vollkommen falsch von Herrn Strauß, hier noch 
einmal die Forderung nach dem Austritt aus der 

UNESCO zu erheben und so zu tun, als wäre nichts 
geschehen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Vogel [SPD]) 

Die Entscheidung, in der UNESCO zu bleiben, hat 
sich bewährt. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN — Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Lassen Sie mich zum Schluß die Kollegen der 
CSU fragen, warum sie im Unterausschuß für aus-
wärtige Kulturpolitik die von ihrem Parteivorsit-
zenden geforderte Wende in der auswärtigen Kul-
turpolitik nicht gefordert haben, warum sie den 
Austritt aus der UNESCO nicht verlangt haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Geiger. 

Frau Geiger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Eigentlich müs-
sen wir der SPD sehr dankbar sein, daß sie diese 
Aktuelle Stunde zur auswärtigen Kulturpolitik be-
antragt hat, und zwar aus zwei Gründen. Erstens 
kommt auf diese Weise die auswärtige Kulturpoli-
tik, die zu Unrecht ein Schattendasein führt, stärker 
ins Bewußtsein der Bürger und des Parlaments; 
zweitens wird die ganz ausgezeichnete Grundsatz-
rede des bayerischen Ministerpräsidenten zu den 
Zielen und Wegen der auswärtigen Kulturpolitik 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

breiten Kreisen bekannt. Das hat sie verdient, und 
das ist nützlich. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Die Stellung und das Ansehen der  Bundesrepu-
blik  bei ihren europäischen Nachbarn und in der 
Welt hängen nicht ausschließlich vom politischen 
Gewicht unseres Landes ab, sondern nicht zuletzt 
davon, wie sich die Bundesrepublik als Kulturstaat 
präsentiert. Neben den politischen und wirtschaftli-
chen Beziehungen zu anderen Völkern sollte die 
auswärtige Kulturpolitik eine dritte Säule der Au-
ßenpolitik darstellen. 

(Zurufe von der SPD) 

Aber trägt diese dritte Säule wirklich? 

Franz Josef Strauß hat in seiner Rede den Stand-
punkt der CSU zur auswärtigen Kulturpolitik klar 
erläutert. Seine Ausführungen sind, wie er selbst 
sagte, weithin ein Katalog des Erreichbaren statt 
des Erreichten geworden, was nichts anderes heißt, 
als daß unsere auswärtige Kulturpolitik noch viel 
besser werden kann und muß. 

(Zurufe von der SPD) 

Unserer Meinung nach brauchen wir auf einigen 
Sektoren eine Kurskorrektur. Denn die auswärtige 
Kulturpolitik soll in erster Linie für unser Land 
werben, sie soll das Interesse für uns in anderen 
Ländern wecken und Sympathie und Freundschaft 
schaffen. Leider wird aber in manchen Veranstal- 
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tungen und Publikationen der Mittlerorganisatio-
nen ein verzerrtes Deutschlandbild präsentiert. 

(Zuruf von der SPD: Das ist doch falsch!) 

Es schadet unseren Interessen, wenn das Ausland 
den Eindruck erhält, als gäbe es in unserem Land 
eine wenig gefestigte Demokratie, die sich durch 
lautstarke Minderheiten darstellt. 

(Duve [SPD]: Was sind denn lautstarke 
Minderheiten? — Weitere Zurufe von der 

SPD) 

Es gibt in unserem Land nicht nur Überdruß, Unzu-
friedenheit, Randgruppenprobleme und existen-
tielle Ängste, unser Land ist — wenigstens nach 
meiner Meinung — zuallererst schön und liebens-
wert, und seine Bürger sind im allgemeinen fried-
lich und freundliche Menschen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von den 
GRÜNEN: Vor allem in Bayern!) 

Wir müssen dem Ausland zeigen, daß wir eine lange 
Geschichte haben, die sich durchaus nicht auf die 
Geschehnisse des Dritten Reichs reduzieren läßt, 
daß wir über Jahrhunderte eine große humanisti-
sche Kultur gepflegt und Selbstachtung haben und 
ja zu unserem Land und zu unserem Staat sagen. 

Wie wir beim Hearing zur deutschen Sprache in 
der Welt diese Woche hören konnten, fordern auch 
die Deutschlehrer im Auslandsdienst positivere 
Lehrmaterialien. Sie berichteten uns auch, daß 
manche ihrer Schüler nach dem ersten Aufenthalt 
in der Bundesrepublik ganz erstaunt festgestellt ha-
ben, daß die Deutschen lachen können, 

(Rusche [GRÜNE]: Daß sie Kühe haben! — 
Weitere Zurufe von den GRÜNEN und der 

SPD) 

daß die Deutschen in Kneipen sitzen und daß sie 
sich in ihrem Land anscheinend wohlfühlen. Daß 
sie dies erst bei uns merken konnten, spricht gewiß 
nicht für die Lehrmittel. 

Apropos Deutschunterricht in den Goethe-Institu-
ten: Wir wissen, daß in manchen Ländern Tausende 
Deutsch lernen wollen, aber mangels Kapazität 
nicht angenommen werden können. Hat man sich 
eigentlich schon einmal Gedanken über Umschich-
tungen im Haushalt gemacht? Nach meiner Mei-
nung wäre es sinnvoll, weniger auf oft einseitige 
Kulturarbeit — z. B. bezweifle ich ganz stark, ob es 
sinnvoll ist, wenn General Bastian als einziger mili-
tärischer Sachverständiger ausgerechnet nach 
Bombay entsandt wird, um über Atomwaffen zu 
sprechen — 

(Widerspruch bei den GRÜNEN — Klein 
[München] [CDU/CSU]: Ein schlechter 
Witz! — Daweke [CDU/CSU]: Vor allen 
Dingen, der kann auch nicht lachen! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

als vielmehr auf mehr qualifizierten Sprachunter-
richt zu setzen. 

Die auswärtige Kulturpolitik muß für uns zu ei-
nem unersetzlichen Botschafter des guten Willens 

für unser Land im Ausland werden. Nutzen wir die-
ses Instrument optimal, 

(Duve [SPD]: Wer ist „wir" und wer ist „In

-

strument"? — Vogel [München] [GRÜNE]: 
Wir nicht!) 

und beherzigen wir das, was der bayerische Mini-
sterpräsident in seiner Grundsatzrede gesagt hat! 
Denn, Herr Duve, auch wenn es Ihnen nicht gefällt: 
Der Mann hat recht! 

(Beifall bei der CDU/CSU -- Duve [SPD]: 
Der Mann ist rechts!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Schlaga. 

Schlaga (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Der „Münchner Mer-
kur" leitete seinen Bericht über die Strauß-Rede 
mit der Wertung ein: „Ein brillant-profunder Vor-
trag". Ich war dabei. In Wirklichkeit war es eine öde 
62-Seiten-Litanei 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

mit Sottisen wie dieser — Herr Genscher, Sie ken-
nen das —: „Es ist höchste Zeit, die auswärtige Kul-
turpolitik in die Hände einer wirklichen politischen 
Führungskraft zu legen." Vielleicht äußern Sie sich 
dazu; das wäre doch ganz interessant. 

Die „Rundschau" kommentierte diese „profunde 
Rede" lapidar mit: 

Nur weil Strauß wieder einmal in seine Rolle 
verfällt, kann man den hinlänglich berüchtig-
ten Kammerjäger von Ratten und Schmeißflie-
gen doch nicht mehr ernst nehmen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Duve [SPD]: Sehr wahr!) 

— Wie wahr, Herr Duve. — Der Präsident des Goe-
the-Instituts bat Strauß, die Vorwürfe im Dialog 
auszutragen. Denn solche Vorwürfe kann man j a 
nicht einfach so stehenlassen. 

Aber natürlich kann man solche Vorwürfe so ste-
henlassen. „Niedriger hängen" hat das schon Fried-
rich der Große genannt Diese Rede ist für Strauß 
und die CSU so blamabel, daß sich das Goethe-Insti-
tut hüten sollte, den Kakao auch noch selber zu 
trinken, durch den Strauß es ziehen will. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Aber da ist noch der massive CSU-Parteidruck. 
Denn anders kann man sich das folgende ja über-
haupt nicht erklären: Laut Satzung hat das Goethe

-

Institut neben 30 ordentlichen Mitgliedern auch je 
Fraktion des Deutschen Bundestages ein außeror-
dentliches Mitglied. 

(Duve [SPD]: Jetzt kommt noch ein unor

-

dentliches!) 

— Ja. Die CSU wollte aber ein eigenes Mitglied 
haben, wie so oft schon. Und da sie dafür die Drei-
viertelmehrheit nicht bekommen hätte und die 
SPD-Fraktion im übrigen gegen jede Satzungsän- 
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derung Verwahrung eingelegt hat, ging die CSU ei-
nen anderen Weg: den Weg des massiven Drucks. 

(Dr. Hornhues [CDU/CSU]: Sie wissen, daß 
das nicht wahr ist, Herr Schlaga; aber das 

stört Sie weiter nicht!) 

Auf jeden Fall wollte sie ihren auf das Goethe-Insti-
tut dressierten Wadenbeißer Klaus Rose in die Mit-
gliederversammlung gewählt wissen. Das war's 
doch. 

(Zurufe der Abg. Dr. Hornhues [CDU/CSU] 
und Duve [SPD]) 

Und trotz heftiger Proteste wurde Herr Rose am 
12. Juni gewählt. Herr Rose ist ein großer Sucher  — 
gar  keine Frage —, ein Sucher nach den falschen 
Zeitungen, nach den falschen Vorträgen, nach den 
falschen Plakaten und Büchern und Tonbändern in 
den Goethe-Instituten aller Erdteile. 

(Zuruf des Abg. Rose [CDU/CSU]) 

Herr Rose ist der Haushaltsmann, der dem Goethe

-
Institut einen „neuen Wind" androhte. Und Herr 
Rose schrieb im „Bayernkurier": „Die Förderung 
der internationalen kulturellen Zusammenarbeit" 
— das ist das Ziel des Goethe-Instituts — „ähnelt 
mehr der Förderung einer internationalen subkul-
turellen Wühlarbeit." 

(Duve [SPD]: Hört! Hört!) 

Von diesen Roses gibt es noch viele. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Wie aus der 
SED-Parteischule!) 

— So ist es. 

Einen solchen miltanten Kulturpolitiker — oder 
gehört er auch zu einer besonderen Art von Schik-
keria? — 

(Zuruf des Abg. Duve [SPD]) 

holt man sich schwerlich freiwillig in die internatio-
nal renommierte Institution, die den Namen Goe-
thes trägt, auch nicht in der Hoffnung, ihn damit 
einbinden zu können. Denn . dann müßten minde-
stens noch 30 bis 50 CDU- und CSU-MdB Mitglieder 
im Goethe-Institut werden. 

(Dr. Hornhues [CDU/CSU]: Ja, das wär' 
was! — Daweke [CDU/CSU]: Ist das ein 

Angebot?) 

— Von Ihnen, Herr Dr. Hornhues, würde ich das ja 
noch hinnehmen. 

(Daweke [CDU/CSU]: Das war jetzt gefähr

-

lich!) 

Schon im vorigen Jahr wurde, etwas unauffälliger, 
Professor Kreile, CSU-MdB und Mitglied des CSU-
Präsidiums, Mitglied im Goethe-Institut. 

(Duve [SPD]: Hört! Hört!) 

Da auch der bayerische Kultusminister als einziger 
Kultusminister in der Bundesrepublik Mitglied im 
Institut ist und der Landesgruppenvorsitzende der 
CSU, Theo Waigel, massiv Einfluß auf die Personal-
politik im Institut zu nehmen trachtet, gehen wir 
davon aus, daß der auswärtigen Kulturpolitik eine 
krasse Wende bevorstehen soll. Es sind also nicht 

die Hunderttausende von dankbaren Teilnehmern 
an den Veranstaltungen des Goethe-Instituts in al-
ler Welt, die vor den Instituts-Leitern, den Lehrern 
und der Zentrale in München in Schutz genommen 
werden müßten, sondern es ist das Goethe-Institut 
selbst, das offensichtlich zunehmend unseres 
Schutzes vor kulturreaktionärem Einfluß der CSU 
und der Regierung bedarf. Helfen Sie uns dabei! 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Zuruf des Abg. Dr. Hornhues [CDU/CSU]) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Stercken. 

Dr. Stercken (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich hoffe, daß wir uns an die-
sem Morgen wenigstens noch über eines verständi-
gen können. 

(Duve [SPD]: Das hoffen wir auch! — 
Rusche [GRÜNE]: Aber über Herrn Strauß 

nicht!) 

Denn wenn Sie, verehrter Herr Duve, zu Recht an-
mahnen oder fordern, daß auch das Goethe-Institut 
ein Platz kritischen Dialogs sei, dann folgen wir 
Ihnen darin. Nur bitten wir Sie, den kritischen Dia-
log den Politiker nicht auszuschließen — was Sie 
hier laufend tun. Sonst würde ich jene, mit deren 
Meinung ich in einem Goethe-Institut nicht über-
einzustimmen vermag, ähnlich qualifizieren, wie 
Sie hier einen Politiker qualifizieren, der einmal ein 
kritisches Wort zu diesen Dingen ausspricht — — 

(Dr.  Vogel [SPD]: Das war ja nicht kritisch! 
— Duve [SPD]: Was heißt „ein Wort"? Das 
war ein ganzes Wörterbuch: das Wörter-

buch des Ungeistes!) 

— Ja; nun gut; aber Sie kämpfen hier und an ande-
rer Stelle für die Freiheit des Wortes. Warum sind 
Sie eigentlich nicht in der Lage, einem Parlamenta-
rier gleiches angedeihen zu lassen? Warum hat er 
nicht das Recht, das kritisch zu sagen? 

(Dr. Vogel [SPD]: Und wir haben das Recht, 
es zu kritisieren! — Rusche [GRÜNE]: Weil 
man sich für diesen Parlamentarier schä-

men muß; weil er uns blamiert!) 

Ich möchte Ihnen deshalb an diesem Morgen vor-
tragen, was aus unseren Kreisen zu den berühmten 
Staeck-Worten aus Bonn, an die wir uns noch alle 
erinnern, erklärt worden ist, was nun wirklich un-
ser Ansatz, unsere Forderung ist. 

Was hat z. B. Herr Professor Mayer an Herrn von 
Bismarck geschrieben? 

Damit sind wir bei der  Literatur.  Es ist nicht 
nur selbstverständlich, es gehört geradezu zur 
Informationspflicht, daß man auch hier zuvör-
derst die Arrivierten, die großen Tiere traben 
läßt also alles — von Enzensberger, Böll, Grass, 
Handke, Lenz, Martin Walser —, was germani-
stisch auffällt und dissertationsverdächtig ist. 
Insofern keine Kritik an bisheriger Übung mit 
großen Namen. Schon fraglicher ist, ob man die 
braven Verbandstretgäule unserer Literatur — 
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ich nenne aus Höflichkeit keine Namen — mit 
ähnlicher Emphase fördern soll. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Engelmann? 
— Zurufe von den GRÜNEN: Warum 

nicht?) 

Am meisten wundert mich 

— so schrieb er — 

daß gewisse Namen nie oder fast nie auftau-
chen, weil sie Einzelgänger sind, nicht in Seil-
schaften auftauchen 

(Duve [SPD]: Sie meinen doch nicht Zie

-

sel?) 

oder gar — wie schrecklich — in ihren politi-
schen Meinungen mit der numerischen Mehr-
heit bei allgemeinen Wahlen konkordieren. 

Ich glaube, es ist doch ein Petitum, 

(Zurufe von der SPD) 

daß — ich schließe mich solcher Auffassung 
vollends an, darüber muß doch diskutiert wer-
den — — 

(Dr.  Ehmke [Bonn] [SPD]: Wir diskutieren 
doch hier! — Duve [SPD]: Das war aber 
Hans Mayr und nicht Franz Josef Strauß!) 

Ich erlaube mir hier in der Replik auf das, was 
Herr Staeck mit seinem bekannten Intellektuali-
stenkreis hier in Bonn vorgetragen hat, einmal in 
Erinnerung zu bringen und das vorzutragen, was 
wir dazu zu sagen hatten. 

(Rusche [GRÜNE]: Wer hat die Plakate von 
den Wänden gerissen?) 

Ich habe damals an Herrn Harnischfeger aus die-
sem Anlaß geschrieben: 

Es kommt uns nicht darauf an, jetzt aus einer 
sozialliberalen Szenerie eine christlich-liberale 
Szenerie herzustellen. Es geht also nicht dar-
um, Opportunismus zu wecken und die Verant-
wortlichen zu korrumpieren, sondern Einseitig-
keiten in einem wie in anderem Sinne zu wer-
ten und das ganze Spektrum vorzuführen. Das 
muß auch unabhängig von den eigenen politi-
schen Präferenzen möglich sein. 

Ich werde jetzt auch in einigen Diskussionen in 
der Öffentlichkeit deutlich markieren, daß es 
uns nicht um eine Korrektur einer linkslasti-
gen Kulturpolitik zu einer rechtslastigen geht, 

(Beifall des Abg. Duve [SPD]) 

sondern um eine ausgewogene Darstellung des 
gesamten Angebots. Die Kunst steht weder 
links noch rechts, auch wenn einige Funktio-
näre das anders sehen. Der kritische Ansatz, 
den wir mit Recht suchen, beherrscht auch üb-
rigens einen Teil der klassischen Literatur, 

(Beifall des Abg. Duve [SPD]) 

die wir deshalb in ihrer wie in unserer Zeit 
nicht als links empfinden müssen. 

(Rusche [GRÜNE]: Deshalb braucht man 
sich j a nicht nur auf Sturm und Drang zu 

beschränken!) 

Ich nehme dies übrigens auch für mich selber in 
Anspruch, stelle aber mitnichten einen Alleinver-
tretungsanspruch. Herr Duve, das Pachten von 
Wahrheit habe ich immer als Gegensatz zu toleran-
tem demokratischen Denken empfunden. 

(Beifall der Abg. Duve [SPD] und Rühe 
[CDU/CSU] — Zuruf des Abg. Ehmke 
[Bonn] [SPD] — Rusche [GRÜNE]: Das 
werden Sie sehr stark in Ihrer eigenen 

Fraktion finden!) 

— Nein, ich weiche damit nicht aus. Diese Dinge 
sind in voller Übereinstimmung. Das ist Ihr Bild, 
meine verehrten Damen und Herren, das Sie sich 
von uns machen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Das Sie uns vermitteln! 
— Weitere Zurufe von der SPD und den 

GRÜNEN) 

Wenn das, was auch mich immer wieder bewegt hat, 
einmal zugegebenermaßen etwas drastischer dar-
gestellt wird, meine Damen und Herren, dann kann 
ich Ihnen nur sagen: Korrigieren Sie zunächst ein-
mal Ihr Bild, das Sie von unserem kulturellen Ver-
ständnis haben! 

(Duve [SPD]: Wie sollen wir Strauß weg

-

kriegen?) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, Ihre 
Redezeit ist abgelaufen. 

Dr. Stercken (CDU/CSU): Sofort, Herr Präsident. 
Mein kulturelles Verständnis ist zum Beispiel, 

daß ich Ihnen, Herr Duve, zumute, mir mit gleicher 
Toleranz zuzuhören, wie ich das eben auch Ihnen 
gegenüber getan habe. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister des Auswärtigen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Die schwache Führungs

-

figur!) 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich kann 
mich den Dankesworten der CSU an die SPD an-
schließen, was die Abhaltung dieser Aktuellen 
Stunde angeht. Ich möchte in den Dank den Auslö-
ser der Debatte einbeziehen, jedenfalls was die Aus-
lösung der Debatte angeht. 

(Duve [SPD]: Goethe, Grass und Gen

-

scher!) 

Es kann der deutschen auswärtigen Kulturpolitik 
guttun, wenn man über sie diskutiert, wenn man 
dabei aber das beachtet, was — wie ich finde  — 
Herr  Verheugen zu Recht gesagt hat: daß sie ein 
empfindliches Instrument ist und daß Behutsam-
keit im Umgang auch einer berechtigten Kritik si-
cher nicht ihre Würze nehmen muß. 

(Beifall der Abg. Frau Dr. Hamm-Brücher 
[FDP]) 

Ich finde, daß die Unabhängigkeit des Goethe-In

-

stituts ihm bessere Wirkungsmöglichkeiten gibt, als 
es der Fall wäre, wenn die gleichen Leistungen von 
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einer Einrichtung erbracht würden, die als ein ver-
längerter Arm der Regierung erschiene. Wir sollten 
deshalb auch nicht den Eindruck erwecken, als 
wollten wir diese Einrichtungen dazu machen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Jeder in einem Goethe-Institut Tätige muß wis-
sen, daß die Stellung des Instituts für ihn, für seine 
Verantwortung nicht weniger, sondern mehr bedeu-
tet. Das gibt ihm eine größere Verantwortung, und 
das muß sich auch in Toleranz und Pluralität erwei-
sen. Darüber kann man kräftig streiten. Ich fand 
das, was Sie, Herr Duve, über die Toleranz gesagt 
haben, an sich álles sehr nett. Aber, bitte, wenn Sie 
dann zitieren, daß Herr Strauß auf einen Mitarbei-
ter des Goethe-Instituts verwiesen hat, der Beacht-
liches über die Klassiker und ihre Verwendung in 
den Programmen gesagt hat, sollte man ihm doch 
nicht gleich das parteipolitische Plakat umhängen. 
Zur Toleranz und Pluralität in den Goethe-Institu-
ten gehört der Abgeordnete Rose genauso wie Herr 
Ross als Mitarbeiter des Goethe-Instituts. Das geht 
j a in beide Richtungen. 

(Duve [SPD]: Ich wollte nur Roß und Reiter 
nennen!) 

Wenn wir von Pluralität reden, muß das auch hier 
heißen: im Zweifel für die Freiheit. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Kulturstaat im Sinne einer Staatszielbestim-
mung meint — wie das Bundesverfassungsgericht 
es ausgedrückt hat —, ein freiheitliches Kulturle-
ben zu erhalten und zu fördern. Da wird viel mehr 
verlangt als ein kultureller Nachtwächterstaat, ob-
wohl — wie man immer wieder feststellen kann — 
die  Forderung, der Staat müsse sich als oberste 
Institution für das vermeintlich richtige Kulturver-
ständnis betätigen, offenbar so unsterblich ist, wie 
es die kulturellen Leistungen der Großen unserer 
Kulturgeschichte sind. Für die auswärtige Kultur-
politik werden solche Forderungen auch erhoben. 
Da darf man niemanden ausgrenzen wollen. 

Hier ist interessanterweise der Auftritt von 
Herrn Bastian in einem Goethe-Institut erwähnt 
worden. Frau Kollegin, er war, dort nicht Redner des 
Goethe-Instituts, er war auf Einladung einer indi-
schen Organisation in Indien 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

und hat an einer öffentlichen, allgemein zugängli-
chen Veranstaltung des Goethe-Instituts teilgenom-
men. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Ich denke, ich hätte den Leiter des Instituts kritisie-
ren müssen, wenn er einem Abgeordneten des 
Deutschen Bundestages den Zugang zur Veranstal-
tung verweigert hätte. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ich hätte ihn genauso kritisiert, wenn zur Dar-
stellung der deutschen Sicherheitspolitik in einsei-
tiger Weise eingeladen worden wäre. Ich verstünde 
es, wenn jemand Anstoß daran nähme, daß nur Ver-
treter einer Fraktion anwesend wären. Dabei würde 

ich die Einseitigkeit übrigens auch dann beklagen, 
wenn nur ein Abgeordneter der FDP eingeladen 
worden wäre. 

Ich denke, wir sind uns einig: Das vermittelte 
Deutschlandbild wäre einseitig, wenn es nur das 
Genehme oder Angenehme brächte. Daß es das Po-
sitive nicht ausparen darf, ist doch selbstverständ-
lich. Aber was ist denn das Positive unseres kultu-
rellen Lebens? Das ist doch gerade seine Plurali-
tät, 

(Beifall bei der FDP, der SPD und den 
GRÜNEN) 

d. h. wenn wir sie nicht mehr zeigten, verschwiegen 
wir sozusagen die Schokoládenseite der Bundesre-
publik Deutschland. Das darf man doch dazu sa-
gen. 

Was wichtig ist, ist, daß wir erkennen, daß das 
Auftreten von Literaten, von Künstlern, und zwar 
ihr ungehindertes Auftreten, immer eine Zierde für 
eine freiheitliche Demokratie und einen Kultur-
staat ist. 

(Sehr wahr! bei der FDP) 

Vielleicht pflügen sie auch tiefer, wenn es darum 
geht, das Bild eines neuen, eines demokratischen 
Deutschlands zu vermitteln, als es mancher von uns 
vermöchte. Es wird niemanden überraschen, wenn 
ich sage, daß es viele Fragen der aktuellen Politik 
gibt, in denen ich mit Heinrich Böll gänzlich unter-
schiedlicher Meinung war und mit Günter Grass 
bin, aber wenn sie nicht für uns auftreten würden, 
wenn sie ihre Meinungen nicht in den Goethe-Insti-
tuten äußern könnten, unsere auswärtige Kulturpo-
litik wäre ärmer, 

(Duve [SPD]: Sehr richtig!) 

wie unsere Kultur ohne sie ärmer wäre. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Das gehört also mit dazu. 

(Dr. Stercken [CDU/CSU]: Das hat auch 
Strauß gesagt!) 

Deshalb sollten wir uns darauf konzentrieren, 
festzustellen, ob es tatsächlich eine Verletzung des 
Grundsatzes der Toleranz gibt. Wenn ich einmal die 
Punkte der Kritik — auch der berechtigten — an 
Programmen der Goethe-Institute nehme und sie 
mit der großen Zahl von kulturellen Veranstaltun-
gen, die die Goethe-Institute abhalten, vergleiche, 
finde ich, es sind herzlich wenige. Wer den kulturel-
len Teil einer Tageszeitung mit Berichten über das 
Kulturleben irgendeiner deutschen Großstadt liest, 
wird feststellen, daß dort viel mehr Kritik geübt 
wird und auch geübt werden kann als an der welt-
weiten Arbeit der Goethe-Institute. Nein, ich denke, 
daß das Goethe-Institut sachlich begleitende Kritik 
aber auch Unterstützung und Dank verdient. 

Nun möchte ich mich mit einer Bemerkung befas-
sen, die der Herr Kollege Strauß in seiner Rede 
gemacht hat. Da heißt es: 

Zu welchen grotesken Verdrehungen und Ver-
zerrungen des Deutschlandbildes eine solche 
ungewollte Arbeitsteilung bei den Adressaten 
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unserer auswärtigen Kulturpolitik führen muß, 
liegt auf der Hand. Die hellen und festlichen 
Farbtöne, mit denen die DDR ihr Land im Aus-
land malt, werden auf Dauer erfolgreicher sein 
als die düstere Götterdämmerungspalette der 
Bundesrepublik Deutschland. Da hilft es gar 
nichts, sich auf Aktualität und Objektivität zu 
berufen. Jeder kleine Sieg, den die DDR oder 
ein anderes Land des Ostblocks auf dem Par-
kett der auswärtigen Kulturpolitik erringt, ist 
auch ein kleiner außenpolitischer Sieg des 
kommunistischen Lagers. 

Meine Damen und Herren, im Wettbewerb der 
Wertordnungen ist unser stärkster Trumpf die Frei-
heitlichkeit und Pluralität unserer Ordnung, 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 
und ich würde diesen Wettbewerb gerade suchen 
wollen. 

Am 28. August 1985 war im „Neuen Deutschland" 
ein Artikel aus einer sowjetischen Literaturzeit-
schrift mit der Überschrift „Die Leninsche Kultur-
konzeption und die Gegenwart" abgedruckt. Darin 
wurde die wahrheitsgetreue Widerspiegelung des 
Lebens im Lichte der hohen Ideale gefordert. 

(Duve [SPD]: Strauß als Leninist!) 
Meine Damen und Herren, das wollen wir nicht! 

(Beifall bei der FDP — Zustimmung der 
Abg. Dr. Vogel und Duve [SPD]) 

Hier unterscheiden wir uns, und wir wissen aus den 
Diskussionen unter den Intellektuellen, die heute 
noch in der DDR sind, daß sie diesen Artikel als 
eine Bedrohung ihrer kleinen Freiheit betrachtet 
haben. 

(Duve [SPD]: Hört! Hört!) 

Ich denke, wir sollten immer ein Wort beherzigen, 
das Christa Wolf uns geschenkt hat. Sie hat nämlich 
gesagt — und das gilt für uns alle, ob wir als Künst-
ler oder als Politiker tätig sind —: Laßt euch nicht 
von den Eigenen täuschen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und Abge

-

ordneten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Rose. 

Dr. Rose (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Was ist in der letzten Woche in 
München wirklich passiert? Eigentlich gar nichts, 
außer daß zum erstenmal der bayerische Minister-
präsident in seiner Funktion als Ministerpräsident 
beim Goethe-Institut eingeladen war und dort ge-
sprochen hat. 

(Duve [SPD]: Er ist als CSU-Vorsitzender 
eingeladen worden!) 

Es hatte vorher nie ein bayerischer Ministerpräsi-
dent, aber auch nie ein Oberbürgermeister der 
Stadt München beim Goethe-Institut sprechen dür-
fen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Unsinn!) 

Das zeigt doch, daß die Leute ein bißchen aufge-
schreckt sind, 

(Duve [SPD]: In der Einladung steht „CSU- 
Vorsitzender"!) 

daß sie aus ihrer Inzucht-Perspektive ein bißchen 
hochgerissen wurden und daß sie sich jetzt mit Ge-
danken auseinandersetzen müssen, die endlich ein-
mal — es war höchste Zeit — auch dort gesagt wer-
den mußten. 

Meine Damen und Herren, was regt Sie denn 
dabei so sehr auf? 

(Dr. Vogel [SPD]: Sie!) 

Auf der einen Seite werfen Sie allen vor, 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Daß ihr die DDR 
nachmachen wollt, das regt uns auf!) 

daß man irgendwelchen Leuten oder auch Ihnen die 
Meinungsfreiheit nicht zubilligt. Auf der anderen 
Seite machen Sie aber denselben Fehler. Sie möch-
ten z. B. dem Herrn Strauß einen Maulkorb umhän-
gen; 

(Zurufe von der SPD) 

er soll eben das, was er gesagt hat, nicht sagen dür-
fen. Natürlich wird er sagen, wie er sich die Politik 
vorstellt, genauso wie Sie das sagen werden. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, kommen wir doch zu 
dem, was Strauß wirklich gesagt hat, und nicht zu 
dem, was Sie aus den Zeitungen zitiert haben, die 
bekanntermaßen nicht das Richtige gebracht ha-
ben. 

(Zurufe von der SPD) 

Strauß hat in seiner Rede vor den Leuten vom 
Goethe-Institut nicht pauschal verurteilt. 

(Duve [SPD]: Hört! Hört!) 

Er hat eine Reihe von Institutionen aus der Szene 
der auswärtigen Kulturpolitik ausdrücklich gelobt, 

(Duve [SPD]: Hört! Hört! — Dr. Ehmke 
[Bonn] [SPD]: Nein!) 

z. B. die Alexander-von-Humboldt-Stiftung. Er hat 
auch das Goethe-Institut insgesamt positiv heraus-
gestrichen. Sie brauchen sich bloß noch einmal die 
Seite 62 anzusehen. 

(Duve [SPD]: Schön auswendig gelernt!) 

Wenn Sie, meine Damen und Herren, also so tun, 
als wäre hier etwas Besonderes passiert, ein Rund-
umschlag, dann ist das einfach nicht wahr. 

(Zurufe von der SPD) 

Sie täuschen sich, oder Sie verbreiten bewußt die 
Unwahrheit. 

(Dr. Vogel [SPD]: So ein Schmarren!) 

Ministerpräsident Strauß hat seine Gedanken von 
der auswärtigen Kulturpolitik ausgebreitet, und er 
hat dabei die Sorgen von vielen, vielen Bürgern, die 
an ihn herangebracht wurden, ernstgenommen und 
sie auch vertreten. 

(Dr. Vogel [SPD]: Was soll denn das?) 
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Auch das wird man in der Politik tun dürfen, denn 
nicht bloß uns, sondern wahrscheinlich auch Ihnen 
werden immer wieder Briefe ins Haus kommen, 
daß das Goethe-Institut in verschiedenster Weise 
Gutes, aber auch Schlechtes macht. Er hat gesagt, 
daß die internationale Kulturschickeria nicht allge-
meingültig ist. Ich glaube, da hat er doch wohl recht. 
Natürlich ist das nicht allgemeingültig, natürlich 
kann man auch hier streiten, ob der eine oder an-
dere besser oder schlechter ist. 

Meine Damen und Herren, ich brauche diese 
Rede des Herrn Strauß nicht zu verteidigen; da 
braucht nichts verteidigt zu werden, denn das ist 
eine ganz wichtige Sache gewesen. Ich möchte viel-
mehr in der einen Minute, die mir bleibt, die Ge-
meinsamkeiten unserer auswärtigen Kulturpolitik 
herausstellen. Da werden wir uns doch nicht strei-
ten, daß wir die 820 Millionen DM, die für auswär-
tige Kulturpolitik im Etat stehen, vernünftig ver-
wenden müssen, daß wir mehr für die deutsche 
Sprache tun müssen und daß auch das Goethe-Insti-
tut aufgerufen ist, mehr dafür zu tun. Ich empfinde 
es als äußerst seltsam, daß z. B. das Goethe-Institut 
in Karatschi einfach mit der Behauptung, dort be-
stehe kein Interesse am Deutschunterricht, alle 
seine Aktionen auf Englisch macht. Der Deutschun-
terricht ist gestrichen. Im selben Land Pakistan, wo 
angeblich in Karatschi kein Interesse an Deutsch 
besteht, wird in Lahore immer mehr Deutschunter-
richt erteilt. Liegt es jetzt nicht an uns, dafür zu sor-
gen, daß die deutsche Sprache ein bißchen mehr 
gefördert wird? Sollte man dem Leiter eines Goe-
the-Instituts, der kein Interesse daran hat, nicht sa-
gen, er müsse sich darum kümmern? Ich bin der 
Meinung, das sollten wir tun. Wir sollten auch das 
Deutschlandbild viel, viel breiter darstellen. Wir 
sollten mehr historische Tatsachen bringen und vie-
les andere mehr. Das ist eigentlich auch das gewe-
sen, was Herr Strauß gesagt hat. 

Lassen Sie mich zum Schluß einen eigentlich 
sonst recht kritischen Journalisten zitieren, der 
hier aber bestimmt gut hineinpaßt. Er hat zum 
70. Geburtstag von Herrn Strauß gesagt: 

Politiker und Journalisten mögen darüber 
streiten, ob die Republik von Bonn aus oder in 
München regiert wird. Die Persönlichkeit 
Franz Josef Strauß hat es nicht verdient, sie 
immer und immer wieder in das ebenso klein-
karierte wie intrigante Tagesgeschäft zu zie-
hen. 

(Lachen bei der SPD) 
Das möchte ich Ihnen, Herr Duve, und Ihnen, Herr 
Rundum-Schlaga, auch einmal hinter die Ohren 
schreiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Dr. Martiny-Glotz. 

Frau Dr. Martiny-Glotz (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Herr Rose, zunächst 
möchte ich Sie darauf hinweisen, daß Seite 62 ge-
nau vier Zeilen hat. In zweien wird das Ansehen der 
Bundesrepublik Deutschland noch einmal ange

-

sprochen, und dann bedankt sich Herr Strauß für 
die Einladung. 

Womit wir es tatsächlich zu tun haben, das ist 
wieder einmal ein Störfall im Kraftwerk Strauß, 
wieder einmal das beachtliche Potential an spaltba-
rem Material, eingesetzt, um Keile zu treiben. Wie-
der einmal sind alle Sicherungen durchgebrannt. 
Was bleibt, ist die anhaltende Verseuchung des kul-
turellen Klimas, die uns die geistig-moralische 
Wende mal so richtig spüren läßt. Fragt sich nur, 
um ein bißchen zynisch zu werden, ob wir es bei der 
Halbwertzeit mehr mit Jod-131 oder mit Cäsium zu 
tun haben. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Der Mann, der die auswärtige Kulturpolitik „drin-
gend in die Hände einer wirklichen politischen Füh-
rungskraft" gelegt wissen möchte, bekam an jenem 
Tag des Jahres 1984, als hier im Deutschen Bundes-
tag die erste deutsche Kulturdebatte überhaupt 
stattfand, den höchsten Orden der Republik Süd-
afrika verliehen. Der Mann, der den Goethe-Institu-
ten vorwirft, sie seien ein Tummelfeld der Kultur- 
und Literaturschickeria, wurde von all meinen Ge-
sprächspartnern, die ich 1979 auf der einzigen Rei-
se, die ich für das Goethe-Institut nach Australien 
machen konnte 

(Daweke [CDU/CSU]: Das ist auch nicht 
schlecht!) 

— ich sprach über Frauenpolitik —, als große Ge-
fahr für die Demokratie in Deutschland empfunden. 
Er kandidierte nämlich als Bundeskanzler. Die Bür-
gerinnen und Bürger bei uns hielten aber nichts 
von der wirklichen politischen Führungskraft eines 
Franz Josef Strauß und wählten Helmut Schmidt. 
Die Australier konnten beruhigt sein. 

Meine Damen und Herren, gestern ist ein Brief 
veröffentlicht worden, in dem sich über 100 Künst-
ler, von Axel von Ambesser bis Sonja Ziemann, bei 
der CSU und bei Franz Josef Strauß für die Lei-
stungen im Freistaat Bayern für Kunst und Kultur 
bedanken. Ob sie nicht zur Kulturschickeria gehö-
ren: Alice und Ellen Kessler, René Kollo, Siegfried 
Lowitz, Hermann Prey, Ralph Siegel, Walter Sedl-
mayr, Elke Sommer und die anderen, die da unter-
schrieben haben? Jeder macht einmal eine Dumm-
heit; aber haben sich die Herrschaften wirklich 
überlegt, ob sie sich mit ihrer Unterschrift nicht in 
die falsche Gesellschaft begeben, 

(Beifall bei der SPD — Dr. Stercken [CDU/ 
CSU]: Das ist eine pluralistische Gesell-

schaft! Sonst haben wir keine Freiheit!) 

nämlich in die der Münchner Kulturschickeria in 
der schönsten aller Medienwelten? Diese Münchner 
Kulturschickeria hat vor der letzten bayerischen 
Kommunalwahl so wunderbar kabarettistisch eins 
aufs Dach gekriegt, in den Kammerspielen immer 
ein volles Haus gehabt und schließlich Herrn Kiesl 
den Kopf gekostet. Die 100 bedanken sich für ein — 
ich zitiere — „Klima, in dem sich Kreativität frei 
entfalten könne". Ich will niemanden beleidigen, 
aber die Frage nach der Kreativität bei den Kess-
ler-Zwillingen, Ralph Siegel und Sonja Ziemann 
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muß erlaubt sein. Soll das unser Kulturangebot für 
die Selbstdarstellung im Ausland sein? Herr von 
Bismarck war schlecht beraten, das bramarbasie-
rende Extemporiergenie aus der Staatskanzlei zum 
Gastredner zu machen. Er hätte wissen müssen: 
Das kann nur schiefgehen. 

Wir Sozialdemokraten stehen zur Arbeit der Goe-
the-Institute im Ausland; sie sind mit das Beste, 
was wir Deutschen zu verkaufen haben. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Frau 
Dr. Hamm-Brücher [FDP]) 

Wir Sozialdemokraten ertragen es auch, daß das 
Goethe-Institut Leute ins Ausland entsendet, die 
unsere Überzeugungen nicht teilen. Wieso tut sich 
eigentlich der Vorsitzende einer 60 %-Partei so 
schwer mit der Liberalitas Bavariae? Den Störfall 
Strauß bitte abschalten! 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Frau 
Dr. Hamm-Brücher [FDP]) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Daweke. 

Daweke (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich möchte gern die Diskussion 
der letzten Stunde zusammenfassen. Die erste Fra-
ge, die sich wirklich stellt, hat Kollege Stercken 
soeben schon ausgesprochen. Wenn das Goethe-In-
stitut ein Haus ist, in dem Spruch und Widerspruch 
und damit auch Kritik zur Tagesordnung gehören, 
weshalb soll dann das Goethe-Institut selbst sozu-
sagen im kritikfreien Bereich existieren? Muß sich 
dieses Haus, in dem sehr viel emanzipatorische 
Pädagogik zu Hause ist, nicht selbst fragen lassen, 
ob es sich nicht auch selbst immer wieder neu zur 
Diskussion stellen muß? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Weiter möchte ich etwas zu dem Gejammer sa-
gen, das exemplarisch vor allem durch Herrn Duve 
hier vorgetragen worden ist und das man gelegent-
lich jetzt auch in den Zeitungen lesen kann. Kann 
es nicht sein, daß Herr Strauß mit seiner Kritik auf 
Leute gestoßen ist, die — vielleicht in einer anderen 
Sprache, zugegeben — im Goethe-Institut selber 
existieren und die ein Stück seiner Kritik gelegent-
lich auch intern vortragen? Fühlen sich hier nicht 
Leute ertappt? 

(Dr. Vogel [SPD]: Na! — Duve [SPD]: Wol

-

len Sie die Wende oder nicht?) 

Das zweite ist: Haben wir hier nicht das Goethe

-

Institut sozusagen in seiner Introvertiertheit und in 
einem Stück seiner Selbstgefälligkeit ertappt, die 
besonders durch Herrn Harnischfeger jetzt wieder 
dokumentiert worden ist, der sagt: Das interessiert 
uns alles nicht, was hier an Kritik kommt, daraus 
werden wir überhaupt keine Konsequenzen ziehen, 
wir befassen uns damit nicht? 

(Vorsitz: Präsident Dr. Jenninger) 

Ist hier nicht eine verfestigte Institution ertappt 
worden, wie sie sich selbstgefällig immer selbst be-
klatscht, und resultiert nicht auch daraus ein gro-
ßes Stück von diesem Gejammere heute morgen? 

Der dritte Punkt, den ich erwähnen will, wurde 
durch Rolf Michaelis initiiert, der gestern in der 
„Zeit" sagte, die auswärtige Kulturpolitik sei eine 
der schönsten und zartesten Blüten unserer Kultur. 
Ich will dem nicht widersprechen. Ich will nur sa-
gen: Wird hier nicht sozusagen auch mit diesem 
Bild ein Widerspruch deutlich, wenn man weiß, daß 
das Goethe-Institut nicht nur eine zarte Blüte, son-
dern daß es auch ein sehr robustes Haus mit B-Stel-
len, BAT-Stellen und Kündigungsschutz ist? 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Die wollen die 
alle haben!) 

— Natürlich wollen sie die alle haben. Nur scheint 
es mir das Problem zu sein, daß eine solche Institu-
tion auch immer mit sich selbst kämpfen muß, näm-
lich mit der Trägheit, die ein solcher Apparat, wenn 
er sehr groß ist, auch mit sich bringt. 

Die Frage muß doch z. B. sein -- sie hat Herr 
Strauß nicht gestellt, aber ich will sie, vielleicht in 
seinem Sinne, hier nachtragen —, ob es denn dem 
Goethe-Institut nicht selbst zu denken gibt, daß es 
ihm nicht gelingt, Künstler, Schriftsteller, nicht als 
freischaffende, die durch die Welt reisen, sondern 
für die Tätigkeit im Goethe-Institut selbst zu ge-
winnen, was in anderen Ländern eine Tradition 
hat. 

(Dr. Hornhues [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Es gibt auch Länder, die die Tradition haben, daß 
Schriftsteller Kultusminister werden. Aber wieso 
gelingt es nicht, solche Menschen zu gewinnen, die 
als deutsche Schriftsteller und Künstler für uns in 
die Welt hinausgehen, und zwar irgendwo auf 
Dauer fünf, sechs Jahre arbeiten und dann wieder 
in ihren eigentlichen Beruf, zu ihrer künstlerischen 
Tätigkeit, zurückkehren? 

(Dr. Hornhues [CDU/CSU]: Sehr berech-
tigte Frage!) 

Noch eine letzte Bemerkung zum Deutschland-
bild, das hier gelegentlich beklagt worden ist — 
auch Herr Genscher hat das getan —: Ich habe die 
Bemerkungen aus München so verstanden: Wenn 
die DDR Goethe, Schiller, die alten Ufa-Filme für 
sich reklamiert, sei zu fragen: Kommen wir nicht 
auf Dauer mit einer solchen aggressiven Kulturpoli-
tik der DDR ins Hintertreffen, wenn wir uns auf 
Tagespolitik beziehen? 

(Dr. Vogel [SPD]: Die alten Ufa-Filme sind 
aggressiv?) 

- Ich meine das so, daß die DDR diese Art von 
deutscher Kulturgeschichte für sich reklamiert. 
Wie Sie wissen, Herr Vogel — aber Sie wissen es 
vielleicht doch nicht —, reklamiert sie sogar Bis-
marck inzwischen für sich. 

(Dr. Vogel [SPD]: Na und?) 

Und sie transportiert das auf eine Art und Weise, 
um die eigene Wirklichkeit heute zu übertünchen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Es ist doch gut, wenn sie 
Goethe und Bismarck für sich reklamieren! 

Sollen sie Bakunin nehmen?) 
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Wenn es in diesem Sinne vielleicht Übereinstim-
mung zwischen uns geben könnte, sollten wir uns 
überlegen, ob nicht auch hier Konsequenzen für die 
Kulturpolitik der Bundesrepublik zu ziehen sind. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat die Frau 
Abgeordnete Dr. Hamm-Brücher. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Bravo! Jetzt 
kommt der Satz!) 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der Satz kommt nicht 
mehr, Herr Ehmke, sondern ein anderer, weil ich 
glaube, daß es sehr wichtig ist, daß wir am Schluß 
einer sehr verkürzten und auch nicht vertiefenden 
Debatte uns doch noch einmal klarwerden, daß bei 
uns der Umgang zwischen politischer Macht und 
unseren geistigen Vertretern im In- und Ausland 
immer noch ein Problem ist. 

(Dr. Vogel [SPD]: So ist es!) 

Es ist seit Heinrich Heine, noch weiter zurück: seit 
Friedrich Schiller bis hin zu Heinrich Böll immer 
wieder dieselbe Dramaturgie: Der Umgang mitein-
ander ist sehr schwierig, und wir finden keinen 
Weg, daß jeder die jeweils anderen Aufgaben und 
Einstellungen respektiert. 

Ich habe mich nur gemeldet, weil ich mich an die 
Zeit der wilden innenpolitischen Auseinanderset-
zungen in Frankreich während des Algerien-Krie-
ges erinnert habe, als die Intellektuellen in Frank-
reich sehr engagiert und mit ungeheurem Einsatz 
diesem schrecklichen Krieg ein Ende setzen woll-
ten, man Charles de Gaulle aufforderte, endlich ge-
gen Paul Sartre gerichtlich vorzugehen — es ist ein 
Parallelfall — und de Gaulle dann sagte: „Sartre 
c'est la France aussi." Ich glaube, diese Einstellung 
zu intellektuellen, kritischen Linken, gelegentlich 
am Rande des demokratischen Spektrums, zu re-
spektablen Intellektuellen, sollte auch in Deutsch-
land, liebe Kolleginnen und Kollegen, die Leitlinie 
unserer auswärtigen Kulturpolitik sein. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und den 
GRÜNEN) 

Das gehört auch zu dem Einsatz für die Bandbreite, 
von der Herr Genscher gesprochen hat. 

Wenn Sie es nicht über sich bringen, nur weil Sie 
den einen oder anderen Schriftsteller nicht mögen, 
anzuerkennen, daß diese im Ausland unser kultu-
relles Ansehen geprägt haben, dann wäre das sehr 
bedauerlich; denn dann würden wir nach dieser 
Stunde wirklich einen Konsens zerstört haben, der 
lange Zeit tragfähig und auch fruchtbar war. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, die Aktuelle Stunde ist beendet. 

Wir fahren in der Tagesordnung fort. Interfrak-
tionell ist vereinbart worden, die heutige Tagesord-
nung um die zweite und dritte Beratung des von der 
Fraktion der SPD eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Weiterentwicklung des Schwerbehin-
dertengesetzes und des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Ersten Gesetzes zur 
Änderung des Schwerbehindertengesetzes — 
Drucksachen 10/1731, 10/3138, 10/5673, 10/5678 — 
zu erweitern. Sind Sie damit einverstanden? 
— Ich höre keinen Widerspruch. Dann ist so be-
schlossen. 

Ich rufe dann die soeben aufgesetzten Zusatzta-
gesordnungspunkte 7 und 8 auf: 

7. Zweite und dritte Beratung des von der Frak- 
' tion der SPD eingebrachten Entwurfs eines 

Gesetzes zur Weiterentwicklung des Schwer-
behindertengesetzes (SchwbWb) 
— Drucksache 10/1731 — 

a) Beschlußempfehlung und Bericht des 
Ausschusses für Arbeit und Sozialord-
nung (11. Ausschuß) 

— Drucksachen 10/5673, 10/5701 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Lohmann (Lüdenscheid) 
Kirschner 
Frau Dr. Adam-Schwaetzer 
Bueb 

b) Bericht des Haushaltsausschusses 
(8. Ausschuß) gemäß § 96 der Geschäfts-
ordnung 

— Drucksache 10/5678 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Sieler (Amberg) 
Strube 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Dr. Müller (Bremen) 

(Erste Beratung 146. Sitzung) 

8. Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Ersten Gesetzes zur Änderung des Schwer-
behindertengesetzes (SchwbWG) 
— Drucksache 10/3138 — 

a)  Beschlußempfehlung und Bericht des 
Ausschusses für Arbeit und Sozialord-
nung (11. Ausschuß) 

— Drucksachen 10/5673, 10/5701 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Lohmann (Lüdenscheid) 
Kirschner 
Frau Dr. Adam-Schwaetzer 
Bueb 
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b) Bericht 	des 	Haushaltsausschusses 
(8. Ausschuß) gemäß § 96 der Geschäfts-
ordnung 

— Drucksache 10/5678 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Sieler (Amberg) 
Strube 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Dr. Müller (Bremen) 

(Erste Beratung 146. Sitzung) 

Zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung lie-
gen auf den Drucksachen 10/5680 bis 10/5687 und 
10/5689 bis 10/5691 Änderungsanträge der Fraktion 
der SPD vor. 

Meine Damen und Herren, nach einer interfrak-
tionellen Vereinbarung sind für die Beratung dieser 
Zusatztagesordnungspunkte 60 Minuten vorgese-
hen. — Ich höre keinen Widerspruch. Dann ist so 
beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. 

Das Wort hat der Abgeordnete Lohmann. 

Lohmann (Lüdenscheid) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das 
Gesetz zur Sicherung der Eingliederung Schwerbe-
hinderter in Arbeit, Beruf und Gesellschaft, kurz 
Schwerbehindertengesetz genannt, hat sich in sei

-

ner Grundkonzeption bewährt. Das sagen alle, das 
sagt auch der Gesetzentwurf der SPD. Mehr als 
eine Million haben Arbeit; 120 000 suchen noch ei-
nen Arbeitsplatz. 

Nun ist aber das Schwerbehindertengesetz ein 
wenig in die Jahre gekommen. Wir haben erheblich 
veränderte Verhältnisse auf dem Arbeitsmarkt. Wir 
haben andere wirtschaftliche Rahmenbedingungen 
als seinerzeit bei dem Inkrafttreten. Eine Anpas-
sung ist erforderlich, um die Wirksamkeit des In-
strumentariums zu erhalten und zu verbessern. 

Im Vordergrund der Bemühungen stand damals 
und steht heute, die Einstellungs- und Beschäfti-
gungschancen der Schwerbehinderten auf dem Ar-
beits- und Ausbildungsstellenmarkt zu erhöhen. 
Wir können zwar mit Freude feststellen, daß auch 
jetzt schon Erfolge auf diesem Sektor nicht zu über-
sehen sind. Im Mai dieses Jahres hat die Zahl der 
arbeitslosen Schwerbehinderten noch einmal deut-
lich abgenommen. Es sind jetzt nur noch rund 
120 000, die einen Arbeitsplatz suchen. 

Um diese Menschen geht es in ganz besonderem 
Maße, meine Damen und Herren. Die CDU/CSU-
Fraktion ist der festen Überzeugung: Durch die No-
vellierung des Schwerbehindertengesetzes wird 
eine wesentliche weitere Voraussetzung für die 
dringend notwendige Verringerung der Arbeitslo-
sigkeit Schwerbehinderter geschaffen. 

Ich sage es noch einmal: Ziel ist, die Einstellungs- 
und Beschäftigungschancen der Schwerbehinder

-

ten zu verbessern. Nach unserer Auffassung kommt 
man diesem Ziel näher, wenn man sich erstens um 
die Beseitigung beschäftigungs- und ausbildungs-
hemmender Vorschriften bemüht, zweitens die 
Einstellung und Beschäftigung Schwerbehinderter 
verstärkt fördert und drittens auch die Rechtsstel-
lung des Vertrauensmannes und seines Stellvertre-
ters verstärkt. 

Meine Damen und Herren, der Begriff „Minde-
rung der Erwerbsfähigkeit" war mißverständlich 
und einstellungshemmend. Er suggerierte dem Ar-
beitgeber einen Menschen, dessen Erwerbsfähig-
keit in Zweifel steht, obwohl einem großen Teil der 
Schwerbehinderten damit Unrecht getan wurde. 
Hier ist es von großer — auch psychologischer — 
Bedeutung, daß wir nunmehr vom „Grad der Behin-
derung" sprechen. Es war ausbildungshemmend, 
daß die Ausbildungsverhältnisse bei der Berech-
nung der Mindestzahl von 16 Beschäftigten und der 
Zahl der zu beschäftigenden Schwerbehinderten 
mitzählten. Wir haben dieses Hemmnis beseitigt, 
allerdings zugleich auch eine zeitliche Befristung 
eingeführt, weil wir der Meinung sind, daß dieses 
Problem bis 1989 nicht mehr von so großer Bedeu-
tung sein wird. 

Meine Damen und Herren, wir sind der Auffas-
sung, daß der Abbau der beschäftigungshemmen-
den Vorschriften zusammen mit der Erhöhung der 
Ausgleichsabgabe die Arbeitgeber dazu veranlas-
sen wird, mehr Schwerbehinderte einzustellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es werden, ohne die sozialen Schutzrechte der 
Schwerbehinderten in ihrem Kern anzutasten, Zu-
gangsbarrieren gesenkt, die manchen Arbeitgeber 
bisher davon abgehalten haben, Schwerbehinderte 
einzustellen. 

Nun wird die Opposition gleich wieder behaupten, 
wir hätten Rentnern, Kriegsopfern, Kranken, Ar-
beitslosen, Sozialhilfeempfängern und Schwerbe-
hinderten Daueropfer auferlegt 

(von der Wiesche [SPD]: Das stimmt doch 
wohl auch! — Frau Fuchs [Köln] [SPD]: So 

ist es! Sehr richtig!) 

und fügten mit einem solchen Gesetz nun einen 
weiteren Mosaikstein in diese Entwicklung. 

Es mußten von allen Opfern gebracht werden. 
Das ist wahr. 

(Glombig [SPD]: Vor allem von denen!) 

Aber während Helmut Schmidt, Herr Glombig, vor 
der Wahl z. B. von „Problemchen" bei der Rente 
gesprochen hat und hinterher die Renten gekürzt 
hat, 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Das ist kein 
Grund, das Schwerbehindertengesetz zu 
ändern! — Glombig [SPD]: Gekürzt haben 

Sie!) 

hat die Bundesregierung unter Helmut Kohl vor 
der Wahl gesagt, daß auf alle Opfer zukommen, um 
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den Scherbenhaufen zu beseitigen, den Sie hinter-
lassen hatten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn das, was zu anderen Zeiten als Schutzrecht 
angesehen und geplant war, sich inzwischen als 
Schutzzaun gegen diejenigen herausstellt, die drau-
ßen stehen, 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Das ist blanker 
Zynismus!) 

dann muß darüber nachgedacht werden, wie man 
denen helfen kann, die draußen stehen. 

(Dr. Faltlhauser [CDU/CSU]: Die Frau 
Fuchs will nicht nachdenken!) 

Frau Fuchs, ich meine, das Schwerbehinderten-
thema eignet sich nun wirklich nicht dazu, 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Das ist zy

-

nisch!) 

parteipolitische billige Polemik in den Raum zu 
bringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dazu sollten uns die Schwerbehinderten wirklich 
zu schade sein. 

Meine Damen und Herren, die Nichtberücksich -
tigung von Ausbildungsplätzen bei der Berechnung 
der Mindestzahl von 16 Arbeitsplätzen und der Zahl 
der zu beschäftigenden Schwerbehinderten wird 
befristet. Das ist eine Änderung, die in den Aus-
schußberatungen verabredet und beschlossen wor-
den ist. Der zur Zeit am Arbeitsmarkt herrschende 
Engpaß macht es zwar erforderlich, die von Arbeit-
gebern für die Einstellung von Lehrlingen als hem-
mend empfundene Berücksichtigung von Ausbil-
dungsplätzen auszusetzen, aber ich sagte eben, wir 
gehen davon aus, daß sich die Lage in relativ kurzer 
Zeit deutlich entspannen wird, so daß eine Dauerre-
gelung nach unserer Auffassung nicht erforderlich 
war. 

Zur Frage des Kündigungsschutzes hat es zwi-
schen den Koalitionsfraktionen und der Opposition 
lange und kontroverse Auseinandersetzungen gege-
ben. Es sind sogar Ausdrücke wie „heuern und feu-
ern" gefallen. 

(Bueb [GRÜNE]: Richtig!) 

In der Sache hat diese Kritik keine Substanz! Man-
cher Arbeitgeber hat nun einmal von der Einstel-
lung Schwerbehinderter Abstand genommen, da ta-
riflich eine kurze Probezeit vorgesehen ist und 
gleich im Anschluß daran der besondere Kündi-
gungsschutz nach geltendem Recht beginnt. Die 
Chance, daß ein Arbeitsverhältnis auch langfristig 
Bestand hat, ist in den Fällen wesentlich größer, in 
denen ein Arbeitgeber über längere Zeit hinweg 
schwerbehinderte Arbeitnehmer für eine be-
stimmte Aufgabe erproben kann. Auch befristete 
Arbeitsverhältnisse wirken in die gleiche Richtung. 
Sie bieten nämlich häufig die Chance auf eine Über-
nahme in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis. 

Selbst ein befristetes Arbeitsverhältnis ist allemal 
besser, als unbefristet arbeitslos zu sein. 

(Beifall des Abg. Dr. Faltlhauser [CDU/ 
CSU]) 

Meine Damen und Herren, auch die Höhe der 
Anhebung der Ausgleichsabgabe war ein Streit-
punkt. Nach Auffassung der Opposition reicht die 
Erhöhung bei weitem nicht aus. Das kann nun 
wirklich nicht aufrechterhalten werden. Die im Ge-
setzentwurf vorgesehene Erhöhung von 50 % ist an-
gemessen und lehnt sich an die Entwicklung der 
Bruttoeinkommen an. Schließlich darf die Erhö-
hung nicht zu einer Strafsteuer werden. Keiner darf 
das wollen. Wir wollen vielmehr für die Einstellung 
von Schwerbehinderten etwas tun. 

Alles in allem ist diese Novelle eine wirkliche 
Verbesserung des Schwerbehindertengesetzes. 

(Dr. Apel [SPD]: Wie kommen Sie darauf?) 

Sie wird dazu beitragen, weiter Vorurteile abzubau-
en, die tatsächliche Leistungsfähigkeit und Motiva-
tion Schwerbehinderter besser zur Geltung zu brin-
gen und einen weiteren Beitrag dazu zu leisten, daß 
immer mehr Arbeitgeber, die beschäftigungspflich-
tig sind, diese Pflicht auch voll erfüllen. Dies richtet 
sich gegen niemanden, nimmt niemandem irgend-
welche Rechte, sondern es dient allein den Schwer-
behinderten, für die dieses Gesetz gemacht wird. 

Ich bitte Sie um Ihre Zustimmung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord-
neten der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Glombig. 

Glombig (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Von den wenigen Reden, Herr Kollege 
Lohmann, die ich von Ihnen im Plenum gehört 
habe, war dies ganz bestimmt die schlechteste. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Dies sage ich nicht deswegen, weil ich mich der 
gleichen zynischen Mittel bedienen möchte, deren 
sich Herr Kollege Lohmann bedient hat, der ja ganz 
schlicht von einem Schutzzaun für Schwerbehin-
derte gesprochen hat. Hoffentlich ist ihm klar, was 
dies als Aussage eines Vertreters der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion bedeutet. Es ist auf jeden Fall 
auch die politische Aussage eines Arbeitgeberver-
treters, Herr Lohmann. 

(Beifall bei der SPD) 

Dies muß man nun einmal mit aller Deutlichkeit 
sagen. Die CDU/CSU, die j a für sich — vor allem 
durch Herrn Bundesarbeitsminister Blüm — in An-
spruch nimmt, besonders sozial zu sein, entlarvt 
sich ja immer wieder mit solchen Feststellungen. 
Wir sollten keine Gelegenheit vorbeigehen lassen, 
dies dann auch entsprechend anzuprangern. 

Im übrigen, Herr Lohmann, will ich Sie auch gar 
nicht enttäuschen, weil ich glaube, daß immer wie-
derholt werden muß — ich wiederhole es auch 
heute —, daß nämlich diese Bundesregierung in 
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nun bald vier Jahren den Sozialabbau flächendek-
kend betrieben hat. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 
Ich wiederhole weiter, und zwar ganz präzise — 
das ist nicht falsch; ich beweise es Ihnen gleich —: 
Arbeitnehmern, Arbeitslosen, BAföG-Empfängern, 
Behinderten — über sie reden wir heute —, Kran-
ken und Kriegsopfern — auch über sie reden wir 
heute —, Mietern, Rentnern, Sozialhilfeempfängern 
und Wohngeldbeziehern wurden und werden — das 
ist doch nicht, auch nicht von Ihnen, zu bestreiten 
— massive Daueropfer 

(Jagoda [CDU/CSU]: Was für ein Stuß! — 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— das ist auch kein Stuß, ganz abgesehen davon, 
daß das nach meinen Begriffen vielleicht auch un-
parlamentarisch sein könnte — abverlangt, ob es 
Ihnen gefällt, Herr Jagoda, oder nicht. 

(Jagoda [CDU/CSU]: Es ist nicht richtig, 
was Sie falsch vortragen!) 

— Nein, ich trage es nicht falsch vor. Wir haben es 
oft genug bewiesen, und ich werde es auch heute 
wieder beweisen. Wir beweisen gleichzeitig, daß den 
Starken in dieser Gesellschaft — ob es Ihnen gefällt 
oder nicht — dagegen Vorteile verschafft worden 
sind, und zwar ganz massive Vorteile. 

Ich behaupte immer wieder: Das war und das ist 
Umverteilung von unten nach oben. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 
— Ich finde, darüber darf man nicht lachen; dar-
über könnte man weinen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 
Der Abbau der Arbeitnehmerrechte war der 

Wende zweiter Teil. Der notwendige Gesundheits- 
und Gefahrenschutz Jugendlicher im Jugendar-
beitsschutzgesetz wurde abgebaut, 

(Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/CSU]: Nun 
sagen Sie doch einmal etwas zur Novelle!) 

der Kündigungsschutz infolge der beinahe schran-
kenlosen Zulassung befristeter Arbeitsverträge 
durch das sogenannte Beschäftigungsförderungsge-
setz eingeschränkt. Auch dies ist nachweisbar. Sie 
freuen sich auch darüber, nicht? Übrigens, wenn ich 
Sie sehe, freue ich mich auch besonders. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Pöppl? 

Glombig (SPD): Ich möchte bald zum Ende kom-
men, Herr Pöppl. 

(Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/CSU]: Das 
wäre gut!) 

Sie werden hoffentlich noch Gelegenheit haben, 
Ihre Rede abzusondern. 

Damit ist der besondere Kündigungsschutz der 
Behinderten, der Schwangeren und der Wehr-
dienstleistenden unterlaufen worden. Auch das ist 
zu beweisen. Der Anschlag auf die Streikfähigkeit 
der Arbeitnehmer und ihrer Gewerkschaften, näm

-

lich die Änderung des § 116 Arbeitsförderungsge-
setz — — 

(Jagoda [CDU/CSU]: Verbesserung!) 

— Übrigens: Bei Ihnen ist alles, was eine Ver-
schlechterung ist, eine Verbesserung. Das ist das 
Interessante. 

(Beifall bei der SPD) 

Das heißt, Sie und Ihr Minister machen aus jedem 
Exkrement sozialpolitischer Art Gold. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich wollte sagen, daß der Anschlag auf die Streik-
fähigkeit der Arbeitnehmer und ihrer Gewerkschaf-
ten — auch das wiederhole ich immer wieder —, 
also die Änderung des § 116 Arbeitsförderungsge-
setz, der bisherige Höhepunkt der Wendepolitik 
war. 

(Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/CSU]: Zu 
welchem Thema sprechen Sie eigentlich?) 

— Ich spreche zu dem Thema, um das es heute 
geht: Abbau von Arbeitnehmerrechten und dabei 
Abbau auch der Arbeitnehmerrechte von Schwerbe-
hinderten, 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Wi

-

derspruch bei der CDU/CSU) 

denn Sie haben doch auch darüber gesprochen. Da-
mit ist aber noch lange kein Schlußpunkt erreicht, 
denn die Konservativen, nämlich Sie, und die Wirt-
schaftsliberalen wollen immer mehr sozialen Ab-
bau, koste es die Arbeitnehmer, was es wolle. 

(Jagoda [CDU/CSU]: Sie haben ihn betrie

-

ben, und wir heben ihn wieder auf!) 

— Sie glauben doch wohl selbst nicht an Ihre Mär-
chen, was! 

(Kolb [CDU/CSU]: Neue Heimat!) 

— Was hat denn die Neue Heimat mit den Schwer-
behinderten zu tun? 

Die Arbeitgeber wie Sie, Herr Lohmann, machen 
dazu in vielen Fällen die Vorschläge. Erst jüngst 
haben der Zentralverband des Deutschen Hand-
werks und der Bundesverband der Deutschen Indu-
strie weitere Schritte der Wende angemahnt. Man 
kann davon ausgehen, daß diese Bundesregierung, 
vor allem Bundesarbeitsminister Blüm, die Forde-
rungen der Arbeitgeber weiter erfüllen wird; so wie 
sie es bisher schon Schritt für Schritt und Punkt für 
Punkt getan hat. 

Das schließt nicht aus, daß kurzzeitig taktische 
Varianten geboten werden. Es ist doch kein Zufall, 
meine Damen und Herren, daß über den Gesetzent-
wurf der Bundesregierung zur Verschlechterung 
des Schwerbehindertengesetzes — hier möchte ich 
die Geschäftsführung der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion, besonders Herrn Seiters, der mich hier 
immer als Bremser oder Blockierer bezeichnet, bit-
ten zuzuhören — 

(Seiters [CDU/CSU]: Das stimmt doch!) 
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nicht vor, sondern unmittelbar nach der Nieder-
sachsenwahl im Ausschuß für Arbeit und Sozialord-
nung abgestimmt wurde. 

(Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/CSU]: Weil 
Sie so lange gebremst haben!) 

Das liegt ja nun nicht an der Opposition; dies liegt 
daran, daß sich die Koalition jahrelang nicht eini-
gen konnte und erst in letzter Minute immer wieder 
eine große Zahl von Änderungsanträgen nachge-
schoben hat. Das ist die Tatsache. 

(Seiters [CDU/CSU]: Wir haben eine 
Menge vor der Niedersachsenwahl ge

-

macht! Wir konnten nicht alles machen!) 

Das ist Verschleierung der Wendepolitik vor 
Wahlterminen,- weiter nichts. Diese Methode wird 
fortgesetzt werden bis zur Wahl zum 11. Deutschen 
Bundestag. 

Klar ist: Die konservativ-rechtsliberale Koalition 
wird ihre Politik gegen die Arbeitnehmer fortset-
zen. 

(Seiters [CDU/CSU]: Albrecht bleibt Mini
-

sterpräsident!) 

— Das ist natürlich sehr schade. Aber ich muß 
schon sagen: Er wird uns beweisen, daß die Thesen, 
die ich eben aufgestellt habe, stimmen; denn gerade 
er ist der Garant für diese Entwicklung. 

(Beifall bei der SPD) 

Jetzt wird lediglich das Tempo variiert, und eini-
ges wird für einige Monate zurückgestellt. Bei-
spielsweise der schändliche Gesetzentwurf zur 
Spaltung der betrieblichen Interessenvertretung 
der Arbeitnehmer und das sogenannte Arbeitszeit-
gesetz, aber auch die Bestimmungen über Einfüh-
rung von Karenztagen bei der Lohnfortzahlung 

(Zuruf des Abg. Kolb [CDU/CSU]) 

werden die Wendestrategen bis zur Bundestags-
wahl unter der Decke halten. Davon bin ich über-
zeugt. Aber sollten Sie wieder ans Ruder kommen, 
dann werden wir mit diesen „wunderbaren" Geset-
zesvorlagen zum Nachteil der Arbeitnehmer rech-
nen müssen. 

(Zuruf des Abg. Lohmann [Lüdenscheid] 
[CDU/CSU]) 

Wir haben der unsozialen Wendepolitik dieser 
Bundesregierung konkrete positive Alternativen 
entgegengesetzt. Wir haben bereits vor zwei Jahren 
einen Gesetzentwurf zur Weiterentwicklung des 
Schwerbehindertenrechts im Deutschen Bundestag 
eingebracht. Wir sind mit den Schwerbehinderten, 
mit den Verbänden der Behinderten und den Ge-
werkschaften der Meinung, daß das Gesetz zur Si-
cherung der Eingliederung Schwerbehinderter in 
Arbeit, Beruf und Gesellschaft von 1974 sich grund-
sätzlich bewährt hat. Da will ich Ihnen nicht wider-
sprechen, Herr Lohmann. 

(Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/CSU]: 
Wahrscheinlich einer der wenigen Fälle!) 

— Einer der ganz wenigen Fälle, das ist wahr. 

Aber, meine Damen und Herren, dieses Gesetz 
muß fortentwickelt und nicht rückentwickelt wer-
den, wie Sie es jetzt hier versuchen, 

(Jagoda [CDU/CSU]: Das machen wir 
doch!) 

um insbesondere die Arbeitslosigkeit Schwerbehin-
derter wirksam zu bekämpfen; denn mit Ihrer Vor-
lage können Sie die Arbeitslosigkeit Schwerbehin-
derter nicht bekämpfen. 

(Jagoda [CDU/CSU]: Doch!) 

Ende 1974 waren 15 000 arbeitslose Schwerbehin-
derte bei den Arbeitsämtern gemeldet. Heute sind 
es nahezu 124 000. 

(Jagoda [CDU/CSU]: Wieviel waren es 
1982?) 

— 1982 waren es nicht unwesentlich mehr als heu-
te. 

(Jagoda [CDU/CSU]: Mehr als heute!) 

— Ich sage: nicht unwesentlich mehr. 

(Pöppl [CDU/CSU]: 134 000 waren es! Sa -
gen Sie es doch!) 

— Damals waren die wirtschaftlichen Verhältnisse 
vielleicht noch etwas anders als heute. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Sie rühmen sich doch, meine Damen und Herren, 
daß Sie den Wirtschaftsaufschwung betrieben ha-
ben. Nun will ich Ihnen einmal sagen, wie wenig die 
Arbeitslosigkeit Schwerbehinderter abgenommen 
hat. Sie hat seit 1982 nur um ca. 10 000 bis 15 000 
abgenommen. 

(Scharrenbroich [CDU/CSU]: Und die Zahl 
der Beschäftigten? — Hornung [CDU/ 
CSU]: Was halten Sie von der Erblast, Herr 

Kollege?) 

Schwerbehinderte sind überdurchschnittlich lang 
arbeitslos, und zwar heute mehr als im Jahre 1982. 
Die durchschnittliche Dauer der Arbeitslosigkeit 
Schwerbehinderter ist allein von 1984 auf 1985 von 
17,9 auf 20,2 Monate gestiegen. Für alle anderen 
Arbeitslosen ist sie von 10,5 auf 11,6 Monate gestie-
gen. Ich glaube, auch dies ist ein besonderes Indiz 
für die schwierige Lage der arbeitslosen Schwerbe-
hinderten. 

Der Gesetzgeber muß aus der Entwicklung der 
Arbeitslosigkeit Schwerbehinderter endlich Konse-
quenzen ziehen, und die werden mit Ihrem Gesetz-
entwurf nicht gezogen. Deshalb fordern wir mit un-
serem Gesetzentwurf: 

Erstens. Die Ausgleichsabgabe muß, solange es 
bei der steuerlichen Absetzbarkeit der Ausgleichs-
abgabe als Betriebsausgabe bleibt, für jeden nicht 
besetzten Pflichtplatz auf 400 DM im Monat erhöht 
werden, um ihre Antriebs- und Ausgleichsfunktion 
sicherzustellen. Tatsache ist doch, daß Arbeitgeber, 
die Schwerbehinderte nicht beschäftigen, unge-
rechtfertigte Vorteile haben, die beseitigt werden 
müssen. Um die Antriebs- und Ausgleichsfunktion 
auf Dauer sicherzustellen, muß die Ausgleichsab-
gabe ferner alle drei Jahre an die wirtschaftliche 
Entwicklung angepaßt werden. 
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und der Länder zur verstärkten Bereitstellung von 
Arbeits- und Ausbildungsplätzen für Schwerbehin-
derte muß eine Dauerlösung im Gesetz selbst erfol-
gen. Wenn über die Pflichtquote hinaus Schwerbe-
hinderte beschäftigt werden, sollten nach unserer 
Auffassung befristete Eingliederungshilfen gelei-
stet werden. Zur Eingliederung Schwerstbehinder-
ter und älterer Schwerbehinderter müssen weitere 
Hilfen geleistet werden. 

Über die Beschäftigung Schwerbehinderter im 
Bundesdienst wird nach einem Beschluß des Deut-
schen Bundestages seit mehr als 30 Jahren öffent-
lich Rechenschaft abgelegt. Keiner kann bestreiten, 
meine Damen und Herren, daß sich dieses Verfah-
ren bewährt hat. Deshalb muß die Berichtspflicht 
für den gesamten öffentlichen Dienst nach unserer 
Auffassung im Gesetz verankert werden, damit vor 
allem die Parlamente in den Ländern, Kreisen und 
Kommunen ebenfalls ständig über die Beschäfti-
gung Schwerbehinderter in ihren Verwaltungen un-
terrichtet sind. Das ist die Voraussetzung für eine 
wirksame Kontrolle. In die Berichtspflicht der Bun-
desanstalt für Arbeit sollen nach unserer Auffas-
sung auch die privaten Arbeitgeber einbezogen 
werden, um die Einhaltung der gesetzlichen Vor-
schriften besser kontrollieren zu können. 

Drittens. Die Förderung schwerbehinderter Aus-
zubildender muß verbessert werden. Auch das ist 
ein Beitrag, um der Arbeitslosigkeit Schwerbehin-
derter entgegenzuwirken. Wir haben entsprechende 
Vorschläge erarbeitet. Die Leistungsfähigkeit der 
Berufsbildungs- und Berufsförderungswerke ist 
nach unserer Auffassung zufriedenstellend. Erheb-
liche Defizite gibt es aber bei der beruflichen Bil-
dung in den Betrieben. Der öffentliche Dienst und 
die Unternehmen nehmen diese Pflicht nicht aus-
reichend wahr, meine Damen und Herren, nicht nur 
hinsichtlich der Erstausbildung, sondern auch in 
den Bereichen Fortbildung und Umschulung. Die 
berufliche Bildung Schwerbehinderter in den Be-
trieben ist aber wichtig für den Übergang vom Aus-
bildungs- in das Beschäftigungssystem. 

Viertens. Die Arbeit der Vertrauensmänner und 
Vertrauensfrauen der Schwerbehinderten und ih-
rer Stellvertreter muß erleichtert werden. Wenn 
mindestens 200 Schwerbehinderte zu betreuen sind, 
müssen der Vertrauensmann und die Vertrauens-
frau auf ihren Antrag hin ohne Minderung des Ar-
beitsentgelts oder der Dienstbezüge von der berufli-
chen Tätigkeit freigestellt werden können. Auch 
den Stellvertretern muß das Recht eingeräumt wer-
den, an Schulungsveranstaltungen teilnehmen zu 
können. Die Rechtsstellung des Stellvertreters muß 
grundsätzlich verbessert werden; denn die bishe-
rige Regelung hat sich in der Praxis als nicht aus-
reichend erwiesen. 

Fünftens. Das Recht der unentgeldlichen Beför-
derung Schwerbehinderter im öffentlichen Perso-
nenverkehr muß weitestgehend wieder auf den 
Rechtszustand vor dem 1. Januar 1984 gebracht 
werden. Die mit dem Gesetz vom 22. Dezember 1983 
vorgenommenen Einschränkungen — Einschrän-
kungen, die Sie bestreiten — haben, auch wenn 

man die zwischenzeitlich unter dem Druck der 
Landtagswahlen des Jahres 1985 vorgenommenen 
Reparaturen berücksichtigt, 

(Zuruf des Abg. Jagoda [CDU/CSU]) 

den ursprünglichen Zweck des Gesetzes, nämlich 
die unentgeltliche Beförderung, in einer für die 
Mehrzahl der Betroffenen unzumutbaren Weise 
ausgehöhlt. Sie widersprechen heute dem 1979 von 
allen Fraktionen erklärten Ziel einer Weiterent-
wicklung der Freifahrtregelung für Schwerbehin-
derte im Sinne des Finalitätsprinzips; die Ver-
schlechterungen müssen rückgängig gemacht wer-
den. 

(Jagoda [CDU/CSU]: Da hatten Sie noch 
nicht so viel Geld verplempert!) 

— Sie nennen das Geldverplemperung. Das ist ty-
pisch für Sie. Das deckt sich mit der Aussage des 
Herrn Lohmann hinsichtlich des Schutzzaunes für 
die Schwerbehinderten. 

(Jagoda [CDU/CSU]: Es ist einfach unver-
schämt, wie Sie einem die Worte im Munde 
umdrehen! Hören Sie doch einmal richtig 
zu! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Sechstens. Ein besonders mieses Beispiel der 
Wendepolitik, Herr Jagoda, nämlich die Kürzung 
der Rentenansprüche von Behinderten in Werk-
stätten, muß rückgängig gemacht werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Sonst sind die Betroffenen nicht mehr in der Lage, 
sich einen ausreichenden eigenen Rentenanspruch 
aufzubauen, und werden damit samt ihren Familien 
in die Abhängigkeit von den Sozialhilfeträgern zu-
rückgestoßen. 

Deshalb sagen wir: Die Bemessungsgrundlage 
für die Rentenversicherungsbeiträge der nach dem 
Gesetz über die Sozialversicherung Behinderter in 
geschützten Einrichtungen versicherten Behinder-
ten muß sofort wieder auf die frühere Höhe von 
90 v. H. des durchschnittlichen Arbeitsentgelts aller 
Versicherten der Rentenversicherung der Arbeiter 
und der Angestellten angehoben werden, um das 
andernfalls zu erwartende Absinken der späteren 
Rentenansprüche dieser Behinderten unter das So-
zialhilfeniveau zu verhindern und langfristig ver-
meidbare Belastungen von Sozialhilfeträgern und 
der zum Unterhalt der Behinderten verpflichteten 
Familien abzuwenden. 

Die Bundesregierung verfolgt mit ihrem Entwurf 
eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Schwerbe-
hindertengesetzes — die Numerierung läßt darauf 
schließen, daß weitere Verschlechterungen des 
Schwerbehindertenrechts geplant sind — eine völ-
lig andere Konzeption, Herr Lohmann. 

(Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/CSU]: Das 
ist eine bösartige Behauptung!) 

Die Saat der realitätsfremden Polemik ist bei Ihnen 
aufgegangen. Der Bundesarbeitsminister hat das 
Gerede über das sogenannte Behindertenunwesen 
ernstgenommen und spricht selber davon, daß man 
sich um die wirklich Behinderten kümmern müsse. 
Das heißt doch im Klartext nicht mehr und nicht 
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weniger, als daß er einem großen Teil der Behinder-
ten die Rechte beschneiden will, und zwar über das 
hinaus, was er den Behinderten in den letzten Jah-
ren schon zugemutet und angetan hat. 

(Hornung [CDU/CSU]: Gerade im Gegen

-

teil!) 

Die Bundesregierung will einfach nicht zur Kennt-
nis nehmen, daß mehr als drei Viertel aller Arbeit-
geber die Pflicht zur Beschäftigung Schwerbehin-
derter nicht oder nicht voll erfüllt. 

(Jagoda [CDU/CSU]: Auch Herr Rau in 
Nordrhein-Westfalen nicht!) 

Sie will nicht zur Kenntnis nehmen, Herr Jagoda, 
daß die Arbeitslosenquote Schwerbehinderter über-
durchschnittlich hoch ist — das ist j a nach wie vor 
der Fall - und daß die Dauer der Arbeitslosigkeit 
Schwerbehinderter überdurchschnittlich lang ist; 
auch das ist wohl nicht zu bestreiten. 

Die Bundesregierung schwadroniert über angeb-
liche Erfolge in der Beschäftigungspolitik. Sie han-
tiert laufend mit Zahlen, die falsch sind. Nach vier 
Jahren konjunktureller Erholung ist die Zahl der 
Beschäftigten heute nur unwesentlich höher als 
1982. Und die Bundesregierung verschweigt, daß die 
Beschäftigung Schwerbehinderter in den letzten 
Jahren laufend zurückgegangen ist: von 921 000 im 
Oktober 1982 auf 824 000 im Oktober 1984. Neuere 
Zahlen liegen nicht vor. Ich kann mich nur auf 
diese Zahlen stützen. Aber ich glaube, die sprechen 
Bände. Die Bundesregierung will die Wahrheit 
nicht eingestehen. Deshalb entbehrt es auch nicht 
einer gewissen Logik, daß sich die Bundesregierung 
weigert, die richtigen Konsequenzen zu ziehen. 

Der Bundesarbeitsminister nimmt an den Anhö-
rungen des Ausschusses für Arbeit und Sozialord-
nung generell nicht teil. Er könnte es, wenn er 
wollte. 

(Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/CSU]: Die 
Regierung hat immer teilgenommen!) 

Vielleicht ist das eine Erklärung für seinen zuneh-
menden Realitätsverlust. 

(Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/CSU]: Zu 
billig!) 

Hätte der Bundesarbeitsminister an der Anhörung 
des Ausschusses zu dem Gesetzentwurf Weiterent-
wicklung des Schwerbehindertengesetzes der SPD-
Fraktion teilgenommen, so hätte er feststellen kön-
nen und müssen, daß alle Sachverständigen mit 
Ausnahme der Arbeitgeber, Herr Lohmann, für un-
seren Gesetzentwurf und nicht für den der Bundes-
regierung eintraten und den Regierungsentwurf 
klipp und klar ablehnten. 

Die Arbeitgeber wollen sich von Pflichten, die 
selbstverständlich sein sollten, entlasten. Der Bun-
desarbeitsminister ist dafür, meine ich, der willfäh-
rige Erfüllungsgehilfe. Das haben wir in den letzten 
vier Jahren immer wieder auch bei anderer Gele-
genheit erlebt. 

(Beifall bei der SPD — Hornung [CDU/ 
CSU]: Ein sehr böses Wort ist das!) 

Die Bundesregierung will die Ausgleichsabgabe 
auf jeden nicht besetzten Schwerbehinderten-
Pflichtplatz um nur 50 auf 150 monatlich erhöhen, 

(Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/CSU]: Er 
spricht aus Verbitterung! — Hornung 

[CDU/CSU]: Er ist ausgegrenzt worden!) 

obwohl eine Verdoppelung lediglich der wirtschaft-
lichen Entwicklung der letzten zwölf Jahre Rech-
nung trüge. 

(Jagoda [CDU/CSU]: Sie haben überhaupt 
nichts gemacht! — Hornung [CDU/CSU]: 

Wieviel haben Sie vorher angehoben?) 

— Herr Lohmann, hören Sie mal zu, 

(Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/CSU]: Ich 
höre dauernd zu! Es ist unerträglich!) 

damit Sie auch für die kommende Gesetzgebung im 
Rest der Legislaturperiode lernen, wie die Betroffe-
nen selber und diejenigen, die den Betroffenen nä-
her stehen als Sie, ü ber diesen Vorgang denken. 

(Hornung [CDU/CSU]: Da sollten Sie mal 
nicht überheblich sein! — Lohmann [Lü-
denscheid] [CDU/CSU]: Höflichkeit! — 
Feilcke [CDU/CSU]: Er weiß alles besser!) 

Eine Verdoppelung auf 200 DM Ausgleichsabgabe 
wäre das Minimum, um die Antriebs- und Aus-
gleichsfunktion der Ausgleichsabgabe zu sichern 
und den faktischen Zustand von 1974 wieder herzu-
stellen. Wenn es allerdings aus steuersystemati-
schen Gründen nicht möglich ist, die steuerliche 
Absetzbarkeit der Ausgleichsabgabe als Betriebs-
ausgabe zu beseitigen — das wäre notwendig, um 
alle Arbeitgeber, auch diejenigen, die Schwerbehin-
derte trotz der Beschäftigungspflicht nicht beschäf-
tigen, gleichmäßig in die Pflicht zu nehmen —, muß 
die Ausgleichsabgabe wesentlich stärker als auf 150 
oder 200 DM erhöht werden. Deshalb haben wir in 
unserem Gesetzentwurf einen Betrag von 400 DM 
vorgesehen. 

Während der Beratung ist auch klargeworden, 
daß eine Dynamisierung der Ausgleichsabgabe er-
forderlich ist, um eine Entwertung schon in naher 
Zukunft auszuschließen. 

Die Koalitionsfraktionen CDU/CSU und FDP 
zeigten sich allerdings in beiden Punkten, die ich 
hier eben behandelt habe, völlig uneinsichtig und 
haben unsere Vorschläge und unsere konkreten 
Anträge rigoros niedergestimmt. 

Die SPD lehnt die Nichtberücksichtigung von 
Ausbildungsplätzen bei der Berechnung der 
Pflichtquote entschieden ab, weil damit rund ge-
rechnet 70 000 beschützte Plätze verlorengehen — 
Ihre Rechenkunststücke werden daran nichts än-
dern —, die Arbeitgeber sich entsprechend entla-
sten und eine Zunahme der Ausbildungsplätze für 
Schwerbehinderte gleichzeitig verhindert wird. Die 
Befristung dieser Vorschrift löst das Problem der 
Arbeitslosigkeit Behinderter von heute und von 
morgen nicht. 

Man hätte es abmildern können, wenn man die 
Nichtanrechnung von Ausbildungsplätzen auf 
kleine und mittlere Betriebe beschränkt hätte, so 
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wie es der Bildungsausschuß dankenswerterweise 
einvernehmlich vorgeschlagen hat. Dieser Kompro-
miß ist von den Koalitionsfraktionen im Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung abgelehnt worden. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, darf 
ich Sie daran erinnern, daß Ihre Redezeit abgelau-
fen ist. 

Giombig (SPD): Ich komme dann zum Schluß. Ich 
will aber vorher noch sagen, daß der Abbau des 
Kündigungsschutzes für Schwerbehinderte in den 
ersten sechs Monaten von uns ebenfalls abgelehnt 
wird und auch weiterhin der Ablehnung durch uns 
verfällt, weil dies ein Rückschritt, ein Abbau des 
Schwerbehindertenschutzes ist. 

Ich möchte zum Schluß sagen, daß es bei den 
Beratungen im Ausschuß in der Sache — das ist 
nicht zu bestreiten — auch Übereinstimmung gege-
ben hat, 

(Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/CSU]: Wie? 
Tatsächlich?) 

aber mehr noch eine Vielzahl von fundamentalen 
Kontroversen. 

Insgesamt können wir dem Gesetzentwurf der 
Bundesregierung nicht zustimmen, es sei denn, un-
sere Änderungsanträge werden vom Plenum ange-
nommen. Das von den Koalitionsfraktionen präsen-
tierte „Friedensangebot", nämlich die Streichung 
zweier schlimmer Punkte des Gesetzentwurfes der 
Bundesregierung — — 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, kom-
men Sie bitte zum Schluß. 

Giombig (SPD): — — die zeitliche Anrechnung 
der Maßnahmen zur Rehabiliation auf den Zusatz-
urlaub und zur Überprüfung aller alten Anerken-
nungsbescheide, reicht nicht aus. Wir werden des-
halb den Gesetzentwurf, weil er vor allem Ver-
schlechterungen bringt, ablehnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Ich erteile das Wort dem 
Herrn Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung. 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Verehrter Kollege Glombig, sind Ihnen jetzt 
schon die Argumente aus der Realität ausgegangen, 
daß Sie zu Phantomargumenten Zuflucht nehmen 
müssen, zu Karenztagen, die wir planen? Ist es 
schon so weit, daß Zahlen nicht mehr zählen? 

(Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/CSU]: 
Nein, beim Glombig zählen Sie nicht!) 

Wir hatten 1982 ein Sozialbudget von 525 Milliar-
den DM. Im letzten Jahr betrug es 575 Milliarden 
DM. Meiner Rechnung nach sind das 50 Milliarden 
DM mehr. Pro Kopf der Bevölkerung waren es 1982 
8 520 DM Sozialleistungen, jetzt 9 316 DM. 

(Zuruf des Abg. Hornung [CDU/CSU]) 

Ich denke, wir brauchen keine Ideologie. Sparen 
Sie sich viele Worte, sparen Sie sich die gebetsmüh-
lenhaften demagogisch vorgetragenen Vorwürfe, 
wir würden den Sozialstaat ruinieren. In Wirklich-
keit sieht es so aus: wir tun mehr für die Bedürfti-
gen als unsere Vorgänger-Regierung: 

(Beifall bei der CDU/CSU 	Zurufe von 
der SPD und den GRÜNEN) 

Wir geben z. B. für aktive Arbeitsmarktpolitik 
11,4 Milliarden DM aus. 1982 waren es 6,9 Milliar-
den DM. Und was Ihr Beitrag zum Streikrecht an-
geht: Wissen Sie, da warte ich geduldig auf den 
nächsten Streik der IG Metall. Er ist ja bereits 
angedroht. Da werden wir sehen, daß die IG Metall 
selbst ihre ganzen Papiere, Flugblätter dementiert. 
Sie kann sie alle wegwerfen, weil sich zeigen wird, 
daß die Streikfähigkeit ungebrochen ist. 

(Hornung [CDU/CSU]: So ist es!) 

Nun zu den Schwerbehinderten; das ist unser 
heutiges Thema. Herr Glombig, auch hier zu Zah-
len: 920 000 Schwerbehinderte stehen im Erwerbsle-
ben, 123 709 suchen Arbeit. Diese 123 000 sind 
123 000 Arbeitslose zuviel. Um jeden einzelnen die-
ser Arbeitslosen müssen wir uns kümmern. Denen 
dient unser Gesetz. Das hat der Kollege Lohmann 
gemeint. Wir haben zunächst die im Blick, die drau-
ßen stehen und nach Arbeit suchen. Das sind dieje-
nigen, die unserer Hilfe bedürfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Keine noch so hohe Unterstützung macht das 
Recht auf Arbeit vergessen. Ich wünsche mir nicht 
eine Erwerbsgesellschaft, in der nur die Jungen und 
Gesunden Arbeit haben, während die Älteren und 
Behinderten mit Unterstützung — und wäre sie 
noch so hoch — abgefunden werden. 

Im übrigen lassen Sie mich zum Leistungswillen 
folgendes sagen: Noch nicht einmal die Leistungs-
fähigkeit hängt vom Grad der Behinderung ab, erst 
recht nicht der Leistungswille. Ich kenne viele be-
hinderte Mitbürger, die mit ganzer Kraft mitwir-
ken,  mit einem Leistungswillen, der häufig den Lei-
stungswillen eines unbehinderten Nachbarn über-
trifft. 

Im übrigen: Leistung ist nicht der einzige Maß-
stab des Lebens. 

(Ströbele [GRÜNE]: Bei Ihnen hat man 
aber den Eindruck, daß es so ist!) 

— Nein. In der Tat gehört neben der Leistung auch 
die Befriedigung durch Arbeit zur Menschenwürde. 
In der Tat, auch das ist mein Verständnis von Men-
schenwürde. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Feilcke [CDU/ 
CSU]: Leistung ist für die GRÜNEN ein 

Fremdwort!) 

Wir haben auch Erfolge. Herr Glombig, vielleicht 
ist Ihnen das entgangen. 11 500 weniger arbeitslose 
Schwerbehinderte als im Vergleichsmonat des Vor-
jahres. Das ist kein Erfolg, der uns zufrieden macht. 
Aber das ist doch ein Ergebnis, das zeigt, daß wir 
mit unserer Politik vorwärtskommen: Schritt für 
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Schritt, mehr als mit großen Worten, durch kon-
krete Politik. 

Es geht darum, Einstellungsbrücken zu bauen, 
Beschäftigungshemmnisse abzubauen. Ich gebe zu, 
das wird nicht alles mit Paragraphen zu meistern 
sein. Hier müssen die Unternehmer, die Betriebs-
räte mitwirken. Wir sind nicht so paragraphen- und 
behördengläubig, daß wir glauben, nur der Gesetz-
geber könnte das Problem lösen. Aber auch der Ge-
setzgeber steht in der Pflicht. Deshalb will ich in 
einer Kurzfassung zusammenfassen, was wir mit 
der Novellierung des Schwerbehindertengesetzes 
beabsichtigen. 

Mit dieser Novelle werden wir den Begriff „Min-
derung der Erwerbsfähigkeit" durch „Grad der Be-
hinderung" austauschen; denn Minderung der Er-
werbsfähigkeit weist in eine falsche Richtung. Das 
ist bereits im Begriff eine Benachteiligung der Be-
hinderten. 

Wir werden die Ausgleichsabgabe von 100 auf 150 
DM erhöhen; also pro Arbeitsplatz, der nicht besetzt 
ist, 150 DM statt 100 DM. 

(Bueb [GRÜNE]: Eine wahnsinnige Lei

-

stung!) 

Herr Glombig, die Tatsache, daß Sie dieses Thema 
anschneiden, zeigt doch: Sie setzen offenbar auf 
Vergeßlichkeit. Diese 100 DM Ausgleichsabgabe 
gibt es seit 1974. Jetzt rechnen Sie einmal nach. Von 
1974 bis heute sind es zwölf Jahre. Acht Jahre da-
von hätten Sie Zeit gehabt, diese Ausgleichsabgabe 
zu erhöhen. Nach vier Jahren erhöhen wir sie. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Jetzt stellen Sie sich hin und künden große Pro-
gramme an. Acht Jahre lang hätten Sie Zeit gehabt, 
die Ausgleichsabgabe z. B. auf 200 DM zu erhöhen. 
Und jetzt werfen Sie uns vor, daß 150 DM zu wenig 
seien. 

Im übrigen bleibe ich auch dabei: Ausgleichsab-
gabe ist nicht so gut wie Beschäftigung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Niemand soll sich von der Beschäftigung freikau-
fen. 

Zweitens -- auch ganz konkret —: In der Tat, wir 
zählen bei der Ermittlung der Pflichtplätze die 
Lehrlinge nicht mehr mit. Ich frage mich: Ist das 
nicht auch sozial im recht verstandenen Sinne? 
Könnte es nicht sein, spricht nicht der gesunde 
Menschenverstand dafür, daß die Versuchung groß 
ist, daß dann, wenn ein Lehrling mehr ausgebildet 
wird und deshalb auch ein Schwerbehinderter 
mehr beschäftigt werden muß, weder der Lehrling 
ausgebildet noch der Schwerbehinderte beschäftigt 
werden? Ist es nicht sehr viel pragmatischer, jetzt 
nicht die eine Gruppe gegen die andere auszuspie-
len, 

(Zuruf von der SPD: Das machen Sie 
doch!) 

sondern in schweren Zeiten zunächst für Ausbil

-

dung zu sorgen, und zwar auch — das haben Sie 
nicht vorgetragen — für die Ausbildung der 

Schwerbehinderten? Deshalb: Einen Schwerbehin-
derten auszubilden, einen schwerbehinderten Lehr-
ling einzustellen, das wird doppelt auf die Zahl der 
Pflichtplätze angerechnet. Das gehört auch zur 
Wirklichkeit dieser Novelle. 

Hier will ich auch den Unternehmern und den 
Betriebsräten zurufen: Wenn es darum geht, Lehr-
stellen zu schaffen, kümmert euch auch um das 
schwerbehinderte Mädchen, um den schwerbehin-
derten Jungen; denn auch er hat ein Anrecht dar-
auf, einen Beruf zu lernen, sich mit seiner Hände 
Arbeit, mit seines Kopfes Arbeit seinen Lebensun-
terhalt zu verdienen. 

Wir wollen auch die Hilfen konzentrieren — das 
ist richtig — auf die besonders betroffenen Schwer-
behinderten. Jedem soll geholfen werden. Aber es 
müßte auch unser Interesse sein, daß der Schwer-
behindertenbegriff nicht immer weiter ausufert; 
denn sonst bekommen die Behinderten immer 
mehr Konkurrenten für die behindertengerechten 
Arbeitsplätze. Der Rollstuhlfahrer bleibt auf der 
Strecke, wenn schließlich alle behindert sind. 

Wir konzentrieren deshalb unsere Hilfen, auch 
die materiellen Hilfen, auf die Einstellung gerade 
der besonders schwer Betroffenen. Das, was bisher 
mit Hilfe von Sonderprogrammen geleistet worden 
ist, kommt jetzt als berechenbare Dauerregelung 
ins Gesetz. Es geht um Anreize auch materieller Art 
für den Unternehmer, solche Behinderten einzustel-
len und behindertengerechte Arbeitsplätze zu 
schaffen. Denn, meine Damen und Herren, wenn 
ein behinderter Arbeitnehmer und ein Arbeitsplatz 
nicht zusammenpassen, muß das nicht immer an 
dem Behinderten liegen; es kann auch am Arbeits-
platz liegen. Da erwarten wir mehr Phantasie, auch 
von den Betrieben, auch von den Unternehmen, die 
Phantasie, die notwendig ist, um Arbeitsplätze nach 
den Bedürfnissen der behinderten Arbeitnehmer 
einzurichten. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Wir stellen dafür auch Geld zur Verfügung, und 
zwar in einem Dauerprogramm; nicht in Sonderpro-
grammen. 

Nun auch noch ein Wort zu dem, was zum Kündi-
gungsschutz gesagt wurde. Der besondere Kündi-
gungsschutz für Schwerbehinderte bleibt ganz un-
verändert erhalten. Allerdings setzt er wie der all-
gemeine Kündigungsschutz erst nach sechs Mona-
ten ein, und ich denke, das könnte sogar Einstel-
lungshemmnisse abbauen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Wenn sofort oder bald nach einer Einstellung ein 
verstärkter Kündigungsschutz beginnt, hat man-
cher Unternehmer Hemmungen, einen Behinderten 
einzustellen, weil er nicht weiß, ob der behinderte 
Mitbürger der Dauerbelastung gewachsen ist; viel-
leicht weiß es der behinderte Mitbürger selbst auch 
nicht. Insofern könnte hierdurch manche Schwelle, 
die der Einstellung im Wege steht, abgebaut wer-
den. Der Kündigungsschutz für den, der im Betrieb 
ist, wird also wie der allgemeine Kündigungsschutz 
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nach sechs Monaten einsetzen, und er ist für behin-
derte Mitbürger stärker. 

Die Rechtsstellung des Vertrauensmannes wird 
verstärkt. Das gilt auch für seine Mitwirkungs-
rechte und für seine Aufgabe, behindertengerechte 
Arbeitsplätze aufzuspüren. Die Vertrauensleute 
sollten ja so etwas wie Detektive für die Behinder-
ten sein, auch bei der Einstellung. Seine Rechtsstel-
lung wird verbessert, und zwar durch das Recht des 
Vertrauensmannes auf Teilnahme an den Verhand-
lungen des Betriebsrates mit dem Arbeitgeber. 

Ich möchte diese zweite und dritte Lesung des 
Gesetzes dazu nutzen, den Vertrauensmännern und 
Vertrauensfrauen unseren Dank zu sagen. Von ih-
rem Engagement, von ihrem Einsatz, von ihrem 
Einfallsreichtum hängt das Wohl der behinderten 
Mitbürger mehr ab als von vielen großspurigen Re-
den und Programmen. Deshalb gebührt ihnen un-
ser Dank. 

Die Arbeitgeber, die ihre Pflichten nicht erfüllen, 
zeigen, so denke ich, damit ein Stück Rücksichtslo-
sigkeit auch gegenüber sozialstaatlichen Verpflich-
tungen. Wenn wir von diesem Pult aus sprechen, 
gilt unser Appell auch und in erster Linie den öf-
fentlichen Arbeitgebern. Wir können den Unterneh-
mern keine Ratschläge geben, wenn die öffentli-
chen Arbeitgeber selber ihre Pflichten nicht erfül-
len. 

(Bueb [GRÜNE]: Das ist richtig!) 

Ich meine damit auch die Gemeinden. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU und der GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, Sie können ganz beru-
higt sein: Der Bund erfüllt seine Pflichtquote. Das 
Land Nordrhein-Westfalen erfüllt sie im übrigen 
nicht. 

(Bueb [GRÜNE]: Alle Länder nicht!) 

Reden ist schön, Wirken ist besser. Deshalb sind 
wir für das Wirken, für konkrete Hilfen für unsere 
behinderten Mitbürger. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Bueb. 

Bueb (GRÜNE): Meine Damen und Herren! Wir 
debattieren heute über eine Novellierung zur Ver-
schlechterung des Schwerbehindertengesetzes; 
denn dieser Entwurf hat eines zum Ziel: Sozialab-
bau bei 4,6 Millionen anerkannten Schwerbehinder-
ten. 

Die Rückschritte sind: Statt daß ein wirksamer 
Kündigungsschutz ausgebaut würde, wird er durch-
löchert. Er soll zukünftig erst nach sechs Monaten 
beginnen. Hier wird die zynische Praxis des Heu

-

erns  und Feuerns fortgesetzt, die durch die befri-
steten Arbeitsverträge bei den anderen Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern schon an der Tages-
ordnung ist. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Immer dieselbe 
Platte!) 

Statt daß die Quotierung heraufgesetzt würde, 
wird die Zahl der Pflichtarbeitsplätze durch ein 
windiges Berechnungsverfahren gesenkt. Ausbil-
dungsplätze werden künftig bei der Berechnung der 
Pflichtplätze nicht mehr herangezogen. Dadurch 
fallen nahezu 70 000 Pflichtarbeitsplätze weg. 

Statt daß bei den Unternehmen die Beschäfti-
gungspflicht durchgesetzt würde, wird das lächerli-
che Kopfgeld der Ausgleichsabgabe von 100 auf 150 
DM erhöht, eine Abgabe, die dann auch noch als 
Betriebsausgabe von den Steuern abgesetzt werden 
kann. 

(Hornung [CDU/CSU]: Was heißt „Kopf

-

geld"? Was für eine Sprache ist denn das?) 

Statt daß Rechte von Behinderten in Werkstätten 
gesichert würden, wird ihre Aussonderung aus dem 
Arbeitsleben betrieben. Arbeitgeber können sich 
teilweise durch Vergabe von Aufträgen an die 
Werkstätten von den Pflichtplätzen für Schwerbe-
hinderte befreien. 

(Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/CSU]: Sa
-gen Sie das mal den Werkstätten, daß Sie 

dagegen sind!) 

Statt daß der Zusatzurlaub ausgedehnt würde, 
wird er verkürzt. 

Dies alles wird von der Bundesregierung als Er-
höhung von Einstellungs- und Beschäftigungschan-
cen für Schwerbehinderte auf dem Arbeits- und 
Ausbildungsmarkt gepriesen. Der Verdrehung der 
Politikersprache wird offensichtlich keine Grenze 
gesetzt. 

(Hornung [CDU/CSU]: Da reden Sie von 
sich!) 

Ich sage: Was hier betrieben werden soll, ist Abbau 
von Arbeitsschutzrechten und rüder Sozialabbau 
gerade bei einer Gruppe von Mitbürgerinnen und 
Mitbürgern, die auf Grund ihrer Situation unser be-
sonderes Engagement verdient hätten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ihre Situation ist deprimierend genug. 130 000 
Schwerbehinderte sind arbeitslos gemeldet. Hinzu 
kommt noch einmal die gleiche Zahl von Schwerbe-
hinderten, die schon resigniert haben. Bei den 
Langzeitarbeitslosen ist die Prozentzahl doppelt so 
hoch wie bei den anderen Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern. In Betrieben und Behörden sinken 
die Beschäftigungsquoten laufend. Der öffentliche 
Dienst verstärkt den Ausschluß durch Einstellungs-
stopp. Rund 30 % der Arbeitgeber gelingt es, ihren 
Betrieb über die skandalöse Ausgleichsabgabe so-
genannt behindertenfrei zu halten. Absolventen von 
Berufsbildungs- und Berufsförderungswerken blei-
ben zunehmend chancenlos. Die Eingliederung in 
Beruf, Arbeit und Gesellschaft gelingt nicht einmal 
jedem zweiten Behinderten. Nur jede fünfte oder 
sechste schwerbehinderte Frau findet mit Glück ei-
nen Arbeitsplatz. Statt dessen werden Behinderte 
mehr und mehr abgeschoben. Viele landen in den 
Werkstätten für Behinderte und arbeiten dort ohne 
Tariflohn und Mitbestimmungsrechte. 

Bei der Beurteilung des Gesetzentwurfes muß un-
bedingt erwähnt werden, daß ein ganz wichtiges 
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Kapitel unbeachtet bleibt, nämlich die Situation der 
in den Behindertenwerkstätten Beschäftigten. Sie 
fallen nicht unter die Schutzbedingungen des 
Schwerbehindertenrechts. Für diese Behinderten 
gibt es weder Mitbestimmungsrechte noch ange-
messene oder tarifgerechte Entlohnung und sozial-
gerechte Absicherung. Hier sind neue Bestimmun-
gen dringend erforderlich, um die Rechte der Be-
hinderten an die normaler Arbeitnehmer anzuglei-
chen. 

Das Schwerbehindertengesetz hat seinen An-
spruch, Behinderte einzugliedern, seit es besteht, 
nicht erreicht. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Notwendig ist folglich eine Novellierungsdiskus-
sion, die gründlich klärt, wie die Instrumente des 
Gesetzes geschärft werden können, um die gesetz-
ten Ziele zu erreichen. Die Vorstellungen der GRÜ-
NEN 

(Lohmann [Lüdenscheid] (CDU/CSU]: Die 
sind doch meist nicht da!) 

darf ich kurz ansprechen. -- Das ist doch nicht 
wahr, Herr Lohmann, das wissen Sie genau. 

Die Ausgleichsabgabe muß so erhöht werden, daß 
ein wirksamer Beschäftigungsdruck auf die Arbeit-
geber ausgeübt wird. Das ist der Fall, wenn die 
Abgabe dem durchschnittlichen Arbeitsentgelt ei-
nes Arbeitnehmers im jeweiligen Betrieb ent-
spricht. Die Beschäftigungspflichtquote für Behin-
derte muß von 6 auf 10% erhöht werden. Die Be-
schäftigungspflicht muß die Belange besonders be-
nachteiligter Schwerbehinderter, etwa derjenigen, 
die das 50. Lebensjahr erreicht haben, die länger als 
ein Jahr arbeitslos sind usw., berücksichtigen. Au-
ßerdem müssen die Pflichtarbeitsplätze zur Hälfte 
mit behinderten Frauen besetzt werden. Eine Ände-
rung der Rechtsstellung der behinderten Mitarbei-
ter in den Werkstätten für Behinderte ist nicht 
mehr länger unter den Tisch zu kehren. Auf Mitbe-
stimmungsrechte und tarifliche Absicherung hat je-
der Arbeitnehmer Anspruch, auch die Behinderten 
in dén Werkstätten. Die Position der Vertrauens-
leute der Schwerbehinderten ist zu stärken, - etwa 
dergestalt, daß sie ein Vetorecht bekommen. Der 
Schwerbehindertenbegriff muß den gesellschaftli-
chen Aspekt von Behinderung in den Vordergrund 
holen. 

(Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/CSU]: Was 
ist das denn?) 

Durch die gesetzten Normen und die gegebenen so-
zialen Rahmenbedingungen der Gesellschaft wird 
der Behinderte erst zum Behinderten. Der behin-
derte Mensch darf nicht länger mit dem Stempel 
des persönlichen Defekts belastet werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

In diesem Sinne werden wir in dieser Legislatur-
periode noch einen Gesetzentwurf vorlegen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Dr. Adam-Schwaetzer. 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer (FDP): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Weil hier 
etwas anderes behauptet worden ist, möchte ich 
erst mal klarmachen, daß die Zahl der gemeldeten 
arbeitslosen Schwerbehinderten im Mai 1986 um 
8,5 % niedriger lag als im Mai 1985. Das heißt, all 
das, was Sie hier behauptet haben und auch an 
Hand von zusammengesuchten Zahlen zu belegen 
versuchen, trifft nicht zu. Ich meine, es würde der 
Auseinandersetzung im Bundestag sehr nützen, 
wenn man nicht immer nur auf die alten Argu-
mente eingehen würde, die einem nun selber ge-
rade in den Kram passen, sondern tatsächlich die 
Realität zur Kenntnis nehmen würde. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Insgesamt zeigt das nur, daß den Sozialdemokra-
ten und den GRÜNEN offensichtlich die Argumente 
ausgehen. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Die haben noch nie 
welche gehabt!) 

Die SPD treibt dabei ein ganz besonders schlimmes 
Spiel. Ich möchte mal aus dem „Parlamentarisch-
Politischen Pressedienst" zitieren — das ist ein 
SPD-Pressedienst, und ich finde, es ist ein erschrek-
kendes Beispiel von mangelndem politischem 
Stil —: 

In ihrem gnadenlosen Haß gegen alle Bevölke-
rungsgruppen, in denen sie keine Mehrheit von 
CDU-Anhängern vermuten, schrecken sie nicht 
einmal davor zurück, die schwächsten und 
hilfsbedürftigsten Mitbürger um ihre beschei-
denen und sozialen Schutzrechte zu bringen. 

(Sielaff [SPD]: So ist das!) 

Ich finde, die Sozialdemokraten, die das geschrie-
ben  haben, sollten mal bei ihrem eigenen Kanzler-
kandidaten in die Lehre gehen und von ihm erfah-
ren, was „Versöhnen statt Spalten" tatsächlich hei-
ßen soll. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Feilcke [CDU/ 
CSU]: Der weiß es auch nicht!) 

Es kommt im übrigen darauf an — das ist das 
erklärte Ziel der Koalitionsfraktionen —, Schwer-
behinderte nicht auszugrenzen, sondern einzubezie-
hen. Insofern muß eben immer wieder darüber 
nachgedacht werden, wie die Bedingungen gestaltet 
werden, damit diejenigen, die heute noch draußen 
stehen, auch eine Chance haben, einen Arbeitsplatz 
zu bekommen. 

Meine Damen und Herren, Schutzrechte sind not-
wendig, aber es muß immer wieder überprüft wer-
den,  ob nicht gut gemeinte Schutzrechte letztlich 
das Gegenteil von dem bewirken, wozu sie gedacht 
waren, daß sie nämlich nicht alle insgesamt schüt-
zen, 

(Feilcke [CDU/CSU]: Totschützen!) 

sondern diejenigen schützen, die drin sind, aber die-
jenigen, die draußen stehen, noch stärker ausgren-
zen und benachteiligen. 

(Hornung [CDU/CSU]: Das ist doch das Un-
menschliche!) 
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Das ist der Ansatzpunkt des vorliegenden Gesetzes. 
Wir sind davon überzeugt, daß er dazu beiträgt, die 
Chancen Schwerbehinderter, insbesondere arbeits-
loser Schwerbehinderter, 

(Bueb [GRÜNE]: Zu mindern!) 

zu verbessern. 

Als Maßnahmen sind dafür vorgesehen: Finan-
zielle Förderung der Einstellung und Beschäftigung 
besonders betroffener Schwerbehinderter, Abbau 
von Beschäftigungsbarrieren, und hier nenne ich 
besonders die befristete Nichtanrechnung von Aus-
zubildenden bei der Ermittlung der Pflichtquote, die 
Anrechnung eines behinderten Arbeitgebers auf ei-
nen Pflichtplatz und die zeitliche Anpassung des 
besonderen Kündigungsschutzes Schwerbehinder-
ter an den allgemeinen Kündigungsschutz. 

Herr Kollege Glombig, ich war auch von Ihrer 
Rede ein bißchen enttäuscht; denn ich finde, Sie 
hätten vielleicht doch klarer herausstellen sollen, 
daß es ja in vielen Punkten Gemeinsamkeiten zwi-
schen dem gibt, 

(Glombig [SPD]: Das habe ich doch getan!) 

was Sie vor zwei Jahren gefordert haben, was auch 
jetzt in Ihrem Gesetzentwurf steht, und dem, was 
die Regierung verabschiedet. Wir haben uns unter 
Ihrer Leitung am Mittwoch im Ausschuß sehr viel 
Mühe gegeben, diese gemeinsamen Punkte heraus-
zufinden. Ich finde, Sie hätten sich den ersten Teil 
Ihrer Rede wirklich sparen sollen, wo nämlich üble 
Diffamierungen, die ganze alte Leier, wieder aufge-
legt worden sind, ohne daß irgend etwas Konkretes 
dabei herausgekommen ist. 

(Hornung [CDU/CSU]: Das war sozialisti

-

sche Pflichtübung!) 

Sie haben gefordert: besondere Förderung schwer-
behinderter Auszubildender, schwerbehinderter 
Teilzeitbeschäftigter, Überführung der bisherigen 
Sonderprogramme in dauerhafte gesetzliche Rege-
lung, Verbesserung der Rechtsstellung des Vertrau-
ensmannes und seines Stellvertreters. Just dies ist 
auch Gegenstand des Gesetzentwurfs. Ich finde, 
meine Damen und Herren, es hätte uns hier allen 
besser getan, wenn wir diese Gemeinsamkeiten 
stärker herausgestellt hätten; denn das hätte auch 
den Schwerbehinderten das Gefühl geben können, 
nicht nur Manövriermasse in der politischen Aus-
einandersetzung zu sein, es hätte deutlich gemacht, 
worum es uns allen geht, nämlich die Chancen der 
Schwerbehinderten zu verbessern. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Gelegentlich wird ja behauptet, daß das Parla-
ment nur die Beschlüsse von Regierungen nachvoll-
ziehe. Gerade dieser Gesetzentwurf zeigt aber, daß 
das Parlament seine ganz eigene Handschrift ange-
legt hat. Die FDP-Bundestagsfraktion hat schon 
sehr frühzeitig deutlich gemacht, daß eine Überprü-
fung der Altbescheide für sie nicht in Frage kommt. 
Abgesehen von der mehr als fraglichen Kosten-Nut-
zen-Relation einer derartigen Maßnahme wäre es 
verfehlt, insbesondere ältere Schwerbehinderte 
noch einmal einem Überprüfungsverfahren zu un-
terziehen. Es muß Rechtssicherheit herrschen, und 

die Schwerbehinderten müssen auch das Gefühl ha-
ben, daß das, was ihnen einmal zugestanden wor-
den ist, dauerhaft ist. Das war der Grund, weshalb 
wir diese Anregung, diese Idee der Regierung nicht 
aufgegriffen haben. 

Zu den Einzelmaßnahmen, die im Gesetzge-
bungsverfahren noch in den Gesetzentwurf hinein-
gekommen sind, ein paar Worte: Die befristete 
Nichtanrechnung von Auszubildenden auf die Be-
schäftigungspflichtquote von Schwerbehinderten 
ist zum Teil kritisiert worden. Sie stellt aber nach 
unserer Meinung einen akzeptablen Kompromiß 
zwischen den Interessen der Auszubildenden und 
den Interessen der Schwerbehinderten dar. Gerade 
in einer Zeit, wo die Betriebe aufgefordert sind, 
über ihren eigenen Bedarf auszubilden, muß es 
doch wichtig sein, diese Ausbildungsbereitschaft 
nicht dadurch einzuschränken, daß für zusätzliche 
Auszubildende auch die Pflichtquote der Schwerbe-
hinderten erhöht wird. 

(Glombig [SPD]: Was heißt denn „erhöht"? 
Das ist keine Erhöhung!) 

Deshalb ist in der Zeit, die jetzt noch notwendig ist, 
um die geburtenstarken Jahrgänge in den Arbeits-
markt zu integrieren, diese Maßnahme aufgehoben. 
Und die Zahlen, mit denen die Opposition in dem 
Zusammenhang hier immer jongliert, auch sie sind 
zu relativieren. 

Viele junge Menschen, die ausgebildet sind, 
wachsen jetzt in den Arbeitsmarkt hinein. Viele Be-
triebe bemühen sich, sie nach ihrer Ausbildung auf-
zunehmen. Die Beschäftigung ist 1984 und 1985 be-
reits deutlich angestiegen. All das zusammen ge-
nommen bedeutet natürlich auch, daß die Zahl der 
Pflichtplätze für Schwerbehinderte wieder steigen 
wird. Also, hier ist ein akzeptabler Kompromiß zwi-
schen widerstreitenden Interessen gefunden wor-
den. 

Auch die zeitliche Anpassung des besonderen 
Kündigungsschutzes Schwerbehinderter ist ange-
messen. Hier geht es doch darum, meine Damen 
und Herren, daß Schwerbehinderte häufig deshalb 
nicht eingestellt werden, weil sich der Arbeitgeber 
scheut, weil er Zweifel an der Leistungsfähigkeit 
hat, in den meisten Fällen völlig unbegründete 
Zweifel. Es geht hier also nur darum, eine angemes-
sene Zeit zu schaffen, in der sich der Schwerbehin-
derte selber prüfen kann, ob der Arbeitsplatz für 
ihn vernünftig ist, • 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

und auch der Betrieb prüfen kann, ob der Schwer-
behinderte an dieser Stelle richtig eingesetzt ist. 
Darum geht es, und deshalb ist es vernünftig, diese 
Maßnahme zu ergreifen. 

(Glombig [SPD]: Das glauben Sie jeden-
falls!)  

Wir finden, meine Damen und Herren, daß es 
nach wie vor ein besonders schlimmer Fall ist, daß 
viele öffentliche Arbeitgeber ihre Pflichtquote nicht 
erfüllen. 

(Feilcke [CDU/CSU]: In  Nordrhein-West

-

falen  vor allen Dingen!) 
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Das trifft ganz besonders viele Bundesländer, und 
man kann leider nicht sagen, daß hier CDU- oder 
SPD-regierte Länder generell besser wären als an-
dere, sondern es gibt eine breite Zahl von Ländern, 
die ihre Pflichtquote nicht erfüllen. Ein deutlicher 
Appell an alle, es mit der Verantwortung gegenüber 
den Schwerbehinderten ernst zu nehmen, aber 
auch ein Dank an diejenigen Arbeitgeber, die mehr 
Schwerbehinderte beschäftigen, als nach der 
Pflichtquote vorgeschrieben wird. Auch das gibt es. 
Wir begrüßen es, und wir fordern alle auf, diesen 
Arbeitgebern nachzueifern. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Der vorliegende Gesetzentwurf stellt eine Verbes-
serung der Chancen Schwerbehinderter auf den Ar-
beitsmarkt dar. 

(Glombig [SPD]: Das ist eine unglaubliche 
Behauptung!) 

Und deshalb wird er von uns so getragen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Pöppl. 

Pöppl (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Es müßten eigent-
lich alle, die hier vom Abbau von Schutzrechten 
geredet haben und reden, einmal die Möglichkeit 
haben, sozusagen in einigen Praktikasemestern die 
Wirklichkeit vor Ort zu erleben. Ich glaube, einige 
sind da schon sehr lange raus. Ich glaube, das gilt 
auch für den Kollegen Glombig. Dann würden Sie 
nämlich sehr schnell bemerken, welchen Schwach-
sinn Sie hier verbreitet haben. 

(Zurufe von der SPD) 

— Das würden Sie sehr schnell bemerken. Die Leu-
te, die draußen die Arbeit machen, wären erschüt-
tert, wenn sie gehört hätten, was hier heute gesagt 
wurde. 

(Lachen bei der SPD — Frau Fuchs [Köln] 
[SPD]: Sie erlauben, daß wir lachen!) 

Ich glaube, daß die Schwerbehinderten, die tagtäg-
lich an ihrem Arbeitsplatz all ihre psychische und 
physische Kraft einsetzen, um im Wettbewerb mit 
Nichtbehinderten zu bestehen, dies nicht verdient 
haben. 

(Zuruf der Abg. Frau Fuchs [Köln] [SPD]) 

— Ich könnte darauf etwas sagen. 

(Duve [SPD]: Tun Sie es bitte!) 

Zu den GRÜNEN. Daß Sie von der Praxis nichts 
verstehen, mag ja noch hingehen, aber wer der Tö-
tung ungeborener Menschen das Wort redet, wer 
die ersatzlose Streichung des § 218 StGB fordert, 
der hat vor den Bürgern das Recht verwirkt, hier 
anderen Vorwürfe zu machen oder Empfehlungen 
zu geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Bueb [GRÜ

-

NE]: Kommen Sie zur Sache, Herr Kollege! 
— Zurufe von der SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, mit 
der ersten Novellierung des Gesetzes zur Sicherung 
und Eingliederung Schwerbehinderter in Arbeit 
und Beruf wird ein wichtiger Schritt zur flexibleren 
Gestaltung des Schwerbehindertenrechts und zur 
Verbesserung der Effizienz im Durchführungsbe-
reich getan. 

(Bueb [GRÜNE]: 70 000 Arbeitsplätze fal-
len weg!) 

Die Einstellungs- und Beschäftigungschancen von 
Schwerbehinderten werden nämlich nicht durch die 
Verschärfung von Schutzrechten verbessert, son-
dern durch eine bessere Ausgestaltung der helfen-
den Instrumente des Gesetzes. Immer dann — ich 
betone das, was Kollege Lohmann hier gesagt hat; 
da können Sie mich ja nicht verdächtigen, daß ich 
hier nun für Arbeitgeber spreche, oder solche Din-
ge. 

(Dr. Hauff [SPD]: „Solche Dinge"?) 

— Herr Glombig, es war ja sehr unseriös, was Sie 
hier gemacht haben —, immer dann, wenn hohe 
Schutzrechte eingebaut sind, schlägt ein Gesetz 
schnell zum Antischutzgesetz um. Nach zwölf Jah-
ren Gesetzesanwendung können Sie mir nicht 
mehr verheimlichen, welche Schwierigkeiten das 
jetzt geltende Recht beinhaltet. Sie enttäuschen, 
wenn Sie hier Anträge einbringen, die genau die 
Punkte betreffen, die uns draußen bei der Förde-
rung der Einstellungsbereitschaft Schwierigkeiten 
machen. 

Eines ist absolut sicher: Für Behinderte, die drau-
ßen stehen, sinkt die Einstellungsbereitschaft na-
hezu auf Null, wenn die Stützungsmechanismen 
nicht konsequent am praktischen Bedarf orientiert 
werden. Wer glaubt, daß er mit der überproportiona-
len Anhebung der Ausgleichsabgabe hier ein Steue-
rungsinstrument in der Hand habe, der erliegt in 
der Tat einem gewaltigen Irrtum. Wenn Sie hier 400 
DM und mehr fordern, dann müssen Sie doch wis-
sen, daß Sie damit nur auf Kleinbetriebe und auf 
handwerkliche mittelständische Bereiche einen ge-
wissen Druck ausüben können. Gerade Kleinbe-
triebe haben doch erheblich größere Schwierigkei-
ten, schwerbehinderte Arbeitnehmer ihrem Lei-
stungsvermögen entsprechend im Betrieb einzuset-
zen. 

(Scharrenbroich [CDU/CSU]: Aber davon 
haben die Sozialisten ja keine Ahnung!) 

Eine Intensivierung der begleitenden Hilfen am 
Arbeitsplatz ist hier und heute das A und O für die 
Erhaltung und Sicherung der Schwerbehinderten-
arbeitsplätze. Wir haben deshalb zur Unterstützung 
der Beschäftigungsbereitschaft den Leistungskata-
log im Gesetz ausgedehnt und sollten nun anschlie-

ßend darangehen, die Verwendungsmöglichkeiten 
der Ausgleichsabgabe in der Ausgleichsabgaben-
verordnung so zu formulieren, daß vor Ort flexibel, 
schnell und ausreichend eingegriffen werden 
kann. 

Ein weiterer für die praktische Umsetzung wich-
tiger Punkt, der im Rehabilitationsangleichungsge-
setz geregelt werden sollte, ist, daß wir noch eine 
eindeutige Zuständigkeitsabgrenzung zwischen den 
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Rehabilitationsträgern und den Hauptfürsorgestel-
len herbeiführen müssen. Nur wenn die Hauptfür-
sorgestellen das „Feld" der begleitenden Hilfen im 
Arbeitsleben zur Sicherung der beruflichen Einglie-
derung allein und selbst bestellen und vor Ort un-
mittelbar über notwendige Hilfen entscheiden kön-
nen, bringen sie den erwünschten Erfolg. 

Ein wichtiger Aspekt der Novelle des Schwerbe-
hindertengesetzes ist die Stärkung der Rechtsstel-
lung des Schwerbehindertenvertreters im Betrieb. 
Mit den Regelungen in § 11, aber insbesondere — 
im Fünften Abschnitt — in den §§ 21, 22 und 23 ist 
für die Vertrauensmänner bzw. Vertrauensfrauen 
der Schwerbehinderten nunmehr eine gesetzlich 
gut fundierte Unterlage geschaffen worden, mit der 
sie besser in der Lage sein werden, ihren wichtigen 
Aufgaben nachzukommen. Ich will mich hier na-
mens der CDU/CSU-Fraktion dem Dank des Bun-
desministers für Arbeit und Sozialordnung an-
schließen, der an alle gerichtet ist, die bisher unter 
diesen schwierigen Verhältnissen dem Gesetz Ge-
nüge getan haben, insbesondere die Vertrauens-
männer und die Vertrauensfrauen draußen in den 
Betrieben. 

Ich möchte nicht verhehlen; daß der Dank auch 
dem Koalitionspartner gebührt, ohne dessen guten 
Willen es nicht möglich gewesen wäre, das zu errei-
chen, was wir heute hier in diesem Gesetz beschlie-
ßen werden. 

Selbstverständlich gab es über diese wichtigen 
Regelungen hinaus weitere Vorschläge, über die 
man zu einem späteren Zeitpunkt diskutieren soll-
te. Wir werden es nach dieser ersten Novelle weiter-
hin nötig haben, im Schwerbehindertenrecht flexi-
bel auf die Entwicklungen des Arbeitsmarktes zu 
reagieren. 

Vielen Dank, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen nun zur Einzelberatung und Ab-
stimmung, zunächst über den Zusatzpunkt 7 zur Ta-
gesordnung, den Gesetzentwurf der SPD auf Druck-
sache 10/1731. Der Ausschuß empfiehlt, diesen Ge-
setzentwurf abzulehnen. Ich rufe die Art. 1 bis 5, 
Einleitung und Überschrift auf. Wer den aufgerufe-
nen Vorschriften zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? 
— Enthaltungen? — Das Gesetz ist in der zweiten 
Beratung abgelehnt. Damit unterbleibt nach § 83 
Abs. 3 unserer Geschäftsordnung die weitere Bera-
tung. 

Wir kommen jetzt zur Einzelberatung und Ab-
stimmung über den Zusatzpunkt 8 zur Tagesord-
nung, den von der Bundesregierung eingebrachten 
Gesetzentwurf auf Drucksache 10/3138, in der Aus-
schußfassung. Hierzu liegen eine Reihe von Ände-
rungsanträgen der Fraktion der SPD vor. 

Meine Damen und Herren, wir kommen zu Art. 1 
in der Ausschußfassung. Ich rufe Nr. 1 bis 4 auf. Wer 

stimmt dafür? — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Die  aufgerufenen Vorschriften sind angenommen. 

Ich rufe den Änderungsantrag der SPD auf 
Drucksache 10/5680 auf; es wird beantragt, nach 
Nr. 4 eine Nr. 4 a einzufügen. Wer stimmt dafür? — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der Änderungs-
antrag ist abgelehnt. 

Ich rufe Nr. 5 und 6 auf. Wer stimmt dafür? — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Nr. 5 und 6 sind 
angenommen. 

Ich rufe die Nr. 7 auf. Hierzu liegt auf Drucksache 
10/5681 ein Änderungsantrag der SPD vor. Wer 
stimmt für den Änderungsantrag? — Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — Der Änderungsantrag ist abge-
lehnt. 

Wer stimmt für die Nr. 7 in der Ausschußfassung? 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Nr. 7 ist ange-
nommen. 

Ich rufe die Nr. 8 auf. Wer stimmt dafür? — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Nr. 8 ist angenom-
men. 

Ich rufe die Nr. 9 auf. Hierzu liegt auf Drucksache 
10/5682 ein Änderungsantrag der SPD vor. Wer 
stimmt für den Änderungsantrag? — Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — Der Änderungsantrag ist abge-
lehnt. 

Wer stimmt für Nr. 9 in der Ausschußfassung? — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Nr. 9 ist angenom-
men. 

Ich rufe Nr. 10 bis 14 auf. Wer stimmt dafür? — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Nr. 10 bis 14 sind 
angenommen. 

Ich rufe die Nr. 15 auf. Hierzu liegt auf Druck-
sache 10/5683 ein Änderungsantrag der SPD vor. 
Wer stimmt für den Änderungsantrag? — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Der Änderungsantrag 
ist abgelehnt. 

Wer stimmt für Nr. 15 in der Ausschußfassung? — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Nr. 15 ist ange-
nommen. 

Ich rufe Nr. 16 bis 20 auf. Wer stimmt dafür? — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Die Nr. 16 bis 20 
sind angenommen. 

Ich rufe die Nr. 21 auf. Hierzu liegt auf Druck-
sache 10/5684 ein Änderungsantrag der SPD vor. 
Wer stimmt für den Änderungsantrag? — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Der Änderungsantrag 
ist abgelehnt. 

Wer stimmt für die Nr. 21 in der Ausschußf as

-

sung?  — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Nr. 21 ist 
angenommen. 

Ich rufe die Nr. 22 auf. Hierzu liegt auf Druck-
sache 10/5685 ein Änderungsantrag der SPD vor. 
Wer stimmt für den Änderungsantrag? — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Der Änderungsantrag 
ist abgelehnt. 

Wer stimmt für Nr. 22 in der Ausschußfassung? — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Nr. 22 ist ange-
nommen. 
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Ich rufe Nr. 23 bis 28 auf. Wer stimmt dafür? — 

Gegenprobe! — Enthaltungen? — Die aufgerufenen 
Vorschriften sind angenommen. 

Ich rufe Nr. 29 auf. Hierzu liegt auf Drucksache 
10/5686 ein Änderungsantrag der SPD vor. Wer 
stimmt für den Änderungsantrag? — Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — Der Änderungsantrag ist abge-
lehnt. 

Wer stimmt für Nr. 29 in der Ausschußfassung? — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Nr. 29 ist ange-
nommen. 

Ich rufe Nr. 30 bis 33 b auf. Wer stimmt dafür? — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Die aufgerufenen 
Vorschriften sind angenommen. 

Ich rufe den Änderungsantrag der SPD auf 
Drucksache 10/5687 auf. Es wird beantragt, nach 
Nr. 33 b eine neue Nr. 33 bi einzufügen. Wer stimmt 
dafür? — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der Än-
derungsantrag ist abgelehnt. 

Ich rufe die Nr. 33c bis 34 auf. Wer stimmt dafür? 
- Gegenprobe! — Enthaltungen? — Die aufgerufe-
nen Vorschriften sind angenommen. 

Art. 1 in der Ausschußfassung ist somit angenom-
men. 

Ich rufe die Art. 2 bis 2 b in der Ausschußfassung 
auf. Wer stimmt dafür? — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Die aufgerufenen Vorschriften sind an-
genommen. 

Ich rufe Art. 2 c auf. Hierzu liegt auf Drucksache 
10/5689 ein Änderungsantrag der SPD vor. Wer 
stimmt für den Änderungsantrag? — Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — Der Änderungsantrag ist abge

-

lehnt. 

Wer stimmt für Art. 2 c in der Ausschußfassung? 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Art. 2 c ist an-
genommen. 

Ich rufe Art. 2 d auf. Hierzu liegt auf Drucksache 
10/5690 ein Änderungsantrag der SPD vor. Wer 
stimmt für den Änderungsantrag? — Gegenprobe! 
-- Enthaltungen? — Der Änderungsantrag ist abge-
lehnt. 

Wer stimmt für Art. 2 d in der Ausschußfassung? 
— Gegenprobe! -- Enthaltungen? — Art. 2 d ist an-
genommen. 

Ich rufe den Änderungsantrag der SPD auf 
Drucksache 10/5691 auf. Es wird beantragt, nach 
Art. 2 d einen neuen Art. 2 e einzufügen. Wer stimmt 
dafür? — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der Än-
derungsantrag ist abgelehnt. 

Ich rufe auf die Art. 3 bis 5, Einleitung und Über-
schrift in der Ausschußfassung. Wer stimmt dafür? 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? -- Die aufgerufe-
nen Vorschriften sind angenommen. 

Meine Damen und Herren, damit ist die zweite 
Beratung abgeschlossen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. 

Wer dem Gesetzentwurf als Ganzem zuzustim-
men wünscht, den bitte ich, sich vom Platz zu erhe-
ben. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — 
Der  Gesetzentwurf ist angenommen. 

Der Ausschuß empfiehlt weiter auf Drucksache 
10/5673 unter Nr. 3 die Annahme einer Entschlie-
ßung. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
ein Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Ent-
haltungen? — Die Entschließung ist bei einigen 
Enthaltungen angenommen. 

Ich rufe nun die Tagesordnungspunkte 25 a bis 
25c auf: 

a) Beratung der Großen Anfrage der Abgeord-
neten Duve, Müller (Düsseldorf), Frau 
Dr. Martiny-Glotz, Dr. Hauff, Frau Fuchs 
(Köln), Dr. Schmude, Amling, Bachmaier, 
Frau Blunck, Egert, Frau Dr. Hartenstein, 
Dr. Hauchler, Immer (Altenkirchen), Jaunich, 
Jung (Düsseldorf), Kiehm, Kißlinger, 
Dr. Kübler, Lennartz, Müntefering, Rappe 
(Hildesheim), Reimann, Roth, Schäfer (Offen-
burg), Frau Schmidt (Nürnberg), Stahl (Kem-
pen), Stiegler, Frau Terborg, Urbaniak, War-
tenberg (Berlin), Frau Weyel, Wolfram (Reck-
linghausen), Frau Zutt, Meininghaus, Müller 
(Schweinfurt) und der Fraktion der SPD 

Chemie im Haushalt und Innenraumbela-
stung 
— Drucksachen 10/2800, 10/4285 — 

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Hauff, Rappe (Hildesheim), Duve, Müller 
(Düsseldorf), Roth, Bachmaier, Frau Dr. Har-
tenstein, Dr. Hauchler, Heistermann, Jahn 
(Marburg), Jaunich, Kiehm, Dr. Klejdzinski, 
Dr. Kübler, Lambinus, Reimann, Reuter, 
Schäfer (Offenburg), Schanz, Schluckebier, 
Stahl (Kempen), Frau Terborg, Urbaniak, Vo-
sen, Dr. Vogel und der Fraktion der SPD 

Konzept für eine umwelt- und gesundheits-
verträgliche Chemiepolitik 
— Drucksache 10/5181 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Innenausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
Ausschuß für Forschung und Technologie 

c) Beratung der Unterrichtung durch die Bun-
desregierung Bericht der Bundesregierung 
über die 

Anwendung und die Auswirkungen des Che-
mikaliengesetzes 
— Drucksache 10/5007 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit (federfüh-
rend) 
Innenausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Meine Damen und Herren, nach einer interfrak-
tionellen Vereinbarung sind für die gemeinsame 
Beratung der Tagesordnungspunkte 25a bis 25 c 
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zwei Stunden vorgesehen. — Ich sehe keinen Wi-
derspruch. Dann ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Ab-
geordnete Duve. 

Duve (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Sehr geehrter Herr Minister Wallmann, 
noch 93 Tage Schonzeit. Sieben sind schon vorbei. 
Bei Ihrem Vorgänger ist leider sehr viel Hohnzeit 
dabei herausgekommen. Wir werden gemeinsam 
dafür sorgen, daß es für Sie eine hoffentlich ange-
nehme, aber sehr harte Fronzeit wird. 

Die Katastrophe von Tschernobyl hat Millionen 
Menschen schlagartig Vorgänge sehr bewußt ge-
macht, von denen sie früher nur sehr wenig wußten 
und über die auch unsere Wissenschaft nur sehr 
unzulänglich berichtet hat: Erstens, der dramati-
sche, von Menschen kaum vorstellbare rasche 
Ferntransport von schädlichen Stoffen über riesige 
Entfernungen; zweitens, die Anreicherung der 
Schadstoffe im tierischen oder menschlichen Orga-
nismus ist etwas, was den Menschen erst jetzt sehr 
deutlich zu Bewußtsein gekommen ist. 

(Boroffka [CDU/CSU]: Und DDT hatten wir 
nie?) 

Drittens. Es gibt plötzlich nach einem Unfall — 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter Duve, 
ich bitte, Sie kurz unterbrechen zu dürfen. 

Ich bitte die Damen und Herren, die nicht an den 
Beratungen teilnehmen, entweder den Saal zu ver-
lassen, oder, wenn sie teilnehmen wollen, Platz zu 
nehmen. 

(Beifall bei der SPD) 

Duve (SPD): Danke schön, Herr Präsident. Drit-
tens. Es gibt plötzlich nach einem Unfall oder konti-
nuierlich beim Betrieb von Anlagen die Abgabe von 
unsichtbaren, unriechbaren und unfühlbaren Sub-
stanzen an die Umwelt, an den tierischen und 
menschlichen Organismus. Für die Feststellung die-
ser Substanzen nutzen unsere Sinnesorgane gar 
nichts. Wir brauchen dafür hochtechnische Meßge-
räte. 

Viertens. Die Diskussion über Strahlenschäden 
und über die verschiedenen Nuklide haben der Öf-
fentichkeit zum erstenmal drastisch vor Augen ge-
führt, wie wenig die Wissenschaft von dem weiß, 
was sie direkt oder indirekt durch die industrielle 
Nutzung an Gefahren produziert. Die Diskrepanz 
zwischen behauptetem Allwissen und häufig skan-
dalöser Unwissenheit ist bei Tschernobyl ja schlag-
artig erkennbar geworden. 

Fünftens. Die Menschen haben die politische 
Ohnmacht und die Schwierigkeiten, gegen Schad-
stoffe nationale und internationale Rahmenbedin-
gungen zu setzen, sehr drastisch erfahren. 

Meine Damen und Herren, diese fünf Erkennt-
nisse gelten — allerdings mit einer ganz anderen 
Gewichtung — auch für die Chemie. Es handelt sich 
dabei natürlich nicht um Strahlung, aber es handelt 
sich um viele von Menschen gemachte Schadstoffe, 
die bei falschem Umgang im menschlichen Körper 

als Gift wirken und die auf die Natur als Gift wir-
ken. 

(Hornung [CDU/CSU]: Bei falschem Um

-

gang!) 

Die Arbeitnehmer und die Unternehmer in der 
chemischen Industrie sind sich vieler dieser Gefah-
ren bewußt gewesen und haben sehr viel geleistet, 
um ihnen zu begegnen. 

(Boroffka CDU/CSU: Ja!) 

Ein großer Industriezweig arbeitet — verglichen 
mit dem Gefahrenpotential — mehr oder weniger 
sicher. Aber die Wirkungen der meisten Stoffe auf 
Mensch und Natur sind auch diesen Experten häu-
fig unbekannt. 

Meine Damen und Herren, die SPD-Bundestags-
fraktion hat vor anderthalb Jahren begonnen, ei-
nige praktische Erkenntnisse zusammenzutragen, 
um aus den bisherigen Bemühungen für die chemi-
sche Produktion politische Rahmenbedingungen zu 
setzen. Wir legen damit heute als erste Partei dieses 
Bundestages ein Konzept für eine vorsorgende 
Chemiepolitik vor. Wir haben den Entwurf der 
wichtigsten Gewerkschaft, der IG Chemie, und dem 
Bundesverband der Chemischen Industrie (VCI) 
sehr frühzeitig vorgelegt und sind mit unterschied-
lichem Ergebnis in einen Dialog gekommen. 

Die Arbeitnehmer haben unser Konzept begrüßt. 
Sie haben auch kritische Anmerkungen gemacht. 
Die Arbeitgeber haben es abgelehnt. 

Ich muß hier allerdings anmerken, daß sich die-
ses Konzept nicht nur mit den im VCI zusammenge-
schlossenen Betrieben befaßt, sondern mit allen 
Vorgängen, bei denen es zu chemischen Umwand-
lungsprozessen kommt. Das heißt, viele Betriebe 
der metallverarbeitenden Industrie sind von den 
Rahmenbedingungen für eine versorgende Chemie-
politik ebenso betroffen wie die Chemiebetriebe im 
eigentlichen Sinne. 

Vorsorgende Chemiepolitik wird, Herr Minister 
Wallmann, eine der zentralen Aufgaben der Um-
weltpolitik im nächsten Jahr sein. Sie sind aus 
Frankfurt hierhergekommen, möglicherweise aus 
Furcht vor unserem Volker Hauff. Sie sehen ihn 
dort sitzen; hier ist er auch wieder. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Hornung 
[CDU/CSU]: Aber Herr Wallmann ist jetzt 
in einer anderen Position! — Dr. Göhner 
[CDU/CSU]: Gut, daß Sie dabei selber ge-
schmunzelt haben! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 

— Natürlich habe ich geschmunzelt, er hat ge-
schmunzelt, wir alle haben geschmunzelt. Wenn 
man mit einer Bemerkung die Kollegen zum 
Schmunzeln bringt, ist es doch in Ordnung, oder 
nicht? 

Meine Damen und Herren, die Menschen sind 
wach geworden. Wie sehr, merkt man an einer Un-
tersuchung, die in der Zeitschrift „Chemie in unse-
rer Zeit", wohl eher einer konservativen Publika-
tion, veröffentlicht wurde. Dort drücken Kinder in 
Bildern aus, was sie mit dem Begriff Chemie ver- 
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binden: tote Tiere, zerstörte Natur, Gefahren für das 
Lebendige — das sind die Schreckbilder von Kin-
dern und Jugendlichen. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Das ist der Miß

-

brauch der Kinder! — Hornung [CDU/ 
CSU]: Aufgehetzt! — Boroffka [CDU/CSU]: 

Hervorgerufen durch die GEW!) 

— Sagen Sie das nur weiter so. Sie meinen, daß 
diese Vorstellungen der Menschen nur etwas mit 
Aufhetzung zu tun haben? Dann hätte man von 
Bophal und anderem gar keine Bilder zeigen kön-
nen. Ist das Ihre Vorstellung? Dann dürfte man von 
wirklich verendeten Fischen und umgekippten 
Seen keine Bilder zeigen. Sie wollen also verbieten, 
daß man darüber diskutiert, was faktisch passiert. 

(Boroffka [CDU/CSU]: Sie sind zu einseitig, 
Herr Duve!) 

Es geht hier nicht um apokalyptische Warnun-
gen, so wichtig Publikationen wie etwa „Der 
stumme Frühling" von Rachel Carson vor über 20 
Jahren gewesen sind. Es geht um sehr konkrete, 
sehr reale Sofortschritte. Wir müssen — da sind wir 
alle derselben Meinung — von dem Schadstoff des 
Monats, von dem Aufschrei über Formaldehyd, über 
Dioxin oder über bromierte Kohlenwasserstoffe hin 
zu einer vorsorgenden Politik kommen. 

(Boroffka [CDU/CSU]: „Halogenierte" ist 
richtiger!) 

Die Diskussionen über einzelne Stoffe mobilisieren 
die Menschen positiv, schläfern sie aber häufig 
nach einiger Zeit auch wieder ein. Wenn dann die 
Diskussion über den Stoff abgeklungen ist, glauben 
viele, alles sei im Lot. Statt Augenblickslösungen 
brauchen wir Vorsorge. 

Ich freue mich, daß Fachleute der Industrie, der 
IG Chemie und der Umweltverbände, aber auch der 
Behörden bereit waren, an unserem Konzept kri-
tisch mitzuarbeiten. Wir haben zwei Fraktionsanhö-
rungen durchgeführt. Ich möchte mich hier bei al-
len für die Mitarbeit noch einmal sehr herzlich be-
danken. 

Wir fragen nach dem Nutzen, den chemische Pro-
dukte für den Menschen haben, und verlangen, daß 
ein Abwägungsprozeß zwischen schädlichen Neben-
wirkungen und diesem Nutzen in Gang gebracht 
wird. Wir haben deshalb in unserem Konzept ge-
schrieben, daß eine solche Chemiepolitik auf den 
sozialen und volkswirtschaftlichen Nettonutzen des 
Einsatzes von Chemikalien zielen muß. Wir wissen 
genausogut wie unsere Kritiker, daß dies weder in 
Heller und Pfennig ausgerechnet noch durch eine 
staatliche Netto-Nutzen-Behörde etwa angeordnet 
werden könnte. Aber es muß doch erlaubt sein, 
diese Frage zu stellen. Eine Industrie, die seit Jahr-
zehnten Stoffe produziert, bei denen sie häufig — 
ähnlich wie der Raucher an den Nichtraucher — 
kleinste Partikelchen an andere unbeteiligte und 
unwissende Menschen abgibt, eine Industrie also, 
deren Wirkung weit über ihre Herstellung, über 
ihre Verteilung und über den Verbrauch ihrer Pro-
dukte hinausgeht, muß sich diese Frage gefallen 
lassen; schon deshalb, weil diese Industrie früher ja 

wenig verantwortungsvoll gehandelt hat, denkt 
man an die immensen Kosten, die die Allgemein-
heit aufbringt, um mit dem Abfall und den Gefah-
ren der Endlagerung gefährlicher Stoffe auch aus 
früherer Zeit fertig zu werden. Eine Industrie, de-
ren Frühphase dadurch gekennzeichnet war, daß 
hochgiftige Stoffe einfach in Kuhlen gekippt wor-
den sind — die Folgen muß die öffentliche Hand 
heute noch tragen —, eine solche Industrie muß sel-
ber daran interessiert sein — und sie ist selber 
daran interessiert —, daß dieser öffentliche Netto-
nutzen diskutiert wird, j a, sie tut es in ihren Werbe-
anzeigen in großem Ausmaß j a selber. Deshalb 
sollte sie uns eine solche Frage auch nicht vorwer-
fen. 

Die Diskussion kann nicht vom Staat, also von 
einer Bürokratie, und auch nicht von der Industrie 
allein geführt werden. Ansätze in diese Richtung 
finden wir ja bereits in der Gefahrstoffverordnung, 
in der gefordert wird, bei Produktionsprozessen ge-
fährliche Stoffe durch weniger gefährliche Ersatz-
stoffe dann zu ersetzen, wenn sie auch wirklich vor-
handen sind. Würden wir dieses Kriterium generell 
anwenden, so würde das z. B. bedeuten, daß ab so-
fort keine asbesthaltigen Autobremsbeläge mehr 
hergestellt werden dürften, da es asbestfreie Er-
satzstoffe ja bereits gibt, wie wir aus den Lieferun-
gen nach Schweden, wo dies vorgeschrieben ist, 
wissen. So, meine Damen und Herren, ist unser Be-
griff „sozialer und volkswirtschaftlicher Nettonut-
zen" zu verstehen — so und nicht anders. 

Die chemische Industrie hat in ihrem kritischen 
Papier uns gegenüber von Dirigismus gesprochen. 
Durch die Herstellung von sehr problematischen 
Stoffen und Nebenprodukten erzeugt die Industrie 
ja selber unfreiwillig einen Dirigismus, dem sich die 
Verbraucher bei Strafe von Gesundheitsschäden 
gar nicht entziehen können. Das heißt: Dort, wo 
eine Industrie selber aus naturwissenschaftlichen 
Gründen Rahmenbedingungen setzen muß, denen 
wir als Verbraucher häufig gar nicht entsprechen 
können, muß — umgekehrt — auch die Gesellschaft 
Rahmenbedingungen für das Verbreiten dieser 
Stoffe setzen dürfen. Es geht nicht nur um die Frei-
heit der Produktion gegenüber dem Staat, sondern 
es geht auch um die Wiederherstellung der Freiheit 
der Verbraucher gegenüber chemischen Stoffen, 
von denen sie nichts wissen. 

Meine Damen und Herren, für unsere Arbeit ist 
ein ganz zentrales Thema die Forderung nach sy-
stematischer Aufarbeitung der mehr als 90 000 so-
genannten Altstoffe. Mit vielen dieser Stoffe kom-
men wir häufig in Berührung. Dennoch ist etwa von 
95 % dieser Altstoffe so gut wie nichts über ihre Wir-
kung auf Mensch und Natur bekannt. Hier brau-
chen wir dringend eine nationale und internatio-
nale Schleppnetzfahndung nach den großen Fi-
schen im Teich der Altchemikalien. 

(Hornung [CDU/CSU]: Das sind wieder 
Sprüche! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Fachleute gehen heute davon aus, daß sich etwa 
1 000 dieser Altstoffe als so gefährlich erweisen, daß 
sie dringend ersetzt werden müssen. Die Schwierig- 
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keit besteht im Auffinden der gefährlichen Chemi-
kalien und dann — in einem zweiten Schritt — dar-
in, schnell Ersatzstoffe zu finden. 

(Hornung [CDU/CSU]: Wenn Sie mit den 
GRÜNEN aussteigen, werden Sie das nie 

erfahren!) 

Erst wenn wir die gefährlichen Stoffe erkannt und 
ersetzt haben, wird es möglich sein, auch in der 
öffentlichen Diskussion vom „Schadstoff des Mo-
nats" wegzukommen. 

Aber wir brauchen auch ein Handlungskonzept, 
damit wir die als gefährlich erkannten Stoffe rasch 
substituieren können. Hier wird es vor allem darum 
gehen, daß wir in Zusammenarbeit zwischen Ge-
werkschaften, Industrie und Politik abgestufte Zeit-
pläne entwickeln. 

Die systematische Suche nach gefährlichen Alt-
stoffen hat auch einen sehr erfreulichen Nebenef-
fekt, einen positiven und wichtigen Effekt. Bei der 
Suche nach gefährlichen Stoffen lassen sich auch 
die ungefährlichen oder weniger gefährlichen Alt-
stoffe erkennen. Sie könnten Wegweiser für die Su-
che nach Ersatzstoffen werden. 

Ich muß etwas kürzen. Die Rede war ein wenig 
länger als meine 13 Minuten. Ich kann darum das 
ganze Panorama all dessen nicht ausbreiten, was 
wir unter vorsorgender Chemiepolitik verstehen. 
Ich will nur auf einen Punkt noch hinweisen und 
ihn hervorheben. Wir wollen ein verschuldensunab-
hängiges Haftungsrecht einführen. Die Reform des 
Haftungsrechts spielt für uns eine ganz zentrale 
Rolle. Wir wollen wie  in  Japan deshalb eine ver-
schuldensunabhängige Haftung für Industriepro-
dukte, weil eben jeder, der einen neuen Stoff ein-
führt, für die Wirkung seines Stoffs geradestehen 
muß. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Es gibt doch die 
Produkthaftung in der EG!) 

Durch eine solche Reform des Haftungsrechts wird 
nach unserer Einschätzung die Suche nach umwelt-
verträglicher Technologie dezentralisiert und damit 
vervielfältigt. 

Ich komme zum Schluß. Bei einem der bedeu-
tendsten Industriezweige unseres Landes ist es 
leicht, denjenigen in die Ecke der Industriefeind-
lichkeit zu stellen, der Forderungen zum Schutz von 
Mensch und Natur und Arbeitnehmern erhebt. Uns 
geht es darum, daß vor allem bei der rascheren Ent-
wicklung von umwelt- und gesundheitsfreundli-
chen Produkten die Bundesrepublik eine Vorreiter-
rolle spielt. Dies ist auch eine ökonomische, eine 
wirtschaftspolitische Vorsorgepolitik. 

Wir lassen uns auch das Argument der internatio-
nalen Konkurrenz nicht aufdrängen. Denn kaum 
eine Industrie ist so international organisiert wie 
die chemische. Man denke an die gewaltigen Inve-
stitionen, die unsere drei Chemieriesen in den letz-
ten Jahren in Übersee getätigt haben. Die chemi-
sche Industrie ist heute international. Und wenn im 
Herzland dieser Industrie der Druck auf Umwelt-
verträglichkeit und Gesundheitsschutz wächst, 
dann müssen wir von diesen Firmen erwarten, daß 

sie sich selber zum Exporteur dieses Umwelt- und 
Gesundheitschutzgedankens machen. Ich begrüße 
es ausdrücklich, daß die Gewerkschaft der chemi-
schen Industrie sich diese Gedanken sehr weitge-
hend — wir haben das in der Zusammenarbeit ge-
sehen — zu eigen gemacht hat. 

Ich danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD — Boroffka [CDU/ 
CSU]: Da muß man genau zuhören: „sehr 

weitgehend"!) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Laufs. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Die moderne Chemie 
hat unser Leben zum Guten gewandelt. 

(Schulte [Menden] [GRÜNE]: Nicht nur!) 

Lebenserwartung und Lebensqualität haben in den 
acht Jahrzehnten dieses Jahrhunderts in einer ge-
radezu unvorstellbaren Weise zugenommen, 

(Schulte [Menden] [GRÜNE]: Die Umwelt

-

gefährdung auch!) 

was wir besonders den Fortschritten der chemi-
schen Wissenschaft und ihrer Nutzung für Medizin, 
Technik, Landwirtschaft und Produktion verdan-
ken. Niemand kann den Ausstieg aus der chemi-
schen Industrie wünschen. Auch DIE GRÜNEN 
sollten diesem Gedanken keinen großen Gefallen 
abgewinnen können, wenn sie auf ihre Jeans und 
Turnschuhe nicht verzichten wollen. 

(Zuruf der Abg. Frau Hönes [GRÜNE]) 

Eine Entchemisierung des Lebens, ein Umstieg auf 
sanfte Chemie, wie die süffigen Formeln aus den 
GRÜNEN Wolkenkuckucksheimen verheißen, also 
ein Zurück in die vorchemische Zeit, kann es nicht 
geben. 

Verantwortungsvolle Umweltpolitik macht es 
sich vielmehr zur Aufgabe, Schädigungen des Men-
schen, seiner Umwelt sowie der Tier- und der Pflan-
zenwelt durch Umwelteinwirkungen möglichst 
frühzeitig vorzubeugen und wirksam zu verhindern. 
Durch die Fortschritte und breite Anwendung der 
Chemie sind viele tausend neue Stoffe in die Um-
welt gelangt. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Leider!) 

Sie sollen uns nützen, nicht schaden. Umweltvor-
sorge ist, was den Gebrauch der produzierten che-
mischen Substanzen angeht, primär Gesundheits-
vorsorge. Diese Vorsorge ist eine der wichtigsten 
staatlichen, aber auch gesamtgesellschaftlichen 
Aufgaben. Nur gemeinsam werden Staat, Industrie 
und Bürger in der Bundesrepublik Deutschland und 
in den westlichen Industrienationen diese Aufgabe 
bewältigen können. 

Wir alle sind, ob im Berufsleben oder zu Hause, 
von chemischen Produkten umgeben und leben mit 
ihnen, angefangen bei unserer Kleidung über die 
Konservierungssstoffe in Nahrungsmitteln, Kunst-
stoffe, Lacke bis hin zu den Insektensprays, die wir 
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in unseren Wohnungen benutzen, und den Spül-
und Waschmitteln in der Küche 

(Zuruf des Abg. Schulte [Menden] [GRÜ

-

NE]) 

und den Kosmetika in unseren Bädern. Es wäre 
aber völlig falsch, aus den Produktionsmengen und 
der Allgegenwart chemischer Produkte ein diffuses 
Gefühl der Beunruhigung oder Gefährdung durch 
die Chemie herzuleiten. Es ist unverantwortlich, 
wie in letzter Zeit Angstkampagnen betrieben wer-
den, mit denen die Öffentlichkeit desinformiert 
wird. 

(Tatge [GRÜNE]: Passen Sie auf, daß Sie 
nicht verharmlosen! Das ist auch eine Ge

-

fährlichkeit!) 

Es ist die Erfahrung der vergangenen Jahre, daß 
die meisten Schreckensmeldungen einer kritischen, 
wissenschaftlichen Nachprüfung in keiner Weise 
standgehalten haben. 

(Zuruf des Abg. Hornung [CDU/CSU]) 

Gewiß gibt es eine Menge gefährlicher und hoch-
giftiger industrieller Schadstoffe, von denen Ge-
sundheitsgefahren ausgehen, die krebserzeugend 
oder erbgutverändernd sind. Gegen diese Gifte wird 
in dieser hochentwickelten Industriegesellschaft al-
les getan, um unsere Bevölkerung und Umwelt zu 
schützen. 

(Zuruf des Abg. Tatge [GRÜNE]) 

Gewiß dürfen wir auch nicht übersehen, daß uns 
über sehr viele Stoffe keine oder nur wenige Er-
kenntnisse, insbesondere über ihre langfristigen 
ökologischen Auswirkungen auf die Umwelt vorlie-
gen. Gerade deshalb betreiben wir Vorsorgepolitik. 
Es gibt grundsätzlich keinen garantiert schädlichen 
oder unschädlichen Stoff. Es kommt immer auf die 
Menge an. 

In unserer datengläubigen Zeit, die Meßergeb-
nisse unbesehen als Autorität nimmt, erleben wir 
erhebliche Mißbräuche. Da werden der erschreck-
ten Bevölkerung eindrucksvolle Meßergebnisse vor-
geführt, daß dieser oder jener gefährliche Stoff in 
der Nahrung oder in Gebrauchsgegenständen nach-
gewiesen sei. Das Entscheidende an solchen Mel-
dungen, in welcher Einheit diese Meßergebnisse an-
gegeben werden, bleibt oft verborgen und meistens 
völlig unverständlich. Die menschliche Vorstel-
lungskraft versagt, wenn Konzentrationen z. B. in 
ppm, d. h. Teilen in einer Million, oder in Pico-
gramm, d. h. in Billionstel pro Gramm, angegeben 
werden. Plausible Vergleichsmöglichkeiten fehlen 
in der Regel. 

Mit den in den letzten Jahren ständig verfeiner-
ten Analyseverfahren können wir immer neue Spu-
ren von Substanzen in den uns umgebenden Din-
gen feststellen. Die Tatsache, daß wir besser mes-
sen können, bedeutet indessen keineswegs, daß un-
sere Umgebung nun auf einmal um ein Vielfaches 
gefährlicher für unsere Gesundheit geworden 
wäre. 

Des weiteren muß vor dem Teichfertigen Herstel-
len von Beziehungen zwischen einem Stoff und ei

-

ner Schädigung gewarnt werden. Die Tatsache, daß 
eine bestimmte Substanz nachgewiesen wurde und 
daß sich ein Schaden zeigt, möge nicht zu bestreiten 
sein. Eine wissenschaftliche Aussage über die Ur-
sächlichkeit des einen für das andere, ist damit 
noch nicht gegeben. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich Ihre 
Aufmerksamkeit noch auf eine neue Erkenntnis 
lenken, die beim Thema Chemie und Gesundheit 
Beachtung verdient. Die zu Anfang der achtziger 
Jahre herrschende Auffassung, daß bis zu 80 % aller 
Krebserkrankungen mit der Langzeitwirkung indu-
strieller Chemikalien in Zusammenhang gebracht 
werden könnten, wird inzwischen von der interna-
tionalen Krebsforschung korrigiert. 

(Duve [SPD]: Auf 74 %) 

— Passen Sie auf, Herr Kollege Duve. In der wis-
senschaftlichen Fachwelt besteht wachsendes Ein-
vernehmen darüber, daß die wichtigsten Krebsursa-
chen eng mit der Lebensweise zusammenhängen, 
d. h. mit unseren Ernährungsgewohnheiten, über-
mäßigen Sonnenbädern und anderen. 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Duve? 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Ja, selbstverständlich ger-
ne. 

Duve (SPD): Herr Kollege Laufs, sind Sie bereit, 
mir zuzustimmen, daß auch die Lebensweise der 
Menschen mehr und mehr von der Nutzung chemi-
scher Produkte bestimmt wird, Kosmetika usw., 
und daß da ein sehr starker innerer Zusammen-
hang besteht? 

(Zuruf des Abg. Tatge [GRÜNE]) 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Ich werde darauf jetzt im 
einzelnen eingehen. Ich bitte Sie, mir zu folgen. 
Herr Kollege Duve, es ist einfach ein Irrtum, daß 
krebserzeugende Substanzen selten seien und 
meist aus industrieller Produktion stammten. Wie 
Professor Ames von der Universität von Kalifor-
nien, einer der bedeutendsten Krebsforscher in den 
USA, erst vor kurzem in einem Brief an einen Sena-
tor, der auf diesem Gebiet arbeitet, geäußert hat, 
haben über 99 % aller krebserzeugenden Stoffe, die 
der Mensch aufnimmt, einen natürlichen Ur-
sprung. 

(Hornung [CDU/CSU]: So ist es!) 

Das heißt, es handelt sich um giftige Pflanzenbe-
standteile, wie Krebserreger aus Schimmelpilzen, 
oder sie kommen aus Genußmitteln, wie Zigaretten 
und Alkohol, oder aus bestimmten Zubereitungsfor-
men unserer Nahrung, wie Grillen und Braten. In 
den Pflanzen sind von Natur aus giftige Abwehr-
stoffe enthalten, mit denen sich die Pflanzen vor 
Pilzen, Insekten oder Pflanzenfressern schützen. 
Für die giftigen oder krebserzeugenden Eigenschaf- 
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ten dieser sogenannten natürlichen Pestizide hat 
sich bis vor kurzem noch niemand interessiert. 

(Duve [SPD]: Weil Abwehrkräfte des Kör

-

pers in Jahrtausenden, Jahrmillionen ent

-

wickelt worden sind!) 
Es steht aber fest — so Professor Ames —, daß wir 
tagtäglich mit unserer Nahrung mindestens zehn-
tausendmal mehr natürliche giftige Chemikalien 
aufnehmen als industriell erzeugte. Die daraus er-
wachsende natürliche Krebsgefährdung stellt die 
Chemikalienspuren industrieller Herkunft in unse-
rer Nahrung total in den Schatten. 

(Duve [SPD]: Das ist doch gar nicht das 
Problem!) 

Das ist einfach ein Faktum. 
(Duve [SPD]: Sie wissen doch ganz genau, 
seit Jahrmillionen hat sich das Leben da

-

gegen gewehrt!) 
Aber auch für die Gifte der Natur gilt der Grund-

satz: Auf die Dosis kommt es an. Mit den normalen 
Mengen wird der menschliche Körper spielend fer-
tig. 

(Duve [SPD]: Aber dann gilt Paracelsus 
nicht mehr!) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Schulte? 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Bitte schön. 

Schulte (Menden) (GRÜNE): Herr Laufs, wie kön-
nen Sie dann erklären, daß die Krebsrate in den 
letzten Jahren permanent ansteigt und auch die 
Zahl der sogenannten Umweltkrankheiten wie Al-
lergien zunimmt? In dieser Zeit haben sich ja die 
natürlichen Gifte nicht vermehrt. 

(Dr. Hauff [SPD]: Das kommt von den Son

-

nenbädern!) 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Kollege Schulte und 
Herr Kollege Hauff, Sie sollten sich wirklich einmal 
sachkundig machen über die Zunahme etwa der 
Hautkrebse und die Folgen, die eintreten, wenn die 
menschliche Haut dem Sonnenlicht und den ultra-
violetten Strahlen ausgesetzt wird. Das ist ein Fak-
tum. Sie können die Augen davor nicht verschlie-
ßen. 

(Duve [SPD]: Das ist die nordeuropäische 
Sehnsucht nach Afrika!) 

Sie kommen aus Ihren ideologisch vorgeprägten 
Bahnen nicht heraus. Meine Damen und Herren 
von der Opposition; Sie müssen einfach die Realitä-
ten zur Kenntnis nehmen. 

Präsident Dr. Jenninger: Gestatten Sie eine weitere 
Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. Hauff? 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Bitte schön. 

Dr. Hauff (SPD): Herr Kollege Laufs, hätten Sie 
die Freundlichkeit, die deutsche Öffentlichkeit dar-
über aufzuklären, ob der gleiche Ursachenkomplex 

auch als Erklärung für die Tatsache herangezogen 
werden kann, daß wir ein steiles Ansteigen der 
Krebserkrankungen bei Neugeborenen haben? 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Kollege Hauff, ob das 
mit industriellen Schadstoffen zusammenhängt, ob 
das überhaupt so ist, wie Sie es behaupten, muß im 
einzelnen untersucht werden. Ich sage ganz offen: 
Hier bin ich nicht sachkundig. Daß es einen Zusam-
menhang gibt zwischen Krebserkrankungen und 
dem Lebensalter, bestreitet z. B. überhaupt nie-
mand. Das ist die Frage von Herrn Schulte gewe-
sen. Daß sie nun bei Kleinkindern ebenso häufig 
vorkommen sollen, ist mir neu. 

(Duve [SPD]: Das steht in der Antwort der 
Bundesregierung. Die haben Sie nicht gele

-

sen!) 

Das habe ich im einzelnen noch nicht untersucht. 
Da muß man fragen, was mit den Statistiken der 
vergangenen Jahre war. 

(Duve [SPD]: Die Bundesregierung wird 
das doch nicht fälschen!) 

Die Tatsache, daß es eine große Zahl von krebser-
regenden giftigen Stoffen gibt, die ganz natürlich 
auf uns einwirken, daß auf Grund unserer Lebens-
weise, die sich geändert hat — insbesondere durch 
die Genußmittel, die wir zu uns nehmen — , große 
Gefährdungen bestehen, bestreitet ja wohl niemand 
hier. Auch darüber, daß wir die industriellen Schad-
stoffe zurückdrängen, ihre Gefahren verringern 
wollen, gibt es keinen Dissens zwischen uns. Ich 
möchte nur darauf hinweisen, daß man die Dinge 
mit Augenmaß, abwägend zu betrachten hat 

(Duve [SPD]: Das heißt, die Augen zu ha

-

ben!?) 

und daß überhaupt keine Veranlassung besteht, 
eine Angstkampagne nach der anderen vom Zaune 
zu brechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Hornung 
[CDU/CSU]: Davon werden die Leute 
krank! — Dr. Hauff [SPD]: Erzählen Sie 
einmal Krebskranken, daß das eine Angst

-

kampagne ist!) 

Chemiepolitik ist eine umfassende Aufgabe. Es 
handelt sich um eine Querschnittsmaterie, die von 
Fragen der Gesundheits-, Arbeits- und Umweltpoli-
tik bis hin zu Problemen der Verbraucher- und In-
dustriepolitik reicht. Deshalb wäre Eingleisigkeit 
fehl am Platz. 

Für die Unions-Parteien kann ich feststellen, daß 
wir mit unserer Chemiepolitik mit Nachdruck auf 
allen diesen Feldern weitere Fortschritte erzielen 
wollen. 

(Tatge [GRÜNE]: Daß Sie die Interessen 
der chemischen Industrie vertreten wol

-

len!) 

Das Chemikaliengesetz bezweckt den Schutz von 
Mensch und Umwelt. Alle neuen Stoffe werden ei-
ner Gefährlichkeitsprüfung unterzogen und müs-
sen bestimmte, gesetzlich definierte Mindeststan-
dards erfüllen. Die Herstellung oder Verwendung 
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einzelner Stoffe wurde eingestellt bzw. erheblich 
eingeschränkt. Mit der in Kürze zu erwartenden 
Gefahrstoffverordnung setzen wir neue Maßstäbe 
für das Inverkehrbringen gefährlicher Stoffe, deren 
Zubereitung und den Umgang mit ihnen. Diese Vor-
ordnung wird u. a. Grenzwerte für Dioxine enthal-
ten. 

Wir stellen darüber hinaus fest, daß die Bundes-
regierung das überaus weite Feld der sogenannten 
alten Stoffe zielstrebig angeht und eine systemati-
sche Überprüfung in Zusammenarbeit mit der che-
mischen Industrie und in internationaler Arbeits-
teilung beginnt. Die Unionsparteien werden sich da-
für einsetzen, daß wir möglichst schnell zu einer 
Bewertung der potentiellen Gefährlichkeit aller in 
Verkehr befindlichen Stoffe gelangen. Ohne eine 
Kooperation mit der chemischen Industrie wird das 
nicht gehen. 

Meine Damen und Herren, die Wirkungsmecha-
nismen der bereits angesprochenen natürlichen 
Giftstoffe und die Schutzreaktionen des menschli-
chen Körpers sind bislang nur zum Teil aufgeklärt. 
Die Ursache-Wirkung-Ketten beim Zusammenwir-
ken verschiedener natürlicher und industrieller 
Stoffe bei der Auslösung oder Verstärkung von 
Krankheiten sind noch weitgehend unerforscht. 
Hier sind verstärkte Forschungsanstrengungen 
notwendig. 

Wir leben in einer Zeit der sich wandelnden Pro-
blemsicht. Standen am Anfang dieses Jahrhunderts 
die Segnungen der chemischen Forschung für un-
ser Leben, etwa bei der Krankheitsbekämpfung, im 
Vordergrund, so machen wir gegenwärtig eine 
Phase des Unbehagens gegenüber der Chemie und 
der Furcht vor möglichen Risiken neu geschaffener 
Stoffe durch. 

(Tatge [GRÜNE]: Berechtigt!) 

Die Gegenbewegung zur Abwehr der Gesundheits- 
und Umweltgefahren ist eingeleitet. 

Unsere vorrangigen Ziele und Forderungen auf 
diesem Gebiet sind: erstens die schnelle Lösung der 
Altstoffproblematik, zweitens die Weiterentwick-
lung des Vorsorgeprinzips im Chemikaliengesetz 
und drittens verstärkte Anstrengungen von For-
schung und Wissenschaft zur Aufdeckung der Wir-
kungsmechanismen von Chemikalien. Dabei ist 
wissenschaftliche Nüchternheit gefragt, nicht Emo-
tionen; denn der Gegensatz zwischen der Natur und 
dem künstlich Geschaffenen ist keineswegs gleich-
bedeutend mit dem Unterschied von Gut und Böse. 

(Boroffka [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Unsere Zivilisation braucht am Ende des 20. Jahr-
hunderts und an der Schwelle zum dritten Jahr-
tausend sowohl die Natur als auch die Erzeugnisse 
unserer Forschung und Technik. 

(Tatge [GRÜNE]: Aber welcher Erzeugnis

-

se?) 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Hönes. 

Frau Hönes (GRÜNE): Herr Präsident! Sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Während das wahre Aus-
maß der Katastrophe von Tschernobyl noch kaum 
jemandem wirklich bewußt ist, auch gar nicht be-
wußt sein kann, weil die Zusammenhänge so viel-
schichtig und komplex sind, müssen wir uns in der 
aktuellen Tagespolitik schon wieder mit einem zu-
sätzlichen Gefährdungspotential befassen, mit den 
aber tausend lebensfeindlichen Stoffen aus den Re-
torten der chemischen Industrie. 

Tschernobyl hat die Menschen in dieser Republik 
— aber nicht nur hier — erneut in zwei Lager 
gespalten. Auf der einen Seite mobilisieren die ge-
schickten Zerstörer, die zynischen Abwiegler, Herr 
Laufs, und die dreisten Lügner zum Endsieg über 
Mensch und Natur. Sie sagen: Keine Gefahr; das 
kann bei uns nicht passieren. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Das habe ich doch 
nicht gesagt!) 

Sie scheinen immun zu sein. 

'Den  Menschen auf der anderen Seite — dazu 
zähle ich nicht nur die Mitglieder der grünen Partei 
in diesem Land — ist die sowjetische Atomkatastro-
phe tief in die Seele gefahren. Wir sind nicht nur 
nachdenklich; wir sind auch entschlossener gewor-
den. So wie bisher kann es seit Tschernobyl jetzt 
nicht mehr weitergehen. 

Zur chemischen Industrie gibt es nicht nur eine 
altbekannte Parallele. Die Großchemie muß heute 
als ebenso risikoreich angesehen werden wie die 
Atomenergie. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Durch eine Reihe von umfassenden akribischen 
Störfallanalysen ist der Beweis dafür ebenso er-
bracht worden wie durch die allseits bekannten 
Chemiekatastrophen. Die schwarzen Wegmarken 
heißen Seveso, Contergan und Bhopal. 

(Boroffka [CDU/CSU]: Sie haben Mexiko 
vergessen!) 

Als vor beinahe zehn Jahren, am 10. Juli 1976, ein 
Ventil auf dem Dach der Chemiefabrik Icmesa, ei-
ner Tochter des Pharmamultis Hoffmann-La Roche, 
brach, weil sich im Trichlorphenol-Reaktor ein 
Überdruck aufgebaut hatte, wurde das Bild von der 
heilen Chemiewelt erstmalig nachhaltig zerstört. 
Im Umkreis von mehreren Kilometern rieselte das 
Ultragift über Menschen, Bäume und Felder herab 
und verseuchte einen ganzen Landstrich. Kaum je-
mand hätte damals gedacht, daß ein Wort wie „Dio-
xin" die Menschen noch Jahre danach in Angst und 
Schrecken versetzen würde. 

Die Angst ist berechtigt; denn heute wissen wir, 
daß selbst kaum meßbare Spuren des Ultragiftes 
schwere gesundheitliche Schäden bis hin zu Mißbil-
dungen und Krebs hervorrufen können. 

Die Spur des Dioxins beginnt umweltpolitisch im 
italienischen Seveso. Sie führt von dort nach über-
all und irgendwo. Irgendwo, das ist ebenso wie in 
der Flugasche jeder Müllverbrennung, Herr Laufs, 
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auf Giftkippen wie in Georgswerder oder Schön-
berg oder in den Pentachlorphenol-Anlagen der 
Firma Dynamit Nobel im badischen Rheinfelden. 
Dort, wo Chloraromate und Pestizide produziert 
werden — so bei Bayer, Hoechst und BASF —, muß 
mit Dioxin genauso gerechnet werden, wie bei der 
Verkohlung von PVC im Müllkrematorium oder, 
wie durch eine Reihe von Untersuchungen bestä-
tigt, in der Muttermilch. 

(Boroffka [CDU/CSU]: Was haben Sie für 
einen Ausdruck bei Müll gebraucht?) 

Die Hitliste der Europäischen Gemeinschaft 
nennt die wahnwitzige Zahl von 90 000 Chemikalien 
in den Produkten des täglichen Bedarfs. Viele da-
von können zu Krebs, Erbschäden und Mißbildun-
gen führen. Für die Industrie und die Behörden gel-
ten diese Altstoffe noch immer als harmlos. Sie dür-
fen in beliebiger Menge produziert und vermarktet 
werden. Der Machtfaktor chemische Industrie hat 
bis heute erfolgreich verhindert, daß eine wirksame 
Entgiftungsstrategie entwickelt, geschweige denn, 
daß mit der Entgiftung begonnen wurde. 

Dies hat nicht zuletzt auch historische Gründe. 
Wir würden einen großen Fehler machen, folgten 
wir der weit verbreiteten Auffassung, daß unsere 
heutigen Schadstoffprobleme nichts mit der Tradi-
tion der IG Farben zu tun haben, aus der bekannt-
lich die drei großen deutschen Chemiekonzerne 
hervorgegangen sind. Für mich ist es die gleiche 
vermeintlich unpolitische Überheblichkeit des Na-
turwissenschaftlers, des Chemikers, für dessen 
Selbstverständnis es unerheblich ist, ob er Ammo-
niak produziert oder Zyklon B, jene Chemikalie, mit 
der in den Konzentrationslagern Tausende von un-
schuldigen Menschen ermordet wurden. 

(Boroffka [CDU/CSU]: Das ist eine un

-

glaubliche Unterstellung! — Gegenrufe von 
den GRÜNEN: Das stimmt doch! Da hat sie 

doch recht!) 

— Ich sage nicht, Herr Kollege, daß es sich um die 
gleichen Menschen wie damals handelt. Ich frage 
nach dem Selbstverständnis des modernen Indu-
striechemikers in leitender Position. Ist es nicht die 
gleiche Grundhaltung, mit der heute die Schadstoff-
diskussion von den Lobbyisten der chemischen In-
dustrie geführt wird, Herr Laufs? Der Produzent 
einer giftigen Chemikalie — so ist unser Rechtssy-
stem beschaffen — haftet für deren Verwendung 
nicht, heute wie damals. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Es gibt doch die 
Produzentenhaftung in der EG, die auch 

bei uns gilt!) 

Nach dem letzten Krieg hat die chemische Indu-
strie ihre Ergebnisse aus Forschungen nach Chemi-
kalien zum Töten von Menschen oder zum Ver-
nichten von Nahrungsmitteln kurzerhand umge-
widmet, um den wachsenden Agrarmarkt mit Gif-
ten zu versorgen. Dabei ist es bis heute geblieben. 

(Boroffka [CDU/CSU]: Sie entfernen sich 
vorsätzlich weit von der Wahrheit!) 

Heinrich von Lersner, der Präsident des Bundes-
umweltamtes, bringt es auf den Punkt — ihm wer

-

den Sie wohl nicht widersprechen wollen —, wenn 
er sagt: 

Pestizide sind per definitionem ökotoxisch, 
oder sie taugen nichts. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich sprach vom Machtfaktor chemische Industrie. 
Diese Branche gehört zu den bedeutendsten Steuer-
zahlern in der Bundesrepublik, wie ihre Repräsen-
tanten gerne großspurig öffentlich hervorheben. Sie 
ist die einzige Großindustrie, die heute ohne staatli-
che Subventionen überleben kann und darüber hin-
aus satte Gewinne erwirtschaftet. Kein Kunststück, 
wie ich meine; denn welche Branche versteht es 
besser, die Folgekosten, aus der eigenen Tätigkeit 
abwälzend, zu sozialisieren, ob es nun alte, ausblu-
tende Chemiemülldeponien oder kranke Menschen 
sind? Was bisher an gesicherten Erkenntnissen 
über das Schadstoffpotential einer Vielzahl von 
Umweltchemikalien bekannt ist, macht eine konse-
quente Entgiftungspolitik dringend erforderlich. 

Das vorliegende Konzept für eine umwelt- und 
gesundheitsverträgliche Chemiepolitik der SPD ist 
nach unserer Auffassung ein erster, wenn auch et-
was zögernder Schritt in die richtige Richtung. Das 
Konzept deckt gewisse Mängel im Chemikalienge-
setz und in der Gefahrenstoffverordnung auf, es 
will den längst überfälligen Schutz vor sogenannten 
Wohngiften in Innenräumen verbessern, fordert 
eine Verschärfung der Höchstmengenverordnung 
für Lebensmittel und eine verstärkte Beteiligung 
zum Schutz der Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer in den Betrieben. 

Ich glaube, unsere Gegnerschaft gegen die chemi-
sche Produktion beruht nicht nur auf der unendli-
chen Gefahr, die diese Industrie mittlerweile für 
das globale Ökosystem und die ganze Menschheit 
darstellt, 

(Zuruf des Abg. Boroffka [CDU/CSU]) 

wir warnen auch vor einer Grundhaltung, sehr ver-
ehrter Herr Kollege, die streng nach naturwissen-
schaftlicher Logik das Machbare aus der Materie 
herauszupressen versucht, ohne politische, humani-
täre, soziale und ökologische Kriterien gelten zu 
lassen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Boroffka 
[CDU/CSU]: Sie haben ein mittelalterliches 

Denken!) 

Daher muß nach unserer Auffassung tiefer ge-
schürft werden. Es geht uns nicht um einen Aus-
stieg aus der chemischen Produktion als Ganzes. 

(Boroffka [CDU/CSU]: Natürlich!) 

Stoffumwandlungen sind auch künftig unverzicht-
bar. Sie dürfen aber keine Schäden an Mensch und 
Natur hervorrufen; das ist der Unterschied. 

Grüne Chemiepolitik wird geleitet von den Zielen 
des Umbaus der bestehenden chemischen Produk-
tion in Richtung auf Natur und Gesundheitsverträg-
lichkeit, des Verzichts auf überflüssige und sinnlose 
chemische Produkte, des Abbaus vor allem der ge-
samten Chlorchemie und aller dioxinrelevanten 
Produktionsbereiche sowie des Verzichts auf giftige 
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Schwermetalle und ihre Verbindungen und von 
dem Ziel des Aufbaus, d. h. der Forschung und Ent-
wicklung einer sanften Chemie. 

Sanfte Chemie verarbeitet solche natürlichen 
Stoffgemische und nachwachsenden Rohstoffe, bei 
deren Gewinnung, Verarbeitung, Anwendung und 
Entsorgung schädliche Auswirkungen auf Mensch 
und Natur weitgehend vermieden werden können. 

(Boroffka [CDU/CSU]:  Die Moleküle müs

-

sen gestreichelt werden!) 

Sanfte Chemie steht dabei in deutlichem Wider-
spruch zur Gentechnologie und zur harten Biotech-
nologie. Glücklicherweise, meine Damen und Her-
ren, konnten sie vor allem in den Bereichen des 
engen Kontaktes der Menschen mit den Stoffen, 
also im Nahrungsmittelbereich, bei Kosmetika, bei 
Hautpflegemitteln und Medikamenten, im Klei-
dungsbereich und in der unmittelbaren Wohnum-
welt nie völlig von der harten Chemie verdrängt 
werden. 

(Boroffka [CDU/CSU]: Jute statt Plastik!) 

Heute gewinnt sie in diesen Bereichen sowie im 
Bereich der Wasch-, Pflege- und Reinigungsmittel 
wieder an Boden, dies auch wegen ihrer spürbaren 
positiven Wirkungen auf das körperliche Wohlbe-
finden der Menschen. Daß Sie davon nichts ver-
stehen, kann ich nachvollziehen; 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Sie verstehen nun 
wirklich nichts davon!) 

sonst würden Sie nicht so lachen. 

Grüne Entgiftungspolitik muß auch helfen, den 
Mythos von den sauberen Technologien zu brechen. 
Computerindustrie und die Perspektive einer Infor-
mationsgesellschaft werden nicht zu einer Über-
windung der Vergiftung von Mensch und Umwelt 
führen. 

(Vorsitz: Vizepräsident Westphal) 

Die Chipsindustrie gehört zu den umweltche-
misch bedrohlichsten Industrien überhaupt, wie die 
Erfahrungen von Silicon-Valley zeigen. 

Zur Durchsetzung einer menschenfreundlichen 
Chemiepolitik brauchen wir gegen die Macht der 
Chemiekonzerne eine starke gesellschaftliche Op-
position, die weit über die grüne Partei hinausgeht. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir müssen dabei helfen, die Durchsetzungskraft 
von Bürgerinitiativen, Umwelt- und Verbraucher-
verbänden, Gewerkschaften und der einzelnen 
Menschen zu stärken. Nur auf der Basis des gesell-
schaftlichen Drucks wird es gelingen, die gewollten 
Veränderungen durchzusetzen. 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Frau Kollegin Hönes, 
Sie enttäuschen einen selten. Man weiß: Wenn Sie 

zur Tribüne schreiten, haben Sie eine neue Kata-
strophe entdeckt. Sie berauben sich der politischen 
Wirkung Ihrer Bemerkungen einfach dadurch, daß 
Sie Ihre gesamte Umwelt als einen ständigen Herd 
von Katastrophen, Gefahren und Risiken deuten; 
und man möchte am liebsten nach Hause gehen, 
sich einschließen und nicht mehr atmen, 

(Bueb [GRÜNE]: Das wäre auch besser für 
Sie! Legen Sie sich ins Bett, und sagen Sie 

nichts mehr!) 

weil man sich dann, wie wir aus den Berichten wis-
sen, den Belastungen von Radon oder den Ausdün-
stungen von Holzimprägnierungsmitteln nicht 
mehr aussetzt. Damit lösen Sie die Probleme nicht. 
Es ist wirklich nichts Neues zutage gefördert wor-
den, auch nicht über den Umfang der Anwendung 
von Chemie, die Segen und Nachteile haben kann. 
All das wissen wir seit vielen Jahren, geradezu seit 
Jahrhunderten. 

(Tatge [GRÜNE]: So wie der Laufs geredet 
hat, kann man das nicht merken!) 

Sie müssen den Menschen nun auch sagen, was sie 
selber tun sollen. Wenn man aus Angst vor Kata-
strophen dauernd die Hände vor den Augen oder 
über dem Kopf zusammenschlägt, kann man nichts 
mehr lenken; das ist eine alte Erfahrungstatsache. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Hirsch (FDP): Ich habe eigentlich noch nichts 
weiter gesagt, aber wenn das nicht angerechnet 
wird, gestatte ich das. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Sie haben recht: 
Sie haben noch nichts weiter gesagt! Trotz-

dem möchte ich Sie etwas fragen!) 

Vizepräsident Westphal: Frau Hönes, Sie haben 
jetzt das Wort zu einer Zwischenfrage. 

Frau Hönes (GRÜNE): Danke, Herr Präsident. 

Herr Kollege Hirsch, es ist richtig: Sie haben 
wirklich noch nicht allzuviel Inhaltliches gesagt. 

(Beckmann [FDP]: Frage!) 

Aber ich möchte Sie doch fragen, ob Sie meiner 
Rede so wenig folgen konnten, daß Sie nicht be-
merkt haben, daß ich ausdrücklich davon gespro-
chen habe, daß die GRÜNEN nicht den Ausstieg aus 
der chemischen Industrie wollten — sie wissen ge-
nau, daß das nicht möglich ist —, sondern den Um-
bau der chemischen Industrie wollen. Und dazu 
habe ich sehr konkrete Schritte erläutert. 

Dr. Hirsch (FDP): Ich habe Ihnen sehr aufmerk-
sam zugehört und festgestellt, daß Sie Ihre Umwelt 
immer und auch in diesem Fall als eine Katastro-
phe deuten und daß Sie bei der Darstellung dessen, 
was Sie tun wollen, erstens vage bleiben und zwei-
tens fast ausschließlich zu staatlichen Dirigismen 
Zuflucht nehmen. Das ist ein Weg, den wir für irreal 
und unrealistisch halten. 
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Herr Duve, Sie sind ein literarisch begabter 

Mensch. 

(Duve [SPD]: Das wird mir immer unter

-

stellt! Sie haben nichts von mir gelesen!) 

Auch bei Ihnen muß ich sagen: Das Wort „Schlepp-
netzfahndung" positiv von Ihnen in den Mund ge-
nommen, ist natürlich schon eine beachtliche Lei-
stung. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Das hat ihm 
gefallen! Herr Hirsch fühlt sich gerechtfer

-

tigt!) 

Sie haben ungefähr so formuliert: Altstoffe, die be-
sonders gefährlich sind, aus dem großen Teich her-
auszufischen. — Wenn Sie sich das Vergnügen ge-
macht und den Bericht gelesen hätten, über den wir 
hier reden sollen — alle Passagen aus den Textzif-
fern 3.5 ff., im Anschluß an § 4 des Chemikalienge-
setzes —, hätten Sie gesehen, daß genau das ge-
macht wird und das eine der Folgerungen ist, die 
die Bundesregierung aus § 4 des Chemikalienge-
setzes zieht — ich komme im einzelnen noch dar-
auf — , nämlich durch ein Raster, eine Grobvorsor-
tierung, eine Gefährlichkeitsabwägung auf die Alt-
stoffe zu kommen, die ein besonderes Gefährdungs-
potential haben. 

(Duve [SPD]: Das ist ein verschlepptes 
Netz, aber kein Schleppnetz! Das ist ein 
sehr rostiges Raster! Die Maschen sind zu 

groß!) 

Also genau das, was Sie hier sehr schön formuliert 
haben, geschieht j a. 

Aber die Tatsache — und da hat Herr Kollege 
Laufs völlig recht —, daß nicht ein Stoff allein ge-
fährlich ist, sondern daß es die Dosierung macht, ist 
eine jahrhundertealte Erkenntnis, 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Paracelsus!) 

die wir einem Mann verdanken, der als Theophra-
stus Bombastus von Hohenheim, Paracelsus ge-
nannt, gesagt hat: 

Es ist nicht das Ding an sich, es ist die Menge, 
die es macht, ob ein Ding Gift ist oder nicht. 

Das genau ist der Punkt. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Ich stimme Ihnen völlig zu, wenn Sie sagen, daß wir 
uns durch die Darstellung abstrakter Gefährdungs-
potentiale um so mehr in Ängste hineintreiben las-
sen, als durch eine immer verfeinerte, moderne Dia-
gnostik- und Analysemöglichkeit das Vorhanden-
sein solcher Stoffe immer deutlicher wird, daß sie 
überall da sind, daß sie überall da waren und daß es 
entscheidend ist, in welcher Menge sie da sind oder 
wir sie auch neu schaffen. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Sagen Sie doch mal 
was zu Ihrem Konzept, Herr Kollege!) 

Das ist im Grunde genommen ein Mechanismus, 
dessen man sich klar werden muß. 

Der Kollege Baum hat bei der Einbringung des 
Chemikaliengesetzes über das Gefährdungspoten-
tial etwas gesagt, was heute völlig unverändert gilt. 
Das war 1979. Damals hat Herr Baum ausgeführt: 

Auf keinem anderen Felde des Umweltschutzes 
werden Umsetzung und Durchsetzung wissen-
schaftlicher Erkenntnisse so gebraucht wie auf 
dem Gebiet der Wirkung von Chemikalien. Nir-
gends ist die Zahl der Stoffe und Gefährdungen 
so groß, Beispiele für lebensbedrohende Lang-
zeitwirkungen so zahlreich wie hier. In viel 
stärkerem Maße als bisher muß daher bei der 
Fortentwicklung des Schutzes vor Umweltche-
mikalien auf intensive Zusammenarbeit auf al-
len Ebenen des Gesetzesvollzuges mit der Wis-
senschaft gesucht werden. 

Das ist in der Tat der entscheidende Punkt. Es 
kommt nämlich nicht auf das Vertrauen darauf an, 
daß der Staat es schon richten werde oder könne 
oder der Staat mit dirigistischen Lenkungsmetho-
den zu einem Allheilmittel werde. Vielmehr sind 
zwei Dinge Voraussetzung: einmal ein wachsendes 
Umweltbewußtsein des einzelnen in seiner Verhal-
tensweise und zum anderen natürlich die Zusam-
menarbeit mit Industrie und Wissenschaft, statt ge-
gen sie zu sein. 

Ich möchte zunächst ein paar Worte zu dem Be-
richt der Bundesregierung über Chemie in Haus-
halt und Innenraumbelastung sagen. Ich muß sa-
gen: Ich habe diesen Bericht mit großem Vergnügen 
gelesen. Er ist einer der ja nicht zu zahlreichen 
Berichte, die man auch der Sprache nach tatsäch-
lich verstehen kann. Ich will das ausdrücklich sa-
gen. Ich Würde es für günstig halten, wenn dieser 
Bericht möglichst große Verbreitung fände. 

Darin wird sehr deutlich dargestellt, daß — das 
wird im einzelnen ausgeführt — der Einsatz von 
Chemikalien in den Haushalten, z. B. im Hygienebe-
reich, viele gesundheitliche Gefahren verringert, 
daß natürlich gleichzeitig aber auch andere auftre-
ten mögen und daß man dieses Problem nur mit der 
zunehmenden Wachsamkeit des einzelnen, mit der 
zunehmenden Verantwortungsbereitschaft im Hin-
blick auf die Folgewirkungen und durch Vorsorge-
maßnahmen lösen kann. Ich habe aus dem Bericht 
übrigens gelernt — das war mir völlig neu —, daß 
das berühmte Umweltzeichen nur einen relativen 
Wert darstellt — eine Relation zu anderen — und 
keineswegs ein Beleg dafür ist, daß ein Erzeugnis 
wirklich umweltfreundlich ist. Es wäre sicherlich zu 
überlegen, ob man hier nicht etwas anderes machen 
sollte. 

Nun zu dem Bericht über das Chemikaliengesetz. 
Wir haben damals — Herr Duve, das sollten wir nie-
mals unter den Tisch fallen lassen —, gesetzgeberi-
sches Neuland betreten. Ich glaube, daß dieses Ge-
setz angesichts der enormen Schwierigkeiten, ange-
sichts der Kompliziertheit der Materie, aber auch 
angesichts der unglaublichen Vielzahl von Chemi-
kalien oder chemischen Stoffen ein vernünftiger 
Anfang war. Es kann kein Endstadium sein.  Dar-

. über  gibt es zwischen den Fraktionen hier über-
haupt keinen Zweifel. Es muß und kann und sollte 
weiterentwickelt werden. Das zeigt auch der Be-
richt. 

Wenn man 100 000 Chemikalien, in Verkehr ge-
brachte Stoffe und über 1 Million Zubereitungen 
unterschiedlicher Zusammensetzungen hat, dann 
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darf man aber auch nicht den Eindruck erwecken, 
als ob ein solches Problem nach der Analyse der 
Gefährlichkeit der vorhandenen Stoffe in wenigen 
Jahren gelöst werden könnte. Man sollte vor allen 
Dingen auch nicht den Eindruck erwecken, als 
könnte es ohne die enge Zusammenarbeit von Wis-
senschaft, Verwaltung und Wirtschaft gelöst wer-
den. 

Zu der Schleppnetzgeschichte — ich habe das 
schon gesagt —: Es ist ja in einem Beratergremium 
für umweltrelevante Altstoffe eine Liste von 4 500 
Substanzen in eine Prioritätsstufe gebracht worden, 
um dem Problem der Altstoffe, der Altbelastungen 
möglichst schnell beizukommen. Ein Gesichtspunkt 
bei der Novellierung ist in der Tat die Frage, ob das 
schnell genug geht, ob man sich weiter allein oder 
im wesentlichen auf freiwillige Vereinbarungen 
verlassen kann ober ob nicht doch der Gedanke 
einer gesetzlichen Regelung zur Beschleunigung 
ernsthaft erwogen werden muß. 

Ein zweiter Gesichtspunkt, über den man nach-
denken muß, ist § 17, der ja eine sehr hohe Ein-
griffsschwelle enthält. In ihm ist bestimmt, daß der 
Verbraucher zunächst durch Verpackung, durch 
Hinweise auf — auch gefährliche — Eigenschaften 
informiert werden soll. Das muß sicherlich sein. 
Aber dann ist der Punkt erreicht, an dem man sich 
im Interesse der Vorsorge gegen Schäden fragen 
muß, ob hier nicht gesetzliche Regelungen notwen-
dig sind, die die Eingriffsschwelle etwas absenken. 

Der dritte Bereich, über den man nachdenken 
muß, hat die Frage der Anmeldepflichten zum Ge-
genstand. Es ist in der Tat ein Problem, ob man die 
ausschließlich für den Export vorgesehenen Stoffe 
von den Anmeldepflichten ausnehmen kann; denn 
die Produktion dieser Stoffe gefährdet natürlich un-
verändert auch die Arbeitnehmer, ob diese Stoffe 
nun hinterher exportiert werden oder nicht. Ich 
glaube, daß wir die Frage dieser Anmeldungen 
ernsthaft prüfen müssen. 

Ich will noch etwas zu dem Konzept der SPD 
sagen, das eine Vielzahl von Punkten enthält, Herr 
Duve, über die man durchaus sprechen kann, denen 
man zustimmen muß, z. B. der Harmonisierung von 
Altstoffüberprüfungen in der Europäischen Ge-
meinschaft. 

Wir stehen dem Gedanken einer Schadstoffab-
gabe ablehnend gegenüber. Ich glaube, daß man 
einer solchen zusätzlichen Abgabe, die ja auf vielen 
Gebieten gefordert wird, nicht zustimmen kann. — 
Nächste Woche werden wir uns über eine Chlor-
steuer unterhalten; ich dachte erst, ich hätte falsch 
gehört. — Das ist ein Weg, von dem wir glauben, er 
wird mit großen Belastungen, Schwierigkeiten und 
Durchsetzungsproblemen verbunden sein. Ich 
glaube nicht, daß wir da wesentlich weiterkom-
men. 

Ihre Darstellungen zu den Eckwerten zur Ge-
fahrstoffverordnung haben mich etwas überrascht. 
'Die Gefahrstoffverordnung ist in den letzten Wo-
chen im Bundesrat in epischer Breite behandelt 
worden. Der Bundesrat hat die Öffentlichkeit mit 
einem Papier von immerhin 413 DIN-A4-Seiten be

-

glückt. Ich nehme an, daß das, was Sie hier in Ihrem 
Antrag fordern, im Bundesrat in die Beratungen 
eingebracht worden ist. Ich weiß nicht, was es für 
einen Sinn haben soll, dasselbe hier noch einmal zu 
behandeln oder zu fordern. 

Ich denke, daß man in der Tat ernsthaft an einer 
Novellierung des Chemikaliengesetzes arbeiten 
muß. Ich bin der Überzeugung, daß der Umweltmi-
nister die vielen Ängste, die hier in der Debatte zum 
Ausdruck gekommen sind, nicht als Belastung, son-
dern als Ermutigung empfindet, in diesem Bereich 
in besonderer Weise tätig zu werden. 

Die vier Komplexe, um die es geht, sind leicht zu 
kennzeichnen. Es ist die Behandlung der Altstoffe, 
es ist die Kennzeichnungspflicht, es sind die Mit-
teilungspflichten, und es sind die Eingriffsvoraus-
setzungen, die Voraussetzungen, unter denen der 
Staat von seinen Möglichkeiten notfalls Gebrauch 
machen muß, wenn das Modell der Kooperation in 
der Wirklichkeit nicht funktionieren sollte. Die 
Bundesregierung nennt in ihrem Bericht selber 
diese vier wesentlichen Positionen. Wir stimmen 
der Bundesregierung darin zu. 

Ich hoffe, daß wir noch in dieser Legislaturpe-
riode jedenfalls die ersten Gespräche führen kön-
nen, um zu Beginn der nächsten möglichst schnell 
zu einer Novellierung zu kommen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Bundes-
minister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit. 

(Duve [SPD]: Das nennt man eine Jung-
mannrede! — Zurufe von der SPD: Er hat 
schon einmal geredet! — Zuruf von der 
CDU/CSU: Wieder einmal völlig uninfor-

miert!) 

Dr. Wallmann, Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit: Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Die 
Beratung des dem Parlament bereits seit einigen 
Monaten vorliegenden Berichts zum Chemikalien-
gesetz gibt auch mir Gelegenheit, einige Bemerkun-
gen zur Fortentwicklung der Chemiepolitik hier 
vorzutragen. 

(Duve [SPD]: So es eine gibt!) 

Die Bundesregierung geht in diesem Grenzbe-
reich von Gesundheits-, Arbeits- und Umweltschutz-
politik, von Verbraucher- und Industriepolitik von 
folgenden Prämissen aus. 

Erstens. Die Bundesregierung nimmt natürlich 
die Befürchtungen und Sorgen, die es in der Be-
völkerung gibt — das bestreiten wir überhaupt 
nicht —, vor einer zunehmenden Chemisierung der 
Umwelt, der Arbeitsplätze und der Haushalte ernst. 
Ich füge hinzu: Ängste und Sorgen haben natürlich, 
sozusagen per Definition, damit zu tun, daß sie in 
einem großen Teil der Fälle rational gar nicht er-
klärbar sind. Aber sie sind eine Wirklichkeit. Wenn 
man der Auffassung ist, auf Grund wissenschaftli- 
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cher Einsicht und Kenntnisse seien diese Sorgen 
nicht begründet — da sind wir sicherlich einer Mei-
nung, Herr Abgeordneter Duve —, darf das nicht 
dazu führen, einfach darüber hinwegzugehen. Nein, 
wir haben uns durchaus damit auseinanderzuset-
zen. 

Aber — und das möchte ich ganz im Sinne dessen 
sagen, was Herr Abgeordneter Dr. Laufs hier ausge-
führt hat — wir müssen auch vor der Tendenz war-
nen, Wissenslücken bei vielen Menschen auszunut-
zen, um Unsicherheit zu erzeugen. Ich denke, auch 
das ist unsere Aufgabe. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf des Abg. Tatge [GRÜNE]) 

— Ich weiß nicht, warum Sie mich so anreden. Ich 
hab Ihnen doch gar nichts 'getan. Oder habe ich Sie 
in irgendeiner Weise herabgesetzt? Ich kann mich 
nicht erinnern. 

(Tatge [GRÜNE]: Nein, aber Unwahres ge

-
sagt! Deswegen!) 

— Nein, ich glaube nicht, daß ich etwas Unwahres 
gesagt habe. Ich meinerseits bemühe mich nicht 
nur um Korrektheit, sondern auch darum, den an-
deren in seiner anderen Meinung zu respektieren. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Zweitens. Das Chemikaliengesetz und die ande-
ren Stoffgesetze wie das kürzlich novellierte Pflan-
zenschutzgesetz, das Arzneimittelgesetz oder das 
Lebensmittelgesetz und das Bedarfsgegenständege-
setz sind in ihrer Grundstruktur bereits die Ant-
wort auf die von unseren Mitbürgerinnen und Mit-
bürgern empfundenen Probleme. Ich füge hinzu: Es 
bedarf keiner neuen Gesetze, sondern weiterer kon-
sequenter Anwendung der bestehenden Gesetze. 

(Boroffka [CDU/CSU]: Richtig!) 

Drittens. Das Chemikaliengesetz ist ein neues 
Gesetz, das gerade erst zu greifen begonnen hat. 
Dieses Gesetz — das füge ich ausdrücklich hinzu; 
ich denke: in Übereinstimmung mit allem, was ge-
sagt worden ist — kann und muß in einigen wichti-
gen Details noch verbessert werden. Es geht dabei 
darum, dem in § i umschriebenen Zweck eines um-
fassenden und wirksamen Gesundheits- und Um-
weltschutzes noch besser zu dienen. In den Schluß-
bemerkungen des Berichts sind die Hauptfelder für 
die Novellierungsdiskussion bereits genannt wor-
den. 

Viertens. Im Bereich der Durchführung des Che-
mikaliengesetzes hat die jetzige Bundesregierung 
von ihrer Vorgängerin eine Zersplitterung der Zu-
ständigkeiten übernommen. Mit der Bildung des 
Umweltministeriums durch den Herrn Bundes-
kanzler ist ein wichtiger Schritt zu einer Zusam-
menführung der Kompetenzen gemacht worden. 

(Bohl [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Diese Entscheidung des Bundeskanzlers betrachte 
ich als Auftrag, die natürlich noch erforderlichen 
Maßnahmen zum Gesundheits- und Umweltschutz 
nach einer allgemeinen Bestandsaufnahme zielstre-
big anzupacken. 

Ich will bei dieser Gelegenheit noch etwas sagen, 
daß nämlich heute — um die hundert Jahre nach 
Entstehen der großtechnischen Chemieindustrie — 
die  Aufmerksamkeit für Problemchemikalien 
sprunghaft gestiegen ist. Meine Vorgängerin in die-
sem Bereich, Frau Professor Süssmuth, mußte aus 
aktuellem Anlaß ihre erste Rede vor diesem Hause 
über den Stoff Formaldehyd halten. 

(Boroffka [CDU/CSU]: Donnerwetter, rich-
tig ausgesprochen!) 

In den vergangenen Jahren wurden Stoffbezeich-
nungen zum allgemeinen Sprachgut. Selbst gut in-
formierte Bürger — sagen wir das ganz ehrlich — 
haben vorher nichts davon gewußt. — Ja, es wird 
Formaldehyd ausgesprochen, Herr Kollege. 

Ich bekenne ganz offen, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, daß ich Begriffe wie Becquerel 
und rem bis zu der schlimmen Katastrophe von 
Tschernobyl nicht gekannt habe. 

(Schulte [Menden] [GRÜNE]: Das ist 
schlimm!) 

— Ja, ich habe mich damit nicht auseinanderzuset-
zen gehabt. Wenn Sie aber sagen: „Das ist schlimm", 
dann will ich Ihnen sagen: Ich habe immer ein 
gewisses Unbehagen vor allen, die den Eindruck zu 
erwecken versuchen, sie wüßten alles. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Duve (SPD): Dann darf der Herr Dr. Laufs 

nicht klatschen!) 
— Herr Abgeordneter Duve, darf ich einmal folgen-
des sagen: Wir sollten unseren Mitbürgerinnen. und 
Mitbürgern auch sagen, daß wir uns häufig über 
Materien unterhalten, die hochspezialisiertes Fach-
wissen erfordern, und daß wir — jedenfalls in der 
Regel — nichts anderes als bemühte Dilettanten 
sind. Ich habe eine der Reden mit großem Interesse 
zur Kenntnis genommen. Es war mir alles zu sehr 
Entweder-Oder, zu sehr Schwarz-Weiß. Ich glaube, 
die Wahrheit ist anders. Uns alle — ich gucke nicht 
einzelne an — möchte ich daran erinnern, daß wir 
Deutschen häufig einem sehr diffusen Gemein-
schaftsideal angehangen haben und daß wir nicht 
schlecht beraten sind, uns bewußt zu sein, daß wir 
nur durch Rationalität imstande sind, die komple-
xen Zusammenhänge unserer Welt zu begreifen, 
daß mit einfachen Antworten überhaupt nicht ge-
holfen ist 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
und daß aus diesen einfachen Antworten auch häu-
fig Ängste erwachsen. Ich unterstelle das gar kei-
nem. Ich sage: Es ist nach meinem Eindruck häufig 
einfach die Konsequenz. 

Vizepräsident Westphal: Sie gestatten eine Zwi-
schenfrage, Herr Minister? 

Dr. Wallmann, Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit: Natürlich. 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön, Herr Duve. 

Duve (SPD): Herr Minister Wallmann, Sie haben 
eben erwähnt, daß auch wir Politiker so sehr abhän- 
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Duve 
gig seien von den Kenntnissen hochqualifizierter 
Wissenschaftler. Dem stimme ich zu. Ich möchte Sie 
jetzt fragen: Möchten Sie zur Kenntnis nehmen, 
daß wir Politiker gerade in diesem Bereich der Na-
turwissenschaften und des Umweltschutzes eben 
immer wieder mit zwei Meinungen sehr hochquali-
fizierter Wissenschaftler konfrontiert werden und 
daß unser eigentliches Problem nicht in der darge-
stellten absoluten Wahrheit, sondern in den unter-
schiedlichen Meinungen dieser hochqualifizierten 
Wissenschaftler liegt und daß wir dann zur Kennt-
nis nehmen, wie viele von ihnen — z. B. im Bereich 
der chemischen Industrie -- unmittelbar im Inter-
esse der Produktion tätig sind? 

Dr. Wallmann, Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit: Ich kann Ihnen ohne 
weiteres zustimmen, daß wir manchmal solche 
Sachverhalte antreffen. Ich selber bin Jurist, wie 
Sie vielleicht wissen. Von Juristen sagt man: Wenn 
zwei zusammenkommen, gibt es drei Meinungen. 
Was ich damit zum Ausdruck bringen will, ist, 
glaube ich, eindeutig. Ich erkenne durchaus eine 
gewisse Gefahr, die entstehen kann, nämlich sich 
sozusagen den Hausexperten zu halten. Es kann 
sehr, sehr schwierig sein, darauf eine Antwort zu 
finden. 

Verzeihen Sie, gnädige Frau, ich sage ganz ehr-
lich: ich war betroffen, als Sie in dieser Weise über 
die Chemiker gesprochen haben, wie Sie das hier 
getan haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Das kann ich, verzeihen Sie, nicht nachvollziehen. 
Ich glaube, es ist auch den Betroffenen gegenüber 
nicht verantwortbar. 

(Ströbele [GRÜNE]: Dann nennen Sie mal 
diejenigen beim Namen, die Ihrer Meinung 

nach schuldig sind!) 

Vizepräsident Westphal: Herr Minister, wollen Sie 
eine weitere Zwischenfrage des Herrn Abgeordne-
ten Schäfer zulassen? 

Dr. Wallmann, Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit: Bitte. 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön. 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Nach dem, was Sie 
eben ausgeführt haben, nämlich daß es zu schwieri-
gen wissenschaftlichen Problemen unterschiedliche 
wissenschaftliche Antworten geben kann und dies 
ein Dilemma für die politische Entscheidungsfin-
dung darstellt — da stimme ich Ihnen zu —, will ich 
Sie fragen: Sind Sie bereit, bei der personellen Be-
setzung und Zusammensetzung der Sie beratenden 
Kommissionen, beispielsweise der Reaktorsicher-
heitskommission, der Strahlenschutzkommission, 
deren Empfehlungen Ihr Vorgänger unbesehen 
übernommen hatte, auch dafür Sorge zu tragen, daß 
durch die personelle Zusammensetzung die Vielfalt 
unterschiedlicher wissenschaftlicher Auffassungen 
im Gremium selbst zum Tragen kommt und in die-
sen Beratungsgremien nicht nur Wissenschaftler 

vertreten sind, die gleichsam mit einer einzigen 
wissenschaftlichen Zunge sprechen? 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Das wäre eine Poli-
tisierung dieser Gremien!) 

Dr. Wallmann, Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit: Ich darf zunächst 
einmal darauf hinweisen, Herr Abgeordneter: Die 
derzeitigen Mitglieder der Reaktorsicherheitskom-
mission sind nicht von dieser Bundesregierung be-
rufen worden. 

Das zweite ist: Die Gespräche, die ich bis jetzt 
führen konnte -- Sie wissen, ich bin noch nicht 
lange in meinem Amt —, haben mir ein ganz beson-
deres Verantwortungsbewußtsein dieser Mitglieder 
gezeigt. Ich glaube, wir sollten sie nicht in Zweifel 
ziehen, auch nicht, indem wir einfach nur Fragen 
stellen. Die Mitglieder der Kommission machen 
sich ihre Entscheidungen ganz gewiß nicht leicht, 
und sie sind völlig unabhängig. 

(Schulte [Menden] [GRÜNE]: Das glauben 
Sie doch selbst nicht!) 

Es gibt für mich keinen Anlaß, an Sachverstand, 
Verantwortungsbewußtsein und völliger Unabhän-
gigkeit in irgendeiner Weise zu zweifeln. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf des Abg. Tatge [GRÜNE]) 

Vizepräsident Westphal: Herr Minister, der Abge-
ordnete Schäfer hat um eine weitere Zwischenfrage 
gebeten. Sind Sie einverstanden? 

Dr. Wallmann, Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit: Ich würde gern fort-
fahren, Herr Präsident, da meine Redezeit abläuft. 

(Zuruf von der SPD: Es wird Ihnen wohl 
peinlich!) 

— Es wird mir nicht peinlich. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Es wird Ihnen 
nicht angerechnet!) 

— Bitte, dann fragen Sie noch einmal. 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Ich wollte nur wissen, 
ob Sie, wenn die Neubesetzung der Reaktorsicher-
heitskommission ansteht, diesen Kriterien auch bei 
der personellen Ernennung Rechnung tragen wer-
den, nämlich daß Wissenschaftler, die wissenschaft-
lich ausgewiesen sind, aber unterschiedliche Auf-
fassungen beispielsweise zur Kernenergie haben, in 
diesem Gremium mit vertreten sein sollen. Wollen 
Sie sich dafür einsetzen? 

Dr. Wallmann, Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit: Ich werde, Herr Ab-
geordneter, immer darum bemüht sein, so hohen 
und so viel Sachverstand zu gewinnen, wie nur 
möglich ist. Daß ich ein Mann bin, der nicht nur 
nach einer Seite schaut, wissen Sie vielleicht auf 
Grund der Tatsache, daß z. B. Parteifreunde von Ih-
nen in meinem vorherigen Amt in ihren Dezerna-
ten bestätigt worden sind, obwohl meine politischen 
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Bundesminister Dr. Wallmann 
Freunde dreimal die absolute Mehrheit gewonnen 
hatten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Schroeder 
[Freiburg] [CDU/CSU]: Das verschlägt 
selbst dem Kollegen Schäfer die Sprache!) 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen! 
Meine Herren! Es ist manchmal wohl doch unser 
Eindruck, als werde den Bürgern erst jetzt klar, daß 
nahezu alle Annehmlichkeiten des modernen all-
täglichen Lebens — davon haben Herr Dr. Laufs 
wie Herr Dr. Hirsch gesprochen — neben großen, 
großen Vorteilen auch gewisse Risiken gebracht ha-
ben. Viele Bürger haben es schwer, das Ausmaß die-
ser Risiken realistisch einzuschätzen. 

Die daraus entstehende Unsicherheit verführt 
dazu, das sogenannte Null-Risiko zu fordern oder 
den Eindruck zu erwecken, es könnte diese Situa-
tion geben. Ich sage es ganz offen: Für mich ist das 
eine fundamentalistische Forderung, die vielleicht 
griffig ist, die aber nicht erfüllbar ist. Ich leugne 
nicht, daß sich manche Risikoabschätzung in der 
Geschichte der Chemieindustrie und der Chemika-
lienverwendung als fehlerhaft, zumindest als kor-
rekturbedürftig erwiesen hat. Ich erwähne selbst 
als Beispiele den tragischen Unfall von Seveso oder 
die heute nahezu überwundene Fehlleistung, die ge-
fährlichen Asbestfasern wo nur möglich zu verwen-
den. 

Aus diesen Erfahrungen aber hat unsere Gesell-
schaft — manchmal wohl schmerzlich — gelernt, 
nämlich daß manche der Risikoabwägungen der 
Vergangenheit auf einem unzureichenden Wissens-
stand basierten. Es ist deshalb erforderlich, unser 
Wissen in vielen Bereichen — ich würde sagen: in 
allen nur denkbaren Bereichen — zu erweitern, um 
jeden Fortschritt des Wissens auch für eine Über-
prüfung der Risikoabwägungen zu nutzen. 

Ich habe vorhin gesagt, daß das Chemikalienge-
setz bereits den Lösungsansatz für die geschilder-
ten Probleme darstellt. Hinsichtlich dieser Ein-
schätzung der Bundesregierung kann ich, denke 
ich, Herr Abgeordneter Duve, Einvernehmen mit 
der SPD-Fraktion dieses Hohen Hauses feststel-
len. 

(Duve [SPD]: Jetzt wird's gefährlich!) 

Ihr Antrag, ein Konzept einer umwelt- und gesund-
heitsverträglichen Chemiepolitik, fordert ja nicht 
die Aufhebung oder die Generalrevision des Chemi-
kaliengesetzes. Vielmehr wird lediglich eine Reihe 
von Detailkorrekturen vorgeschlagen. 

(Duve [SPD]: Aber sehr wichtigen und sehr 
dramatischen!) 

Der Antrag der SPD-Fraktion enthält außerdem 
Forderungen zur Gefahrstoffverordnung. Einigen 
davon wurde schon mit der Verabschiedung dieser 
Verordnung durch den Bundesrat am 16. Mai ent-
sprochen. Andere Forderungen schießen nach unse-
rer Auffassung über das gemeinsame Ziel eines 
möglichst wirksamen Gesundheits- und Arbeits-
schutzes hinaus. 

Ich möchte zu dieser wichtigsten Verordnung auf 
der Basis des Chemikaliengesetzes noch wenige Be-
merkungen anschließen: Die Gefahrstoffverord

-

nung, die das Bundeskabinett voraussichtlich in sei-
ner Sitzung am 25. Juni endgültig beschließen wird, 
ist eine wichtige Leistung der Bundesregierung in 
dieser Legislaturperiode. In dieser Verordnung wer-
den erstmals das frühere Arbeitsstoffrecht und das 
alte Länder-Giftrecht und damit der Arbeitsschutz 
und der allgemeine Gesundheitsschutz zusammen-
geführt und vereinheitlicht. Seit 1966 ist die Ablö-
sung des Länder-Giftrechts von den verschiedenen 
Bundesregierungen als wichtige politische Aufgabe 
angesehen worden. Erst jetzt, nach 20 Jahren, ist es 
gelungen, diesen Schritt zu vollziehen. Gleichzeitig 
damit wurde eine breite Rechtsmaterie neu geord-
net. So wurden 13 Richtlinien der EG umgesetzt 
und insgesamt 36 Gesetze und Verordnungen außer 
Kraft gesetzt. 

Mit der Gefahrstoffverordnung wird der Schutz 
vor krebserzeugenden Stoffen verbessert. Diese 
Verordnung enthält außerdem z. B. eine Schutz- 
und Überwachungsregelung zu Dioxinen und Fura-
nen, die weltweit ohne Beispiel ist. Ich denke, das 
sind wirkliche Leistungen, die herausgestellt wer-
den können. Ich kann es tun, weil ich daran j a gar 
keinen Anteil gehabt habe und deswegen damit 
auch nicht in falschen Verdacht geraten kann. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

In der Verordnung ist eine intensive Beteiligung 
der Arbeitnehmervertreter in Betrieben und Ver-
waltungen vorgesehen. Sie alle wissen, worum es 
sich dabei handelt. 

Zusammenfassend kann ich feststellen, daß die 
Gefahrstoffverordnung enorme Verbesserungen 
zum Schutz der Bevölkerung und insbesondere zum 
Schutz der Arbeitnehmer bringt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich ge-
statte mir, einen Rest, den ich noch ausführen woll-
te, zu Protokoll zu geben; denn die Zeit ist fortge-
schritten. Ich muß also in Zukunft beim Zulassen 
von Zwischenfragen vorsichtig sein. Denn sonst 
stelle ich nachher fest, daß ich manches von dem, 
was ich eigentlich sagen wollte, nicht habe vortra-
gen können. Ich bitte also um Verständnis, daß ich 
im Hinblick auf die Zeit an dieser Stelle abbre-
che *). 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Seiters [CDU/CSU]: Ein beispielhaftes Ver-

halten!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Müller (Düsseldorf). 

Müller (Düsseldorf) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Lassen Sie mich zu Beginn 
feststellen, daß es bei allen Fraktionen — jedenfalls 
habe ich keine unterschiedlichen Töne gehört — 
unbestritten ist, daß die chemische Industrie we-
sentliche Vorteile für die Lebensentwicklung der 
Menschen gebracht hat und daß sie auch ein Träger 

*) Fortsetzung der Ausführungen siehe Anlage 2 
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Müller (Düsseldorf) 
des Wohlstands der letzten Jahrzehnte ist Aber 
ebenso unbestritten muß es sein, daß die Gefahren 
und Risiken der chemischen Industrie insbeson-
dere in den letzten 10, 15, 20 Jahren überproportio-
nal angestiegen sind. 

(Boroffka [CDU/CSU]: Das ist schlicht 
falsch! — Dr. Laufs [CDU/CSU]: Das ist 
falsch! Die Aufmerksamkeit in dieser Hin

-

sicht ist überproportional angestiegen!) 

— Es wäre vielleicht gut, wenn Sie erst einmal 
abwarten und — genauso wie Sie es für sich ver-
langt haben — zuhören würden. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU) 

— Ich werde dazu gleich kommen. 

Aus dieser Einsicht brauchen wir Kurskorrektu-
ren, und zwar vor allem im Grundverständnis unse-
rer Umweltpolitik. Denn unsere Umweltpolitik war 
und ist im Prinzip heute noch eine Umweltpolitik, 
die den qualitativ veränderten Gefährdungen nicht 
gerecht wird bzw. erst am Ende der Produktions-
prozesse und bei der Nutzung ansetzt. Wir müssen 
meines Erachtens feststellen, daß wir besonders 
durch die Zunahme der Chemisierung von qualita-
tiv veränderten Gefährdungen für Mensch und Na-
tur ausgehen müssen 

(Duve [SPD]: Sehr richtig!) 

und daß deshalb in den 80er und 90er Jahren im 
Mittelpunkt der Umweltpolitik die stoffliche Neu-
bewertung nach dem Vorsorgeprinzip stehen muß. 

(Beifall bei der SPD) 

Es gibt qualitative Veränderung für die Umweltpoli-
tik. 

Dieses bedeutet nicht, daß wir alle bisherigen 
Prinzipien aufgeben müssen, wohl aber, daß wir die 
bisherige Ausrichtung auf Verhinderungspolitik am 
Ende von Herstellung und Nutzung durch eine Poli-
tik erweitern müssen, die von vornherein in die 
Entwicklung von Produktionsprozessen eingreift. 

(Boroffka [CDU/CSU]: Aha!) 

Das ist der entscheidende Unterschied 

(Boroffka [CDU/CSU]: Richtig!) 

und auch der entscheidende Streitpunkt. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Darauf kommt 
es an!) 

Wir wollen mit einem reparierenden, nachträgli-
chen Umweltschutz aufhören und hin zu einer ge-
staltenden, gesellschaftspolitisch ausgerichteten 
Chemie- und Umweltpolitik kommen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Zu

-

ruf des Abg. Boroffka [CDU/CSU]) 

Das ist der Streit, um den es geht. Es gibt verschie-
dene Aspekte, wodurch die chemischen Gefahren 
nicht mit den traditionellen Umweltgefahren 
gleichgesetzt werden können. 

Die Gründe sind: Erstens: Die chemischen Gefah-
ren bringen enorme Langzeitprobleme mit sich, die 

wir in einer kurzfristigen Betrachtungs- und Repa-
raturstrategie nicht beseitigen können. 

Zweitens: Gerade die chemischen Stoffe haben 
enorme Kumulationseffekte. Das bedeutet, daß hier 
eine den Einzelfall betrachtende Politik nicht wei-
terhilft, sondern daß wir im Zusammenhang ver-
schiedener Schadstoffe denken und kumulative 
Wirkungen beachten müssen. 

Drittens: Besonders bei den chemischen Stoffen 
helfen nach menschlichem Ermessen die klassi-
schen Methoden der Selbstreinigungskräfte und 
der eigentlich nur auf bestimmte Teilbereiche der 
Umweltpoltik reduzierten Politikansätze nicht wei-
ter, sondern hier müssen wir weiterhin von ver-
netzten Systemen und von unwiderruflichen Scha-
densentwicklungen ausgehen. 

Das sind qualitativ andere Problemstellungen als 
in vielen traditionellen Bereichen der Umweltpoli-
tik, und das macht daher eine andere Politik not-
wendig. 

Wir leugen nicht, daß auch die chemische Indu-
strie in Teilbereichen zur Verbesserung der Um-
weltsituation beigetragen hat. Das ist überhaupt 
keine Frage. Dennoch ist das Mißtrauen der Bürger 
gegenüber den Gefahren der chemischen Entwick-
lung zu Recht gewachsen. Dieses Mißtrauen wird 
meines Erachtens nicht zuletzt auch durch sehr 
fragwürdige Werbekampagnen der chemischen In-
dustrie erzeugt. 

Ich nenne ein paar Beispiele. Natürlich ist unbe-
stritten, Herr Dr. Laufs: Wir haben keine Unter-
schiede, wenn Sie sagen, daß natürlich auch die 
Lebensweisen mitverantwortlich für Krebsentste-
hung sind. Aber umgekehrt kann man doch be-
stimmte andere Fakten nicht einfach vom Tisch bü-
geln, beispielsweise, daß die Zahl der anerkannten 
krebserzeugenden Stoffe sich seit 1960 verzwanzig-
facht hat, 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Duve 
[SPD]: Hört! Hört!) 

beispielsweise, daß wir von der Arbeitswissenschaft 
wissen, daß durch gefährliche Arbeitsstoffe der An-
teil von Krebserkrankungen inzwischen auf 20 % 
und mehr erhöht wird. 

(Zuruf der Abg. Duve [SPD] und Boroffka 
[CDU/CSU]) 

Ich verweise auf Untrsuchungen von Peto und an-
deren aus Amerika, und ich weiß, welche langfristi-
gen Gesundheitsgefährdungen bestimmte Alltags-
chemikalien, also Massenchemikalien mit sich brin-
gen; Formaldehyd wurde vorhin genannt, man kann 
Para-Dichlorbenzol und andere Stoffe hinzufügen. 
Noch gefährlicher scheint mir etwas zu sein, worauf 
uns Immungenetiker bzw. Allergie-Fachleute, hin-
weisen. — Ich finde es traurig, daß bei immer mehr 
Menschen im Zusammenhang mit der Zunahme 
von Allergien Chromosomenbrüche festgestellt 
werden und daß deshalb dauerhafte gesundheitli-
che Schädigungen der Menschen zunehmen. For-
schungsstellen wie die in Essen, Darmstadt und 
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Müller (Düsseldorf) 
Gießen sagen, daß dies in einem klaren Zusammen-
hang mit der Chemisierung des Alltags steht. 

(Boroffka [CDU/CSU]: Sie nehmen hier 
Forschungsergebnisse vorweg, die über

-

haupt noch nicht vorliegen! Kein Mensch 
weiß das!) 

Genau das ist der Unterschied. Das ist der Punkt, 
den auch Herr Schäfer angesprochen hat. Sie sa-
gen: Das wissen wir nicht genau, deshalb handeln 
wir nicht. Im Verständnis von politischer Verant-
wortung unterscheiden wir uns darin, 

(Boroffka [CDU/CSU]: Erzählen Sie nicht 
etwas als Tatsache, was keine Tatsache 

ist!) 

daß wir in dem Augenblick, wo wir begründete Ver-
dachtsmomente haben, die Auffassung vertreten, 
daß dann die Politik vorsorgend handeln muß. 

(Duve [SPD]: Sehr wahr!) 

Das ist der Unterschied zu Ihnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie verfolgen da eine Strategie des Abwartens und 
der Verharmlosung. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Das bestreiten wir 
nicht! Das bestreiten wir überhaupt nicht!) 

Das wird auch beispielsweise in der Beantwortung 
der Großen Anfrage zu „Chemie im Haushalt" deut-
lich, wo Sie immer wieder schreiben: Es gibt ge-
sundheitliche Gefahren, aber sie müssen erst weiter 
erforscht werden. — Dies ist kein Prinzip einer ver-
antwortlichen Gesundheits- und Umweltpolitik. Da 
unterscheiden wir uns grundsätzlich. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir können weitere Punkte nennen: Beispiels-
weise die Zunahme von Rückständen und Anreiche-
rungen in den Lebensmitteln. Seveso und Bhopal 
wurden schon genannt. Aber entscheidend ist ei-
gentlich der Punkt, daß wir im Grunde genommen 
— und da sind wir dann von der Grundposition her 
auf einer Linie — über die chemische Entwicklung 
zuwenig wissen. Der Tatbestand ist, daß wir eigent-
lich sagen müssen, daß wir wenig wissen und daß 
wir das auch gleichzeitig wieder verdrängen. 

Wir haben in der Bundesrepublik rund 9 Millio-
nen Einzelstoffe literaturmäßig erfaßt. Wir haben 
unzählbare Formulierungen ebenfalls erfaßt. Wir 
haben eigentlich nur bei wenigen Stoffen tatsäch-
lich ein Wissen über ihren Wirkungszusammen-
hang, über ihre Synergismen, über ihre Antogonis-
men, über die Wirkungsweise, auf Metaboliten und 
vieles andere mehr. 

(Boroffka [CDU/CSU]: Stimmt nicht!) 

Dieses ist wissenschaftlich eigentlich unumstrit-
ten. 

(Duve [SPD]: Sehr wahr! Der einzige, der 
das nicht weiß, ist Boroffka!) 

Was wir nicht wissen, ist beispielsweise, welche 
umwelttoxikologischen Wirkungen bei vielen Stof-
fen, und nicht nur bei bekannten Stoffen, sondern 
auch bei Abfallprodukten, bei Nebenprodukten ent

-

stehen. Wir wissen nicht, welche Anreicherungsge-
fahren beispielsweise für Biosphäre und Boden ent-
stehen. Wir wissen wenig über die Remobilisierbar-
keit von Schadstoffen. Wir wissen auch wenig von 
ihren Kombinationswirkungen, im übrigen nicht 
nur mit chemischen Stoffen, sondern auch mit tra-
ditionellen Stoffen, beispielsweise der Luftverunrei-
nigung, auch der Radioaktivität. Wir wissen im 
Grunde genommen sehr wenig, aber wir tun so, als 
ob wir alles wissen. 

(Duve [SPD]: Boroffka tut so!) 

Ein Beispiel sind die polychlorierten Dioxine oder 
Diphenyle. Sie haben ein Wirkungspotential von 
109. Da kann kein Wissenschaftler behaupten und 
keiner, der hier zu den allwissenden Politikern ge-
hört, daß er weiß, welche Wirkungsweisen diese 
Stoffe haben, Da gibt es nur das Prinzip politischer 
Verantwortung, und das heißt in diesem Fall: die 
politische Orientierung an der Umweltvorsorge. 

(Beifall bei der SPD) 

Aus unserem Ansatz werden folgende Schlußfol-
gerungen deutlich. 

Erstens. Wir brauchen eine systematische Bewer-
tung der stofflichen Gefahren mit klaren Verbots-, 
Einschränkungs- und Umbauregelungen, vor allem 
natürlich bei der Aufarbeitung der Altstoffliste. 

Zweitens. Wir brauchen angesichts der Langfrist-
wirkung vieler chemischer Stoffe und der objekti-
ven Begrenztheit menschlicher und wissenschaftli-
cher Kenntnisse eine konsequente Weiterentwick-
lung der Umweltpolitik hin zu einer konsequenten 
Vorsorgepolitik. 

Vorsorge heißt, daß wir auf dem Hintergrund der 
begrenzten Erkenntnisfähigkeit handeln müssen. 
Das heißt, wir müssen handeln bei begründeten 
Verdachtsmomenten; das heißt, wir müssen die Be-
weislast umkehren im methodischen wie auch im 
rechtlichen Sinne; das heißt, wir brauchen eine Ab-
kehr vom Verdünnungsprinzip; und das heißt, wir 
müssen uns am technisch höchstmöglichen Stand 
orientieren; das heißt nicht zuletzt, daß wir Abkehr 
nehmen müssen von der Illusion, daß wir alle Pro-
bleme auf einer immer höheren technischen Ebene 
lösen können. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Auch das gehört dazu. 

Zur Vorsorgepolitik gehört, bewußt auf be-
stimmte technische Entwicklungen zu verzichten, 
im Interesse der Umwelt und der Menschen nicht 
auf ein Vabanquespiel in der Hoffnung auf zukünf-
tige technische Entwicklungen einzugehen. 

(Zuruf des Abg. Tatge [GRÜNE]) 

Drittens. Wir brauchen einen Ausbau der stoffbe-
zogenen Bewertung in Ergänzung und in Verbin-
dung zu der bisher weitgehend medien- bzw. isoliert 
anwendungsbezogenen Betrachtungsweise. Wir ha-
ben in der Bundesrepublik drei Ansätze, die in 
diese Richtung gehen, wenn auch sehr zaghaft: Das 
ist das Arzneimittelgesetz, das ist das Lebensmittel-
gesetz, und das ist das Chemikaliengesetz. Alle drei 
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sind noch zu schwach. Aber es sind die notwendi-
gen, weiter auszubauenden Ansätze. 

Viertens. Wir müssen Produktion, Ge- und Ver-
brauch sowie Entsorgung als Einheit begreifen. 
Auch dürfen wir zukünftig die Umweltprobleme 
nicht mehr getrennt in bezug auf den Produktions-
bereich, den Verbraucherbereich und den Entsor-
gungsbereich sehen, 

(Tatge [GRÜNE]: Sehr richtig!) 

sondern wir müssen das als Einheit begreifen; wo 
immer es geht, Stoffkreisläufe schließen und dann 
natürlich vor allem am Entstehungsort, wo immer 
es geht, mit der Vermeidung von Schadstoffen an-
setzen. 

Fünfter und letzter Punkt. Chemiepolitik ist für 
uns in erster Linie eine Verpflichtung zu staatli-
chem Handeln. Da unterscheiden wir uns, insbe-
sondere auch von Herrn Hirsch. Wir sind der Auf-
fassung, die der frühere CDU-Bundestagsabgeord-
nete Hans Dichgans, bezogen auf ein anderes Feld, 
geäußert hat: „Das Fixieren der Steuersätze in der 
Vermögensteuer kann nicht den Millionären über-
lassen werden."  Das muß auch für die Umweltpoli-
tik gelten. 

(Beifall bei der SPD) 

Das geht gar nicht anders. Das ist kein Teilbereich 
der Industrie oder nur der dort Beteiligten, sondern 
ein zentraler gesellschaftlicher Bereich. Da hat die 
Gesellschaft die Verpflichtung zur Setzung der 
Rahmenbedingungen bzw. zum staatlichen Han-
deln und zur gesamtgesellschaftlichen Verantwor-
tung. 

Lassen Sie mich zum Schluß noch einen Satz von 
Hans Jonas zitieren. Hans Jonas hat — zu. Recht — 
gesagt, daß wir heute an der Schwelle einer techno-
logischen Entwicklung stehen, die beispiellos kau-
sale Reichweiten, unerhörte Fernwirkungen und 
Unumkehrbarkeiten beinhaltet. Ich finde, da ist 
richtig zum Ausdruck gebracht, worum es heute 
geht. 

Das heißt daß sich daraus ein verändertes „Prin-
zip der Verantwortung" für politisches Handeln er-
gibt. Ich kann nicht sagen, ich nehme die Sorgen 
der Bevölkerung ernst, und anschließend kommt 
nichts mehr. Vielmehr bedeutet das konkretes Han-
deln, auch Handeln in Richtungen, die sich später 
vielleicht als unbegründet herausstellten. Aber im 
Sinne der Vorsorge ist dies notwendig. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Boroffka. 

Boroffka (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Wenn wir heute über 
Chemie sprechen würden, müßten wir zunächst 
über die Fülle der Natur sprechen; denn jedes Lebe-
wesen ist ein unerhört komplexes chemisches Sy-
stem. Sehr verehrte Frau Kollegin Hönes, was Sie 
im Moment an Formaldehyd als Metabolit in Ihrem 

Körper haben, übersteigt den ppm-Bereich. Nur, da-
mit zu Formaldehyd etwas gesagt wird. 

(Zurufe von den GRÜNEN: Oh nein! — 
Duve [SPD]: Der Körper von uns Kollegen 
geht Sie überhaupt nichts an! — Dr. Hauff 
[SPD]: Jedenfalls nicht im Plenarsaal! — 
Dr.  Blens [CDU/CSU]: Herr Duve, Sie sind 
hochgradig gefährdet; rücken Sie ein Stück 

weg!) 

Ich will eine zweite Vorbemerkung zum Thema 
Angst machen. Angst ist ein Gefühl, eine Verhal-
tensweise aller höheren Lebewesen als Schutzfunk-
tion vor real bedrohenden Gefahren. 

(Ströbele [GRÜNE]: So ist es!) 

Es gibt auch die Angst vor einer irrealen, 

(Duve [SPD]: Das „irreal" erklärt dann im-
mer ein anderer!) 

nicht vorhandenen Gefahr. Worum es hier geht, ist, 
glaube ich — das sollte bei allen Fraktionen einheit-
liche Auffassung sein —, daß wir unsere Bevölke-
rung vor den realen Gefahren schützen und irreale 
Gefahren nicht verstärken, schon gar nicht be-
wußt. 

(Duve [SPD]: Und die Unterscheidung trifft 
wer? — Schäfer [Offenburg] [SPD]: Herr 

Boroffka!) 

— Wissen Sie, ich habe nie den Eindruck erweckt, 
als wüßte ich alles. Aber ich möchte doch eines fest-
stellen dürfen: daß es manche Kollegen gibt, die in 
anderen Bereichen mehr wissen, aber im chemi-
schen Bereich weniger als ich. 

(Duve [SPD]: Das ist der Hochmut der Che-
miker, wenn sie im Parlament sind!) 

Wir sprechen heute über die Industriechemie. 
Lassen Sie mich mit einer der ersten Erfindungen 
beginnen, die in Deutschland noch zu einem Zeit-
punkt gemacht wurde, als die Chemie noch Alchi-
mie war. Das war die Wiederentdeckung des Por-
zellans. 

(Duve [SPD]: Das war in China!) 

— Ich sagte: die Wiederentdeckung des Porzellans. 

(Dr. Blens [CDU/CSU]: Erst denken, dann 
reden!) 

Die Meißner und die Berliner Porzellane zeigen 
als europäische Kunstwerke, daß Chemie mehr ist 
als nur Lebenserleichterung. Sie bringt vielmehr 
Erweiterung der menschlichen Möglichkeiten bis in 
den kulturellen Bereich hinein. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Also, davon verste-
hen Sie wirklich nichts!) 

— Sehr verehrte Frau Kollegin Hönes, Tennis und 
Fußball wären ohne Kunststoff und Gummichemie 
schlechterdings nicht möglich; und die moderne 
Musik mit ihrer Wiedergabemöglichkeit ohne 
Platte und Tonband nicht. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Darum streiten 
wir nicht!) 
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Und moderne Kunst ohne Kunststoffe — stellen Sie 
sich die doch bitte einmal vor: Beuys ohne Kunst-
stoff! 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Brück? 

Boroffka (CDU/CSU): Nein, das tue ich nicht. 
Meine Redezeit ist sehr begrenzt. 

Das mit Recht so beliebte Fahrrad ist im wesent-
lichen ein Produkt der Metallurgie. Aluminium 
macht das Strampeln leichter. Und daß Mode heute 
nicht nur für die Reichen da ist, sondern für alle 
Teile der Bevölkerung, verdanken wir der Textil- 
und Farbenchemie. Nur damit das einmal klar ist: 
Sämtliche Bereiche unseres Lebens sind von der 
Chemie mit geformt. Dies macht dann auch die ent-
sprechende wirtschaftliche Bedeutung klar, auf die 
mein Kollege Lippold noch eingehen wird: über 
550 000 Beschäftigte, 30 Milliarden DM Netto-
exportüberschuß. 

Richtig ist — und niemand leugnet das —, daß 
Chemie wie Technik zwei Seiten hat, aber ich 
warne davor — und ich finde es unkorrekt, nicht 
wahrheitsgemäß —, hier nur die eine Seite zu nen-
nen. 

(Demonstrative Zustimmung bei den GRÜ

-

NEN) 

Dies ist nicht der Wahrheit entsprechend. 

Richtig ist, daß wir beispielsweise beim Einsatz 
von DDT 

(Dr. Hauff [SPD]: Sagen Sie doch einmal 
etwas zum Haftungsrecht! Gelaber!) 

die Umwelt schwer geschädigt haben, aber richtig 
ist doch auch, Herr Dr. Hauff, daß Millionen von 
Menschen vor dem Malariatod gerettet wurden. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Deshalb kann der Weg doch nicht sein, mit dem 
Kopf durch die Wand zu rennen, 

(Dr. Hauff [SPD]: Wer will denn das? — 
Weiterer Zuruf von der SPD: Den Kopf nut

-

zen!) 

sondern wir müssen mit den Augen der Vernunft 
die richtige Tür finden. 

(Dr. Hauff [SPD]: Das Haftungsrecht ist 
eine Tür!) 

— Als ob das Haftungsrecht den Malariatod beseiti-
gen könnte, verehrter Herr Kollege Dr. Hauff! Das 
ist doch so nicht richtig, das ist schwach, um mich 
höflich auszudrücken. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Dr. 
Hauff [SPD]: Sind Sie dafür oder dage

-

gen?) 

Der richtige Weg ist doch, . an Stelle des DDT, das 
wir verbieten müssen, neue chemische Stoffe zu fin-
den, die nicht die Umweltschäden des DDT nach 
sich ziehen und gleichzeitig Malaria verhindern. 
Auch bei Contergan konnte die Konsequenz doch 
nicht sein, die Pharmazie zu verbieten, die dazu 

geführt hat, daß unsere Lebenserwartung innerhalb 
von 100 Jahren fast verdoppelt worden ist; der rich-
tige Weg ist auch hier, bessere Pharmazeutika zu 
finden. 

(Dr. Hauff [SPD]: Ein unerträgliches Gela

-

ber! — Weitere Zurufe von der SPD) 

Wenn ich es richtig sehe — ich habe die zweite 
und dritte Beratung im Protokoll noch einmal nach-
gelesen —, waren sich damals eigentlich auch alle 
Fraktionen dieses Hauses darüber einig, daß das 
Chemikaliengesetz genau in diese Richtung zielen 
sollte: Vorsorge, Regelung mit Verbotsmöglichkeit 
bei Gefahr, Rahmensetzung. 

(Duve [SPD]: Schade, daß Beckenbauer 
nicht da ist, der hat wenigstens Niveau!) 

Vizepräsident Westphal: Ich bitte doch, den Red-
ner ausreden zu lassen! 

Boroffka (CDU/CSU): Herr Kollege Duve, über das 
Niveau mancher Ihrer Zwischenrufe lassen Sie bes-
ser Ihre eigene Fraktion urteilen! 

(Dr. Hauff [SPD]: Richtig!) 

Im übrigen setzte dieses Gesetz auf eine Form der 
Demokratie, die wir auch alle bejahen sollten, näm-
lich auf die freiwillige Vereinbarung. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Von der ist gar 
nichts zu halten!) 

Ich stimme der auch in dem Bericht enthaltenen 
Aussage zu, daß es notwendig ist, dies weiterzuent-
wickeln. Ich stimme auch ausdrücklich dem zu, was 
der Kollege Dr. Hirsch über die Qualität dieses Be-
richts gesagt hat: klar, saubere Sprache, Schwach-
punkte nicht ausgespart. Ich bin auch dafür dank-
bar, daß die Gefahrstoffverordnung durch den Bun-
desrat gegangen ist und noch in diesem Jahr in 
Kraft tritt. 

Das heißt, daß wir auf der Basis der damaligen 
Übereinkunft auf dem richtigen Wege sind und die 
richtige Tür geöffnet haben. Was Sie, Kollege Duve, 
mit Ihrem Antrag wollen, ist demgegenüber das 
Öffnen einer falschen Tür. Der Kollege Müller hat 
es dankenswerterweise deutlich gemacht: Sie wol-
len in den Staatsdirigismus hinein. 

(Dr. Hauff [SPD]: Das Haftungsrecht wol

-

len wir ändern!) 

— Der Kollege Müller hat das ausdrücklich gesagt! 
Das heißt, wenn Sie dann auch noch die Beweislast 
umkehren wollen, daß der Staat vorher festsetzt, ob 
ein Stoff zulässig ist oder nicht, ob man ihn brau-
chen kann oder nicht. 

(Duve [SPD]: Wir wollen ihn untersuchen!) 

Dies kann doch gar nicht der richtige Weg sein. 

(Ströbele [GRÜNE]: Sondern? — Duve 
[SPD]:. Das versucht doch das Chemika

-

liengesetz!) 

— Nein, das versucht das Chemikaliengesetz nicht, 
sondern es greift bei akuter Gefahr ein. Wir können 
uns darüber unterhalten, ob nach § 17 schon bei 
Verdacht eingegriffen werden muß, aber ansonsten 
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regelt .dieses Gesetz die Neuzulassung, und zwar 
zunächst mit einer Prüfung, ob Gefahr besteht oder 
nicht. 

Ein letztes Wort zur Altstoffproblematik, wo die 
Aussagen ja nicht so sehr weit auseinanderliegen: 
Sie fordern in Ihrem Antrag, Kollege Duve, sechs 
Jahre, der Bericht spricht von einer tatsächlichen 
Zeit, in der es zu erreichen ist, von zehn Jahren. 

(Dr. Hauff [SPD]: Die Differenz ist Staats

-

dirigismus?) 

— Lieber Herr Kollege Dr. Hauff, ich habe von 
Ihnen schon intelligentere Zwischenrufe gehört. Ich 
wäre dankbar, wenn Sie zu Ihrem sonstigen Niveau 
zurückkehrten. 

Es kann sein, daß die zehn Jahre im Interesse der 
Bevölkerung verkürzt werden sollten. 

(Duve [SPD]: Dann hören Sie auf zu regie

-

ren!) 

Ich weise nur darauf hin, Herr Kollege Duve, daß 
dieses natürlich sehr stark in der EG abgestimmt 
werden muß. Sie wissen doch, daß das Chemierecht, 
daß das Chemikalienrecht einer der Rechtsbereiche 
ist, wo wir national fast überhaupt keine eigenen 
Regelungen mehr treffen können. Das wissen Sie 
doch. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Es muß ja nicht 
die gleiche Pleite passieren wie beim Kata

-

lysator!) 

— Das mußte jetzt dazwischenkommen. Dort ist 
etwas erreicht worden — nicht genug, wir wollten 
mehr, das ist richtig, aber Sie kritisieren, daß dort 
etwas erreicht worden ist. 

Ich meine, wir sind auf dem richtigen Weg. Wir 
müssen hinsichtlich der Altstoffe noch einmal nach-
denken, auch hinsichtlich einiger anderer Regelun-
gen, wir werden aber ihrem Weg in den Staatsdiri-
gismus nicht folgen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Reimann. 

Reimann (SPD): Herr Präsident! Meine Damen! 
Meine Herren! „Die chemische Industrie lehnt das 
von der SPD-Bundestagsfraktion vorgelegte Kon-
zept für eine Chemiepolitik ab." So steht es in der 
Stellungnahme des Verbandes der Chemischen In-
dustrie vom Juni 1986. Dabei scheint die größte 
Sorge des VCI zu sein, daß durch bürokratische und 
dirigistische Maßnahmen die Sicherheit und die 
Umwelt nicht zu verbessern seien. 

(Duve [SPD]: Hört! Hört!) 

Daher wird auf eine hundertjährige Praxis verwie-
sen, auf eine sichere chemische Industrie mit nied-
rigen Unfallzahlen und entsprechenden Leistungen 
im Umweltschutz. So steht es in dem Papier, und 
deshalb wird in diesem Papier sehr viel auf Freiwil-
ligkeit von Vereinbarungen und Übereinstimmun-
gen gesetzt. Wenn wir einmal die schlimmen und 
großen Unglücke mit Hunderten von Toten in der 

chemischen Industrie weglassen, so scheint sich 
dieses Papier — — 

(Boroffka [CDU/CSU]: Aber doch nicht bei 
uns! Doch nicht in der deutschen!) 

— Aber ich bitte Sie, schauen Sie einmal nach, was 
in der BASF traurigerweise in den 20er Jahren und 
Ende der 40er Jahre passiert ist! 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Boroffka, jetzt machen Sie sich erst einmal 
sachkundig! 

Das heißt also, daß man sich in diesem Papier auf 
scheinbar gut funktionierende Unternehmen be-
zieht und daß in der Tat in den letzten Jahren mehr 
oder weniger freiwillig und vorausschauend Erheb-
liches für Arbeitsschutz — und ich lege Wert auf 
den Begriff Arbeitsschutz — und Umweltschutz ge-
leistet wurde. Es ist sicher unbestritten, daß die che-
mische Industrie auf einen hohen Sicherheitsstan-
dard ihrer Produktionsanlagen verweisen kann. 
Auch das ist unbestritten. Aber reicht dieser Si-
cherheitsstandard aus? Was können wir für seine 
Weiterentwicklung tun? Wie ist es mit jenen Unter-
nehmen, die nur ein Minimum dessen oder gerade 
das Notwendigste tun für eine umweltverträgliche 
Technik und Umweltverträglichkeit der Produkte, 
nur ein Minimum tun für Verbesserungen im Ar-
beitsschutz, ein Minimum tun für Gesundheits-
schutzmaßnahmen, für die Produktsicherheit, für 
das Rohstoff- und Energiesparen? Es gibt und wird 
immer Branchen und Unternehmen geben, die eben 
nicht problemorientiert vorausschauend und frei-
willig im Sinne des Umwelt- und Arbeitsschutzes 
handeln, 

(Beifall bei der SPD) 

sondern die erst Maßnahmen ergreifen, wenn Auf-
lagen, Verordnungen, Gebote und Verbote sie dazu 
zwingen. Die chemische Industrie hat zuviel 
schwarze Schafe. 

(Duve [SPD]: Das ist eine Schafherde!) 

Hinzu kommt, daß die freiwilligen Regelungen 
nur begrenzte Wirkungen haben. Insbesondere gel-
ten sie nicht für Importe. Weder der VCI noch ein 
anderer Verband der chemischen Industrie verfügt 
über die Durchsetzungskraft, um auf Verhandlung 
beruhrende freiwillige Regelungen für seine Ver-
bandsmitglieder verbindlich zu machen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Welchen Regelungen unterliegen eigentlich Fir-
men, die nicht dem Verband angehören? 

(Duve [SPD]: Sehr wahr! Und da sprechen 
die von Staatsdirigismus!) 

Herr Minister Wallmann, ich meine, daß nur der 
Gesetzgeber, dem die alleinige Kompetenz zusteht, 
berechtigt und verpflichtet ist, Gesetze und Verord-
nungen zu erlassen, die solche Fragen regeln. 

Sie haben hier von der Wissenschaft gesprochen. 
Wissenschaftler mögen Risiken abschätzen können. 
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Wieviel den Menschen zugemutet werden kann, 
muß im politischen Raum entschieden werden. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Selbstverständlich müssen, um politische Entschei-
dungen vorzubereiten, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer bestreitet 
das denn?) 

wissenschaftlich-technische Einrichtungen existie-
ren, die den Politikern den notwendigen Sachver-
stand liefern. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

— Sehr richtig. Aber dann sage ich, Herr Minister 
Wallmann — Sie haben davon gesprochen —, auch, 
daß diese Stellen und diese Wissenschaft interes-
senneutral sein müssen. Es ist die entscheidende 
Frage, Wissenschaft im Sinne unserer Meinungen 
nutzbar zu machen. 

(Beifall bei der SPD) 

An dieser Stelle sage  ich auch gern ein Wort über 
die Eigenüberwachung der chemischen Industrie, 
die von den Betroffenen — ich weiß das aus eige-
nem Erleben — mit viel Gewissenhaftigkeit und 
großer Verantwortung durchgeführt wird. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Als Aufsichtsrat 
der BASF!) 

— Eben, ein großes Lob. Von wem denn sonst kön-
nen ständige Überwachungen der Anlagen sicher-
gestellt werden, wenn nicht vom Unternehmen 
selbst? Eine Gewerbeaufsicht in Neustadt oder 
Mainz mit wenigen Beamten ist doch wohl hoff-
nungslos mit dieser Aufgabe überfordert, den Si-
cherheitsstandard für 50 000 Beschäftigte in der 
BASF oder gar für die chemischen Unternehmen in 
der ganzen Region zu überwachen. In den letzten 
Wochen hat sich das Bewußtsein in der Öffentlich-
keit dafür geschärft, daß die Gefahren durch eine 
von Menschenhand veränderte Umwelt viel größer 
sind, als wir es bisher vermuteten. Das gilt auch 
und insbesondere für die chemische Industrie, denn 
auch hier hat sich ein Bewußtseinswandel in Fra-
gen der Anwendung chemischer Technologie und 
chemischer Produkte vollzogen. 

Der Präsident des Umweltbundesamtes, Herr von 
Lersner, meinte dazu in einer Umweltdiskussion 
unserer Bundestagsfraktion — ich zitiere —: 

Insbesondere bei der Wirkung chemischer 
Stoffe auf Mensch und Tier ist der Bereich un-
seres Nichtwissens unendlich viel größer als 
der unseres Wissens. 

(Duve [SPD]: Das sagt ein Fachmann, Herr 
Boroffka!) 

Den Staub in der Luft einer Großstadt kann 
kein Chemiker analysieren, geschweige denn 
im Labor reproduzieren. Heinrich Sontheimer, 
der führende deutsche Wasseranalytiker, kennt 

 nach eigenem Bekunden keine 10 Prozent der 
organischen Stoffe im Wasser des Rheins. 

Er kann nichts dafür, es ist so. Das heißt also, was 
wir brauchen, ist mehr denn je die Durchsetzung 
des Vorsorgeprinzips im Umweltschutz. 

(Beifall bei der SPD) 

Das gilt vor allem auch für die Vorsorge am Ar-
beitsplatz, den Arbeitsschutz. Über das gesamte 
Ausmaß an gesundheitlichen Schädigungen am Ar-
beitsplatz gibt es bisher keine exakten Aussagen — 
ich bitte Sie, das aufmerksam zu verfolgen —, son-
dern nur Schätzungen. Hierzulande gibt es kein Sy-
stem zur Erfassung arbeitsbedingter Erkrankun-
gen, 

(Duve [SPD]: Hört! Hört!) 

das einen gesicherten Überlick geben könnte. Die 
registrierten Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten 
umfassen nur einen kleinen Teil des wirklichen Ge-
schehens. Am schlimmsten sieht es bei den krebs-
bedingten Berufskrankheiten aus. 

(Duve [SPD]: Herr Dr. Laufs, Berufskrank

-

heiten, nicht Sonnenbad! Das sind die ar

-
beitenden Menschen!) 

Während die Krebskrankheit mit an die Spitze 
der Todesursachen der Menschen in der Bundesre-
publik gerückt ist, gibt es immer noch kein bundes-
weites Krebskataster oder Krebsregister, ge-
schweige denn verläßliches Material über die An-
zahl der durch Arbeitseinflüsse verursachten 
Krebskrankheiten. Nach vorsichtigen Schätzungen 
gibt es in der Bundesrepublik jährlich 6 000 Berufs-
krebstote. 

(Duve [SPD]: Herr Dr. Laufs, hören Sie gut 
zu!) 

Von den Berufsgenossenschaften werden allerdings 
nur maximal zwischen 100 und 200 dieser Fälle als 
berufsbedingte Erkrankungen anerkannt. 

(Dr. Blens [CDU/CSU]: Warum denn?) 

Die Beweislast liegt bei den betroffenen Arbeitneh-
mern. 

(Duve [SPD]: Ungeheuerlich!) 

Es ist eines der zentralen Probleme, ob man hier 
eine Beweislast zugunsten des sozial Starken um-
kehren kann, um den sozial Schwachen in Schutz 
zu nehmen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Zustimmung des Abg. Mann [GRÜNE] — 
Duve [SPD]: Das treibt den Laufs in die 
Flucht in die Sonne! — Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Wenn es zu Beginn der 80er Jahre auch stärkere 
Bemühungen um Arbeitssicherheit, Gesundheits-
schutz gegeben hat 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— gehen Sie einmal hin, vielleicht bin ich da sach-
kundiger als Sie; ich will an dieser Stelle nicht ver-
hehlen, daß die neue Gefahrstoffverordnung, die 
voraussichtlich im Herbst dieses Jahres in Kraft 
tritt, ein weiterer richtiger Schritt in die richtige 
Richtung ist —, so reichen diese betrieblichen Be-
mühungen alleine doch nicht aus, um die Probleme 
in den Griff zu bekommen. 
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Jetzt sage ich etwas, was Sie wieder reizen wird: 

Wir meinen, daß Betriebsräte, Vertrauensleute, Un-
fallvertrauensleute, daß die Belegschaften mehr 
Rechte erhalten und mehr an diesen für sie lebens-
notwendigen Fragen beteiligt werden sollen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Zustimmung des Abg. Mann [GRÜNE]) 

Da geht es nicht nur um die Mitbestimmung der 
Betriebsräte, da geht es auch um die Verbesserung 
betriebsverfassungsrechtlicher Normen, um mehr 
Qualifizierungsmaßnahmen für die Arbeitnehmer 
in Branchen, 

(Beifall bei der SPD) 

in denen mit den gefährlichen Stoffen der chemi-
schen Industrie umgegangen wird, um die Regelung 
betreffend Unterrichtungspflichten des Arbeitge-
bers über mögliche Gesundheitsgefährdungen, die 
auch nicht sehr ernst genommen werden. Es geht 
um Arbeitsschutz- und Unfallverhütungsvorschrif-
ten zur Berücksichtigung chemischer Gefahren für 
Mensch und Umwelt. Die Sicherheitsdatenblätter 
müssen aussagekräftiger und verbindlicher wer-
den; ihre Zulänglichkeit für Arbeitnehmer, Vertrei-
ber und Kunden muß verbessert werden. Es geht 
um regelmäßige Information der Beschäftigten, die 
mit Chemikalien umgehen, über Wirkungsweisen 
und Gefahren der Stoffe sowie um eine generelle 
Informationspflicht darüber, ob ein Betrieb unter 
die Störfallverordnung fällt und welche Schutzmaß-
nahmen dort notwendig sind. 

Meine Damen, meine Herren, eine weitere Not-
wendigkeit wird es sein, die bestehenden Möglich-
keiten effektiver zu nutzen, geltendes Recht auch 
zu vollziehen und umzusetzen. 

So arbeitet beispielsweise die sogenannte MAK-
Kommission der Deutschen Forschungsgemein-
schaft für mich viel zu schwerfällig. Aus eigener 
Erfahrung weiß ich, wie lange es dauert, bis ein 
Arbeitsstoff unter Umständen als krebserzeugend 
anerkannt wird. Ich denke hier an Methylvinylke-
ton. Wir haben uns jahrelang herumgeplagt, daß 
dieser Stoff als krebserzeugend eingestuft wird. 
Was geschieht denn mit den Menschen, die in die-
sen Jahren des wissenschaftlichen Streites mit die-
sem Produkt arbeiten? 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Aber gefährliche Stoffe dürfen — das hat schon 
mein Kollege Müller gesagt — nicht erst aus dem 
Verkehr gezogen werden, wenn ihre Gefährlichkeit 
wissenschaftlich eindeutig nachgewiesen ist. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ein begründeter Verdacht müßte ausreichen, 

(Dr. Göhner [CDU/CSU]: Reicht doch aus!) 

bis zur endgültigen Klarstellung den Arbeitnehmer 
zu schützen. Er reicht nicht aus. 

(Dr. Göhner [CDU/CSU]: Aber selbstver

-

ständlich!) 

Deshalb darf nach meiner Meinung der Arbeits

-

schutz nicht zuungunsten des allgemeinen Umwelt

-

schutzes vernachlässigt werden; er muß vielmehr 
an Bedeutung gewinnen. 

Nach dem Chemikaliengesetz ist die dem Bun-
desministerium für Jugend, Familie, Frauen und 
Gesundheit unterstellte Anmeldestelle der Bundes-
anstalt für Arbeitsschutz in Dortmund für die Regi-
strierung aller neuen Arbeitsstoffe zuständig. Das 
muß auch weiterhin so bleiben. Dem Verdacht, daß 
der Arbeitsschutz dem Umweltbundesamt in Berlin 
und letztlich dem neuen Umweltministerium unter-
stellt werden soll, sollten wir keine Nahrung geben. 
Die bewährte Struktur — einerseits die Bundesan-
stalt für Arbeitsschutz als Anmeldestelle und Be-
wertungsstelle für Arbeitsschutz in Dortmund, an-
dererseits die Bewertungsstelle für Verbraucher-
schutz in Berlin und für die allgemeinen Umwelt-
schutzfragen das Umweltbundesamt in Berlin — 
sollte nach unserer Meinung nicht aufgegeben wer-
den. Behördlich integriert in ein allgemeines 
Schutzziel Umwelt würde der Arbeitsschutz viel-
leicht zu kurz kommen. Vielleicht würden wir hier 
an Wirksamkeit verlieren. 

Ob sich der neue Umweltminister, Herr Wall-
mann, jetzt als besonderer Kämpfer für die Verbes-
serung der Arbeitsbedingungen für die Menschen 
hervortun wird, bleibt abzuwarten. Er wird das zu 
beweisen haben. Ich habe da gewisse Zweifel; denn 
viele Arbeitnehmerrechte werden heute von dieser 
konservativen Regierung mit dem Argument aufge-
geben, beschäftigungshemmende Vorschriften ab-
zubauen. Hoffentlich werden nicht auch die Ar-
beitsschutzverordnungen irgendwann einmal die-
ser falschen Vorstellung geopfert. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Widerspruch bei der CDU/CSU) 

— Man muß das ja einmal sagen dürfen. 

Zum Abschluß will ich versuchen, vielleicht ge-
meinsame Ziele anzusteuern. Ein gemeinsames 
Ziel sollte sein, dafür zu sorgen, daß ein Konsens 
zwischen Herstellern, Arbeitnehmern, Verbrau-
chern und der Politik hergestellt wird. Dieser Kon-
sens ist Voraussetzung, daß die Betroffenen mitein-
ander reden, um gemeinsam Regelungen, Verord-
nungen, Gesetze, Verbindlichkeiten zu schaffen. 
Kompetenzen müssen klar geregelt werden, damit 
der Schutz von Verbrauchern und Beschäftigten ge-
sichert ist. Der Schwerpunkt meiner Rede lag auf 
dem Arbeitsschutz für die Beschäftigten. 

Wir als Sozialdemokratische Partei gehen davon 
aus, daß es in unserer Gesellschaft möglich sein 
muß, einen Konsens herzustellen, daß Chemietech-
nik und Chemieprodukte nützlich und notwendig 
sind, daß Chemietechnik und Chemieprodukte wett-
bewerbsfähig bleiben müssen, daß Chemieprodukte 
und Chemietechnik sicher sein können, daß Che-
mietechnik und Chemieprodukte gesundheitsför-
derlich und umweltverträglich sein können und 
müssen. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Alles richtig, aber 
unvereinbar mit dem, was Sie vorher ge-

sagt haben!) 
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Was wir als Politiker dazu beitragen können, soll

-

ten wir tun; denn es dient dem Menschen in dieser 
Gesellschaft. 

Ich bedanke mich. Die Zeit war zu knapp. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Lippold. 

Dr. Lippold (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! 

(Duve [SPD]: Herr Wallmann kriegt eine 
Mannschaft!) 

Die Union sieht als ihre vordringliche Aufgabe den 
Gesundheitsschutz der Bevölkerung an. Gesund-
heitsschutz, das heißt Vorsorge, das heißt Umwelt-
schutz, der vom Vorsorgeaspekt geleitet wird, das 
heißt frühzeitig vordenken, frühzeitig entscheiden, 
notwendige Entwicklungen nicht verpassen. Ich 
sage eines darüber hinaus: Wir verbinden Umwelt-
schutz und Gesundheitsschutz mit der Sicherstel-
lung wirtschaftlicher Zielsetzungen, mit der Siche-
rung und dem Ausbau von Beschäftigung, mit der 
Humanisierung, Herr Reimann, der Arbeit, mit Ar-
beitsschutz. Ich sage Ihnen gleich: Es ist doch eine 
sehr billige Methode — ich kann es nicht anders 
werten —, wenn Sie sich hier hinstellen und so tun, 
als wolle die Union den Arbeitsschutz, den sie ver-
bessert hat, abbauen. Was sollen denn diese Ver-
dächtigungen, für die Sie keine Anhaltspunkte ha-
ben und mit denen Sie lediglich Stimmung machen 
wollen? Ich bedaure diese Form der Unterstellung. 
Herr Kollege Reimann, es ist doch unter unserem 
Niveau, so miteinander umzugehen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Zurufe 
von der SPD) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, lassen 
Sie mich noch etwas zur Vorsorge sagen, denn der 
Kollege Müller hat hier vorhin so getan, als habe 
Herr Laufs den Vorsorgeaspekt nicht in den Vor-
dergrund gestellt. Wir haben das Chemikalienge-
setz. Wir wenden es an. Wir entwickeln es weiter. 
Wir haben die Gefahrstoffverordnung jetzt fertig. 
Wir sind dabei, die Altstoffe aufzuarbeiten, und wir 
beschleunigen diese Prozesse. Und jetzt stellen Sie 
sich hin, springen auf einen bereits in voller Fahrt 
befindlichen Zug bzw. versuchen dies und tun so, 
als beginne mit Ihrem Antrag alles erst heute. 
Meine Damen und Herren, das ist falsch. 

(Duve [SPD]: So spricht einer, der in der 
Defensive ist!) 

Unsere Verantwortung beinhaltet, daß wir dies 
frühzeitig angepackt haben, daß wir dies weiter ver-
bessern. Wir warten ja eigentlich auf Anregungen, 
auf Initiativen von Ihnen. 

(Tatge [GRÜNE]: Was haben Sie denn 
beim Abfallbeseitigungsgesetz gemacht?) 

Sie sind doch die kraftloseste Opposition in diesem 
Hause. Wir würden gern mehr von Ihnen aufneh

-

men und umsetzen, weil wir ehrlich zugeben, daß 

wir auch von anderen lernen können. Wir haben die 
Weisheit nicht allein gepachtet. 

(Abg. Stahl [Kempen] [SPD] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Lippold (CDU/CSU): Nein. 

Lassen Sie mich noch einige weitere Bemerkun-
gen gerade zum Bereich der chemischen Industrie 
machen. Das ist ein Bereich, in dem fast 600 000 
Menschen Arbeit finden und in dem 35 000 Ausbil-
dungsplätze bereitgestellt werden. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Wer stellt das denn 
in Frage?) 

Sie kennen die Bedeutung dieser Fragestellung of-
fensichtlich gar nicht. Wer — wie ich — aus dem 
Gebiet des Untermains kommt, wo sich eines der 
Zentren der Chemie befindet, der weiß, was das für 
die dort Ansässigen, für die Bevölkerung bedeutet. 

(Duve [SPD]: Das ist doch die Schlacht von 
vorgestern!) 

— Und dann verlieren Sie, Herr Duve, nur einen 
positiven Satz über die Chemie, und danach werden 
gleich all die apokalyptischen Bilder gemalt, die Sie 
auch draußen im Lande malen. Dann kommt die 
Assoziation: Chemie und tote Fische. 

(Duve [SPD]: Der Wallmann hat mir doch 
zugestimmt!) 

Dann kommen die großen Katastrophen. Herr 
Duve, dabei können Sie in diesem Land doch immer 
nur mit den Katastrophen, die draußen stattfinden, 
argumentieren. Sie argumentieren mit Bhopal, Sie 
argumentieren mit Union Carbide, aber Sie argu-
mentieren hier nicht mit aktuellen Fällen aus der 
Bundesrepublik Deutschland. Herr Reimann — 
darauf angesprochen — muß bis in die 20er Jahre 
und bis zum Anfang der 40er Jahre zurückgehen. In 
welchen Zeithorizonten denken Sie denn? 

(Dr. Hauff [SPD]: Boehringer, Hamburg! — 
Weitere Zurufe von der SPD) 

— Herr Hauff, Sie wissen doch selbst, daß es hier 
anders ist. Ich nenne Ihnen jetzt einmal Zahlen. 
Noch 1960 hatten wir in der Chemie 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Sagen Sie mal was 
zu Boehringer, Hamburg!) 

ca. 110 Arbeitsunfälle auf 1 000 vollbeschäftigte Ar-
beitnehmer im Jahr. Heute sind es noch 37. 

(Dr. Hauff [SPD]: Sonnenschein!) 

Das heißt: Die Sicherstellung der Arbeits-
plätze — — 

(Dr. Hauff [SPD]: Firma Sonnenschein!) 

— Herr Hauff, wenn Ihnen nicht mehr als derartig 
billige Zwischenrufe einfallen, 

(Duve [SPD]: Wieso? Das ist für unser 
Land sehr teuer geworden! Ein teurer Post-
minister mit Sonnenschein! — Weitere Zu-

rufe von der SPD und den GRÜNEN) 
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dann — das muß ich ganz ehrlich sagen — zweifle 
ich daran, wie Sie hier in Zukunft qualifizierte Bei-
träge zur Argumentation in diesem Hause leisten 
wollen. Ich weiß nicht, woher Sie die Orientierungs-
punkte nehmen wollen. 

(Dr. Hauff [SPD]: Was ist mit Boehrin

-

ger?) 

— Herr Hauff, das ist doch völlig unter Niveau. Sie 
wissen doch übrigens selbst, daß Ihre hessischen 
Freunde sämtliche Vorwürfe haben fallenlassen. 
Nur, das nehmen Sie gezielt nicht zur Kenntnis. Ich 
frage mich, was Sie — wenn überhaupt — lesen. 

(Zurufe von der SPD) 

Herr Müller hat gesagt, Chemiepolitik sei im we-
sentlichen Verpflichtung zum staatlichen Handeln 
und zum staatlichen Eingriff. Wir sehen dies an-
ders. Wir setzen auf Kooperation. Wir setzen darauf, 
daß sich Bewußtseinsprozesse auch im Bereich der 
chemischen Wirtschaft vollziehen. 

(Zurufe von der SPD) 

— Nein, es hat in der Vergangenheit eine gute Ko-
operation gegeben, zum Wohle aller Beteiligten und 
der Bevölkerung in diesem Land. Wir werden wei-
ter an diesem Prinzip arbeiten. 

Sehen Sie sich einmal an, wie der Umdenkungs-
prozeß heute aussieht. Wir haben Gespräche ge-
führt. In der Chemie wird heute davon gesprochen, 
daß die chemische Industrie für ihre Produkte in 
eigener Verantwortung erforderliche Maßnahmen 
treffen wird. Es wird von Beratung, Verbraucher-
aufklärung, von der Entwicklung besserer Produk-
te, von der Mitwirkung bei der Entwicklung von 
Entsorgungskonzepten gesprochen; selbst die Che-
mie spricht bereits davon, sie werde, wenn die Vor-
sorge für Gesundheit und Umwelt es erfordere, un-
geachtet der wirtschaftlichen Interessen auch die 
Vermarktung von Produkten einschränken oder die 
Produktion einstellen. Dies gilt auch für die soge-
nannten Altstoffe. Meine Damen und Herren, das 
sind Prozesse, die wir mit initiieren, damit alle, die 
es angeht, eigenständig Umweltschutz, Arbeits-
schutz, Gesundheitsschutz betreiben. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Sagen Sie etwas 
zur Freiwilligkeit der Sanierung der Altla

-

sten! Sagen Sie dazu etwas!) 

Jetzt will ich Ihnen noch eines sagen. Wir haben 
allerdings auch deutlich gemacht — darüber lassen 
wir überhaupt keinen Zweifel aufkommen —, daß, 
wenn Kooperation, wenn freiwillige Vereinbarun-
gen nicht greifen, wir ganz entschlossen handeln 
und durchgreifen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Wo denn?) 

Das haben wir in der Vergangenheit bewiesen. 

(Tatge [GRÜNE]: Was zahlt der BDI dies

-

mal?) 

Das tun wir auch jetzt. 

(Mann [GRÜNE]: Eine Glanzstoffrede ist 
das!) 

Wir haben bewiesen, daß wir zum Handeln im Um

-

weltschutz bereit und willig sind. Die Großfeue

-

rungsanlagen-Verordnung ist bei Ihnen liegenge-
blieben, ebenso Bundes-Immissionsschutzgesetz, 
Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft. Wir 
haben Entscheidendes verändert, 

(Tatge [GRÜNE]: Sie haben das Abfallge-
setz verwässert!) 

und zwar unter dem Aspekt: erst vermeiden, Gefah-
ren erst gar nicht entstehen lassen; erst wenn nicht 
vermieden werden kann, Risiken so einschränken, 
daß sie keine mehr sind, oder dann wenn es absolut 
nicht anders geht, auch zum Verbot greifen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Das ist ja Dirigismus! 
Staatsdirigismus!) 

Davor haben wir uns nicht gescheut. Wir haben bei 
entsprechenden Stoffen auch die entsprechenden 
Maßnahmen ergriffen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. Hauff? 

Dr. Lippold (CDU/CSU): Ja. 

(Mann [GRÜNE]: Auf einmal! Donnerwet-
ter! — Beifall des Abg. Mann [GRÜNE]) 

Dr. Hauff (SPD): Herr Kollege, gehört zu der Ent-
schlossenheit zum Handeln auch, daß Sie bereit 
sind, die verschuldensunabhängige Haftung und die 
Umkehr der Beweislast in unserem Land einzufüh-
ren? 

Dr. Lippold (CDU/CSU): Herr Kollege Hauff, Sie 
wissen genau, daß die verschuldensunabhängige 
Haftung ein unheimlich komplexer Bereich ist, 

(Lachen bei der SPD) 

den Sie nicht einfach mit einem Halbsatz hier ab-
handeln und so tun können, als wäre damit das Pro-
blem gelöst. Außerdem erreichen Sie mit der ver-
schuldensunabhängigen Haftung keinen konkreten 
Fortschritt für die Betroffenen. 

(Duve [SPD]: Eine unheimlich komplexe 
Antwort!) 

Wir setzen dort an, wo es um konkrete Fortschritte 
für die Betroffenen geht: bei der Vermeidung von 
Schadstoffen, bei der Vermeidung von Gefahren, 
bei der Einführung des Konzepts des integrierten 
Umweltschutzes. Wir tun dabei all dies, Herr Hauff, 
was Sie in Ihrer Tätigkeit als Minister nicht getan 
haben, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

etwa beim Katalysatorauto. Dort haben Sie die Pro-
bleme überhaupt nicht gesehen. Wir hätten schon 
viel mehr arbeiten können, Herr Kollege Hauff, 
wenn Sie in den vergangenen Jahren nicht so hem-
mungslos geschlafen 

(Lachen bei der SPD und den GRÜNEN) 

und die Probleme nicht gesehen hätten. Jetzt, wo 
wir Sie wach gemacht haben, kommen Sie mit der 
Zweitklässlerstrategie. Ich will Ihnen auch sagen, 
was eine Zweitklässlerstrategie ist. Unsere kleinen 
Buben und Mädchen können nämlich in der zwei- 
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ten Schulklasse bereits entscheiden, ob eine Zahl 
größer als die andere oder kleiner als die andere ist. 
Damit operieren Sie. Legen wir einen Positivwert 
vor, verdoppeln Sie ihn; denn Sie wissen ja, was grö-
ßer ist. Legen wir einen Negativwert vor, halbieren 
Sie ihn, ohne die Konsequenzen zu belegen. 

(Duve [SPD]: Das ist hemmungsloses 
Schlafverhalten!) 

Herr Hauff, wenn ich den Zweitkläßlervergleich ge-
wählt habe, spricht das natürlich nicht gegen un-
sere Buben und Mädchen — damit wir uns hier völ-
lig richtig verstehen. 

(Duve [SPD]: Wenn Sie vom hemmungslo

-

sen Schlafen sprechen, müssen Sie die Bu

-

ben und Mädchen rauslassen! Er kann 
nicht Kinder reinnehmen, wenn er vom 

hemmungslosen Schlafen spricht!) 

Vizepräsident Westphal: Gestatten Sie dem Zweit-
kläßler eine weitere Zwischenfrage oder nicht? 

Dr. Lippold (CDU/CSU): Eine letzte. 

Dr. Hauff (SPD): Herr Kollege, nachdem Sie eben 
eine Würdigung der Arbeit Ihres jetzigen Koali-
tionspartners Gerhart Baum vorgenommen haben, 
möchte ich Sie gern fragen, ob Ihnen eigentlich 
bekannt ist, daß die verschuldensunabhängige Haf-
tung und die Umkehr der Beweislast in Japan zu 
einer Vermeidung von umweltgefährdenden Che-
mikalien geführt haben? 

(Zuruf von der SPD: Japan ist ja auch ein 
sozialistisches Land!) 

Dr. Lippold (CDU/CSU): Sie wissen doch, Herr 
Hauff, daß wir völlig unabhängig davon im Umwelt-
schutz mittlerweile weiter sind als die Japaner. Das 
gilt für nahezu sämtliche Bereiche. Wenn Sie sich 
vor Ort informieren, wissen Sie das. Sie müssen das 
aber tun. Ein Weiteres darf ich Ihnen auch sagen, 
Herr Hauff, wenn Sie schon den Herrn Kollegen 
Baum ansprechen. Der Herr Kollege Baum hat 
deutlich zum Ausdruck gebracht, daß er in dieser 
Koalition und mit diesem Kanzler die Umwelt-
schutzpolitik durchsetzen konnte, die er mit Ihnen 
nicht durchsetzen konnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das ist Originalton Baum. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Das ist gar nicht 
wahr!) 

Das müssen Sie ganz einfach zur Kenntnis nehmen, 
Herr Hauff. Das setzt natürlich voraus, daß man 
sich fachkundig macht und daß man nicht nur mit 
neuen Wortschöpfungen — sprich: sozialer Netto-
nutzen — arbeitet. Wie wollen Sie dieses quantifi-
zieren? Wie wollen Sie dieses verifizieren? Wir ha-
ben die Diskussion in der deutschen Wissenschaft 
gehabt. Wir haben die Diskussion im internationa-
len Bereich — im Rahmen der OECD — gehabt. Es 
hat sich gezeigt, daß dies kein praktikables Instru-
ment ist. Herr Hauff, im Erfinden von schönen 

Schlagworten sind Sie manchmal — das konzediere 
ich Ihnen — ausgesprochen gut. 

(Duve [SPD]: Da ist Geißler der Weltmei- 
ster!) 

In der praktischen Politik allerdings fehlen Ihnen 
die vernünftigen Ansatzpunkte. 

Wir sagen: Wir werden. die Chemiepolitik weiter-
betreiben wie bisher, und zwar mit Augenmaß. Wir 

werden Verbesserungen schaffen. Wir werden nach 
dem Vorsorgeprinzip arbeiten, 

(Tatge [GRÜNE]: Weiter im Interesse der 
chemischen Industrie!) 

und wir werden dafür sorgen, daß die Menschen in 
diesem Land ohne Angst leben können, weil wir 
Gesundheitsschutz als Aufgabe sehr, sehr ernst 
nehmen. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Tatge [GRÜNE]: Nichts als Phrasen!) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Ich schließe die Aussprache. Gemäß einer Verein-
barung im Ältestenrat wird vorgeschlagen, die Vor-
lagen zu den Tagesordnungspunkten 25b und 25 c 
auf den Drucksachen 10/5181 und 10/5007 an die in 
der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse zu 
überweisen. Gibt es dazu anderweitige Vorschläge? 
— Das ist nicht der Fall. Dann sind die Überweisun-
gen so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, ich rufe nunmehr 
auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 10/5655 — 

Ich brauche den Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisters für Verkehr nicht aufzurufen, weil die Fra-
gen 38 und 39 des Abgeordneten Löffler und 40 des 
Abgeordneten Dr. Schwenk (Stade) von den Frage-
stellern zurückgezogen worden sind. 

Ich komme zum Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisters für innerdeutsche Beziehungen. Zur Beant-
wortung der Fragen steht der Parlamentarische 
Staatssekretär Dr. Hennig zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 2 des Abgeordneten Schreiner 
auf: 

Trifft die Auffassung des CDU-Fraktionsvorsitzenden im 
Stadtrat von Saarlouis zu, wonach der Bundesminister für 
innerdeutsche Beziehungen und der Kanzleramtsminister 
die Partnerschaftsvereinbarung zwischen Saarlouis und Ei-
senhüttenstadt in offiziellen Stellungnahmen begrüßt haben 
(siehe Saarbrücker Zeitung vom 31. Mai 1986)? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Hennig, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für innerdeutsche Beziehungen: Herr Kollege 
Schreiner, es ist nicht richtig, daß der Bundesmini-
ster für innerdeutsche Beziehungen und der Chef 
des Bundeskanzleramtes die Vereinbarung zwi-
schen Saarlouis und Eisenhüttenstadt mit offiziel-
len Stellungnahmen begrüßt haben. 
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Richtig ist vielmehr: Ich habe für die Bundesre-

gierung das Zustandekommen eine partnerschaftli-
chen Verbindung zwischen Saarlouis und Eisenhüt

-

tenstadt begrüßt und dabei allerdings auch deutlich 
gemacht, daß der bürgerschaftliche Austausch der 
Kerngedanke einer kommunalen Partnerschaft 
sein muß. 

Zu Form und Inhalt der konkreten Vereinbarung 
zwischen Saarlouis und Eisenhüttenstadt habe ich 
mich hingegen nicht geäußert. Zu der Vereinbarung 
zwischen Saarlouis und Eisenhüttenstadt vertritt 
die Bundesregierung folgende Auffassung: Die Ver-
einbarung zwischen Saarlouis und Eisenhütten-
stadt über die Begründung einer Städtepartner-
schaft vom April dieses Jahres enthält einzelne For-
mulierungen, die als nicht glücklich angesehen wer-
den müssen. Das gilt insbesondere für bestimmte 
politische Aussagen, die mit dem Ziel einer Städte-
partnerschaft nicht unmittelbar im Zusammenhang 
stehen. 

Andererseits enthält die Vereinbarung wertvolle 
Ansätze für bürgerschaftliche Aktivitäten und ge-
genseitige Begegnungen, die Voraussetzungen ei-
nes funktionierenden Partnerschaftsverhältnisses 
sind. Es bleibt abzuwarten, wie diese Möglichkeiten 
in der Zukunft genutzt werden können.  

Der in Ihrer Frage zitierte Artikel der „Saarbrük-
ker Zeitung" vom 31. Mai 1986 bezieht sich dagegen 
auf einen Schriftsatz, der offensichtlich nur in Aus-
zügen wiedergegeben worden ist und der die Posi-
tion der Bundesregierung nicht authentisch wieder-
gibt. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Schreiner. 

Schreiner (SPD): Da Sie sagen, nach Auffassung 
der Bundesregierung seien in der Vereinbarung 
einzelne Formulierungen zu finden, die die Bundes-
regierung für „nicht glücklich" hält: Sind Sie denn 
in der Lage zu präzisieren, um welche Formulierun-
gen es sich handelt, und wäre es zutreffend, zu ver-
muten, daß der Text in der Vereinbarung, in dem 
die beiden Städte erklären, daß sie das Streben der 
Völker nach Frieden, Abrüstung und Verständigung 
unterstützen wollen, die Formulierung enthält, die 
die Bundesregierung für unglücklich hält, und 
wenn ja, mit welcher Begründung? 

Dr. Hennig, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schreiner, ich will vorweg sagen, daß die Bundesre-
gierung generell Partnerschaften zwischen Städten 
in Deutschland außerordentlich begrüßt und dies 
immer wieder über Jahre hinweg sehr deutlich als 
ihre Politik kenntlich gemacht hat. 

Ich will aber genauso deutlich hinzufügen, daß 
diese erste Vereinbarung einzelne Formulierungen 
enthält, bei denen wir uns z. B. fragen, ob es nun 
unbedingt im Mittelpunkt kommunaler Kompeten-
zen steht, z. B. zu Fragen des Wettrüstens Stellung 
zu nehmen. Ebenso muß man natürlich fragen, ob 
die Sachkunde in einer Kommune so groß ist, um 
z. B. den Grundlagenvertrag im einzelnen zu inter-
pretieren, einzelne Bestandteile nach vorne zu zie-
hen, indem sie erwähnt werden, und andere, in un

-

seren Augen ebenfalls wichtige Bestandteile aus 
dem Grundlagenvertrag im Zusammenhang wegzu-
lassen. Ich komme schließlich zu der Wertung: Es 
ist ein Schritt nach vorn. Aber diese erste Vereinba-
rung enthält auch problematische Elemente, die wir 
bei den künftigen Vereinbarungen, die hoffentlich 
folgen werden, vermeiden sollten. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Schreiner. 

Schreiner (SPD): Herr Staatssekretär, wäre die 
Bundesregierung denn in der Lage, zur Kenntnis zu 
nehmen, daß in der Vereinbarung die Frage des 
Wettrüstens weder im Mittelpunkt steht noch aus-
drücklich erwähnt worden ist, sondern daß dort 
eine allgemeine Absichtserklärung zu finden ist, 
daß sich die Räte beider Städte an den Bemühun-
gen um Abrüstung beteiligen wollen? 

Wäre die Bundesregierung bereit, ebenfalls zur 
Kenntnis zu nehmen, daß die in der „Saarbrücker 
Zeitung" vom 12. Juni dieses Jahres zitierte Äuße-
rung von Bundesminister Windelen — ich zitiere 
mit Erlaubnis des Präsidenten: „Bundesminister 
Windelen riet dazu, möglichst viele bürgerschaftli-
che Partnerschaftsvorhaben konkret zu vereinba-
ren, und zwar in verbindlichen Arbeitsprogrammen 
anstatt, wie im Falle von Saarlouis und Eisenhüt-
tenstadt, in unverbindlichen Empfehlungen" — in-
soweit völlig falsch ist, als in den Vereinbarungen 
ein eindeutig fixiertes Jahresarbeitsprogramm ent-
halten ist und darüber hinaus in Form von denkba-
ren Möglichkeiten der nächsten Jahre auch Emp-
fehlungen enthalten sind, über die noch zu beraten 
ist? 

Dr. Hennig, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schreiner, zunächst einmal empfehle ich, was das 
Wettrüsten betrifft, die Vereinbarung noch einmal 
nachzulesen. Sie sagten, es sei nicht ausdrücklich 
erwähnt. Ich zitiere wörtlich: 

Sie 

— die Abkommenspartner — 

treten dafür ein, daß das Wettrüsten in allen 
Bereichen beendet bzw. verhindert wird. 

Es ist also zunächst einmal nicht richtig, daß es 
dort nicht erwähnt worden sei; es ist ausdrücklich 
angesprochen worden. 

Was die Äußerung von Herrn Minister Windelen 
betrifft: Er hat in der Tat immer wieder darauf hin-
gewiesen, daß wir solche Partnerschaften brauchen, 
daß sie einen konkreten Inhalt haben müssen. 

Er hat das in seinem Treffen mit den kommuna-
len Spitzenverbänden in der vergangenen Woche 
dann sehr spezifiziert auf die Punkte gebracht, die 
wir für die-  wesentlichen halten. So weit, so gut. Er 
gehörte zu dem Zeitpunkt, als er dort zitiert wurde, 
nicht zu denen, auf die man sich berufen konnte. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 3 des 
Herrn Abgeordneten Schreiner auf: 

Welche konkreten Weisungen durch die Bundesregierung 
hatte ein Mitarbeiter der Ständigen Vertretung der Bundes-
republik Deutschland in Ost-Berlin vor und während der 
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Verhandlungen über die Städtepartnerschaft zwischen Saar

-

louis und Eisenhüttenstadt zu erfüllen, und war ihm die im 
nachhinein erhobene Kritik der Bundesregierung von ihrer 
inhaltlichen Seite zum Zeitpunkt der Vertragsverhandlungen 
bekannt? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Hennig, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schreiner, in meiner schriftlichen Antwort auf Ihre 
Anfrage vom 3. Juni habe ich Ihnen mitgeteilt, daß 
ein Mitarbeiter der Ständigen Vertretung der Bun-
desrepublik Deutschland bei der DDR nach Ab-
stimmung mit dem Oberbürgermeister von Saar

-

louis im Rahmen der üblichen Aufgaben der Ständi-
gen Vertretung als Begleiter und Beobachter an 
dem Besuch der Delegation aus Saarlouis in Eisen -
hüttenstadt vom 22. bis 24. April teilgenommen hat. 
Der im Anschluß an die vorgenannten Verhandlun-
gen paraphierte Vertrag wurde der Bundesregie-
rung erst nach den Verhandlungen in Eisenhütten-
stadt bekannt. Während der Verhandlungen konnte 
der Mitarbeiter der Ständigen Vertretung die Be-
wertung des Entwurfs durch die Bundesregierung 
noch nicht kennen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Schreiner. 

Schreiner (SPD): Herr Staatssekretär, ich darf 
noch eine Anschlußfrage insoweit formulieren, als 
ich eben in meiner Frage auszudrücken versucht 
habe, daß die Auffassung der Bundesregierung, die 
Stellungnahme der Städte zum Wettrüsten stünde 
im Mittelpunkt der Vereinbarung, so nicht zutrifft. 

Vizepräsident Westphal: Nein, Herr Kollege 
Schreiner, das müssen Sie nachher mündlich mit-
einander ausmachen. Jetzt müssen Sie eine Zusatz-
frage stellen. 

Schreiner (SPD): Dann stelle ich die Zusatzfrage: 
Hat der Beamte der Ständigen Vertretung, der an-
läßlich der Verhandlungen anwesend war, die Ver-
handlungsführer der Stadt Saarlouis darauf hinge-
wiesen, daß eine Äußerung der Stadt Saarlouis, wo-
nach man sich dafür ausspreche, das Wettrüsten zu 
beenden bzw. zu verhindern, nicht im Interesse der 
Bundesregierung ist? Wenn nein, warum nicht? 

Dr. Hennig, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schreiner, wir haben heute vormittag noch einmal 
mit dem zuständigen Mitarbeiter gesprochen, der 
— ich muß jetzt in Richtung auf den Kollegen Lo-
renz schauen — dem Bundeskanzleramt und nicht 
unserem Hause untersteht. Insofern ist es nicht das 
übliche Verfahren. Aber ich habe mich selbst noch 
einmal sachkundig machen wollen. 

Da er bei den Verhandlungen als Beobachter an-
wesend gewesen sei, habe er das Entstehen des 
Textes der Vereinbarung verfolgen können. Beim 
Abschluß der Vereinbarung ist er allerdings gar 
nicht mehr dabeigewesen. 

Zum Inhalt hat er sich — ich glaube, damit hat er 
sich durchaus korrekt verhalten — weder positiv 
noch negativ geäußert. Er habe lediglich die gute 
Verhandlungsatmosphäre gewürdigt und grund

-

sätzlich das Zustandekommen einer ersten Städte-
partnerschaft und den Weg dahin hervorgehoben. 

Ich glaube also, daß man auf der Stellungnahme 
dieses Mitarbeiters nicht weiter herumreiten sollte. 
Er hat eine solche Stellungnahme nicht abgege-
ben. 

Vizepräsident Westphal: Eine letzte Zusatzfrage, 
Herr Schreiner. 

Schreiner (SPD): Das war auch gar nicht meine 
Frage, Herr Staatssekretär. Sie haben sich erfolg-
reich darum bemüht, die Frage nicht zu beantwor-
ten. Deshalb möchte ich sie insoweit wiederholen, 
als ich nochmals frage: Ist die Stadt Saarlouis von 
seiten der Bundesregierung über die Ständige Ver-
tretung darauf hingewiesen worden, daß es nicht im 
Interesse der Bundesregierung läge, wenn man sich 
im Rahmen einer Städtevereinbarung für die Ver-
hinderung des Wettrüstens ausspräche? Ist die Bun-
desregierung der Auffassung, daß diese ständige 
Kritikasterei — mal ja, mal nein; niemand weiß 
eigentlich so recht, was denn nun die Haltung der 
Bundesregierung ist — für das Bemühen von 300 
weiteren bundesdeutschen Städten um Partner-
schaften mit Städten aus der DDR förderlich ist? 

Dr. Hennig, Parl. Staatssekretär: Also, den letzten 
Teil Ihrer Frage möchte ich Ihnen mit einem klaren 
Ja beantworten. Ich glaube in der Tat, daß unsere 
Aufgabe darin liegt, die vielen weiteren Städte und 
Kommunen in den Stand zu versetzen, in dem wir 
sie beraten — sie schließen das j a in eigener Zu-
ständigkeit ab —, die Dinge in den Mittelpunkt zu 
stellen, die wir bei einer solchen Partnerschaft für 
die wesentlichen halten, und das sind nun einmal 
nicht kommunale Stellungnahmen zum Wettrüsten 
und andere Dinge mehr, die in bundespolitischer 
Kompetenz zu sehen sind. 

Vizepräsident Westphal: Wir sind damit am Ende 
dieses Geschäftsbereichs. Ich bedanke mich beim 
Staatssekretär für die Beantwortung der Fragen. 

Ich rufe nun den Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisters für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit auf. Zur Beantwortung der Fragen steht der 
Bundesminister Dr. Wallmann zur Verfügung. 

Die Frage 41 des Abgeordneten Würtz soll auf 
Wunsch des Fragestellers schriftlich beantwortet 
werden. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 42 des Abgeordneten Dr. 
Schroeder (Freiburg) auf: 

Entsprechen nach Kenntnis der Bundesregierung die Si-
cherheitsstandards des französischen Kernkraftwerks Fes-
senheim am Oberrhein den deutschen Sicherheitsstandards 
für Kernkraftwerke, oder gibt es hinsichtlich der Konstruk-
tion, des Betriebs und der Überwachung Unterschiede? 

Bitte schön, Herr Minister. 

Dr. Wallmann, Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit: Danke sehr. — Herr 
Abgeordneter, ich beantworte die Frage wie folgt: 
Für die Sicherheit von Kernkraftwerken gibt es in-
ternational anerkannte Rahmenempfehlungen, ins-
besondere im Nuclear Safety Standards Program 
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der Internationalen Atomenergie-Agentur. Diese 
Mindestanforderungen sind Grundlage der nationa-
len Sicherheitsanforderungen, die ihrerseits auch 
die spezifischen Aspekte für den jeweiligen Staat 
berücksichtigen. Demzufolge bestehen Unter-
schiede in der technischen Auslegung und bei den 
Genehmigungs- und Aufsichtsverfahren. 

Um die Sicherheit grenznaher ausländischer 
Kraftwerke und deren mögliche grenzüberschrei-
tenden Auswirkungen beurteilen zu können, hat die 
Bundesregierung jeweils auf bilateraler Ebene ei-
nen frühzeitigen und umfassenden Informations-
austausch sichergestellt, in den auch die Behörden 
und Sachverständigen der betroffenen Bundeslän-
der einbezogen werden. 

Seit 1972 bestehen enge Kontakte der zuständi-
gen deutschen und französischen Behörden, die 
1976 durch ein Verwaltungsabkommen formal gere-
gelt wurden. Dies hat zur Einrichtung der Deutsch-
französischen Kommission für Fragen der Sicher-
heit kerntechnischer Einrichtungen geführt. Im 
Rahmen der Arbeit dieser Kommission wurde u. a. 
ein sicherheitstechnischer Vergleich der Kernkraft-
werke Fessenheim und Neckarwestheim erarbeitet, 
den der Bundesminister des Innern im August 1977 
veröffentlicht hat. 

In der zusammenfassenden Bewertung des Be-
richts heißt es u. a. — und mit diesem Zitat, das 
etwas umfänglicher ist, will ich die Frage abschlie-
ßend beantworten —: 

Die Arbeiten dieser Gruppen haben gezeigt, 
daß es schwierig ist, auf allen Gebieten einen 
detaillierten sicherheitstechnischen Vergleich 
durchzuführen, wenn die Systeme selbst bzw. 
ihre Auslegungsgrundlagen unterschiedlich 
sind. Das gewählte Vorgehen hat jedoch die 
Möglichkeit gegeben, die relevanten Punkte ei-
nem sicherheitstechnischen Vergleich zu unter-
ziehen .. . 

Man kann zusammenfassend sagen, daß die an 
beide Anlagen gestellten sicherheitstechni-
schen Anforderungen vergleichbar sind, die zur 
Lösung der Probleme gewählten Methoden je-
doch teilweise unterschiedlich .. . 

Hinsichtlich der betrachteten Störfälle konnte 
festgestellt werden, daß bei beiden Anlagen der 
Schutz der Bevölkerung vor Gefahren gewähr-
leistet ist: einerseits durch vorbeugende 
Schutzmaßnahmen (Qualitätssicherung, Ausle-
gung, ausreichende Dimensionierung), die das 
Auftreten solcher Störfälle unwahrscheinlich 
machen, andererseits durch redundante und 
zuverlässige Schutz- und Sicherheitssysteme. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Dr. Schroe-
der. 

Dr. Schroeder (Freiburg) (CDU/CSU): Herr Bun-
desminister, nach Presseberichten soll um den Re-
aktor Fessenheim nur ein Stahlmantel von sechs 
Millimeter und kein Berstschutz bestehen: Wie be-
urteilen Sie diese Pressemitteilungen, und wie be-
urteilen Sie die Gefahr bei einem Flugzeugabsturz 

auf das Kernkraftwerk Fessenheim bei der gegebe-
nen, vorgetragenen Sachlage? 

Dr. Wallmann, Bundesminister: Herr Abgeordne-
ter, ich kann diese Frage im Moment nicht beant-
worten. Ich beantworte sie gern schriftlich. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben eine weitere 
Zusatzfrage. Bitte schön, Herr Dr. Schroeder. 

Dr. Schroeder (Freiburg) (CDU/CSU): Ich habe 
eine weitere Zusatzfrage. Wie beurteilen Sie die 
Forderungen der SPD Baden-Württemberg nach ei-
nem sofortigen Abschalten des Strombezugs vom 
Kernkraftwerk Fessenheim, also nach einer Kündi-
gung der Stromlieferungsverträge mit der Électrici-
té de France, hinsichtlich der Stromversorgung in 
der Bundesrepublik Deutschland, insbesondere im 
badischen Landesteil von Baden-Württemberg? 

Dr. Wallmann, Bundesminister: Herr Abgeordne-
ter, mir sind diese Forderungen der SPD Baden-
Württemberg nicht bekannt. Im übrigen darf ich 
aber darauf hinweisen, daß der Bericht, aus dem ich 
zitiert habe, 1977 erstellt worden ist, also unter der 
Verantwortung der SPD, des damaligen Bundes-
kanzlers Schmidt verfaßt worden ist. Ich weiß nicht, 
ob es hier eine totale Veränderung in der Haltung 
der SPD konkret zu diesen beiden Kernkraftwer-
ken gegeben hat. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Bundesminister, nun 
hat der Herr Bundeskanzler bei seinem letzten Ge-
spräch in Paris mit dem Herrn Präsidenten Mitter-
rand — so war es jedenfalls in der deutschen Presse 
angekündigt — das Thema der Sicherheit der Kern-
kraftwerke mit dem Ziel angesprochen — wenn ich 
das in der Zeitung richtig gelesen habe, das war 
auch Verlautbarung von seiten der Mitglieder der 
Bundesregierung —, die Sicherheit der Kernkraft-
werke insgesamt zu erhöhen. Dies würde sich na-
türlich auch auf die vom Kollegen Dr. Schroeder 
angesprochenen Kernkraftwerke beziehen. Können 
Sie schon etwas darüber sagen, wie diese Gesprä-
che verlaufen sind? 

Dr. Wallmann, Bundesminister: Wir befinden uns, 
Herr Abgeordneter, j a noch in Vorverhandlungen. 
Ich entnehme Ihrer Frage, daß Sie mit mir der Auf-
fassung sind, daß die Initiative des Herrn Bundes-
kanzlers, zu dieser internationalen Konferenz ein-
zuladen, von Ihnen ausdrücklich akzeptiert und gut-
geheißen wird. 

Unser Ziel ist natürlich, weltweit die Sicherheits-
standards zu erreichen, die wir in der Bundesrepu-
blik Deutschland bereits erreicht haben. Wieviel Er-
folg wir damit haben werden, vermag ich, Herr Ab-
geordneter, im Augenblick nicht abzuschätzen. 

Ich sage in aller Ehrlichkeit: Ich möchte hier 
nicht eine falsche Erwartungshaltung wecken. Denn 
an dem, was wir heute sagen, werden wir drei Tage 
später alle miteinander gemessen werden. Es wer- 
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den sehr, sehr schwierige Verhandlungen werden. 
Darüber bin ich mir im klaren. Ich mache mir die 
Dinge auch nicht einfach, indem ich sage: Wir wer-
den die größten Schwierigkeiten mit den Ländern 
des Ostblocks haben. Wir werden auch innerhalb 
der EG schwierige Verhandlungen durchzustehen 
haben. Am Mittwoch voriger Woche bin ich in Lu-
xemburg bei der Konferenz des Ministerrats gewe-
sen, die sich mit anderen Themen beschäftigte. Ich 
habe einen Vorgeschmack bekommen, wie schwie-
rig die Verhandlungen sind, weil hier häufig andere 
Prioritäten gesetzt werden. Wir haben uns über 
Chemikalien unterhalten. Da wird eben z. B. die 
Produktionssituation häufig als wichtiger denn die 
Umweltsituation angesehen. Schon deswegen, aber 
auch aus anderen Gründen, sind die Verhandlun-
gen häufig schwierig. Aber ich habe — das will ich 
hinzufügen — die Hoffnung, daß diese bemerkens-
werte und wichtige Initiative des Herrn Bundes-
kanzlers uns zumindest in Teilbereichen Erfolge 
bringen wird. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Kübler. 

Dr. Kübler (SPD): Herr Minister, ich darf auf die 
Antwort zurückkommen, die Sie dem Herrn Kolle-
gen Schroeder gegeben haben. Sie war sehr aus-
führlich. Das mache ich Ihnen nicht zum Vorwurf. 
Nur habe wenigstens ich persönlich eine klare Aus-
sage nicht mitbekommen können. Ich darf Sie des-
halb noch mal fragen: Ist nun das Kernkraftwerk 
Fessenheim gleich sicher, oder ist es unsicherer, 
oder ist es sogar sicherer als deutsche Kernkraft-
werke? Sonst wird von der Bundesregierung ja im-
mer sehr generell behauptet, die deutschen Kern-
kraftwerke seien in jedem Fall sicherer. Diese Aus-
sage muß j a auf Unterlagen und Informationen be-
ruhen. 

Dr. Wallmann, Bundesminister: Herr Abgeordne-
ter, ich habe meinen Mitarbeitern Weisung gege-
ben, mich so umfassend wie möglich zu präparie-
ren, weil ich der Auffassung bin, daß Sie einen An-
spruch darauf haben, sorgfältige und wirklich sach-
gerechte Informationen zu erhalten. 

Ich trage noch einmal vor, was als Zusammenfas-
sung jenes Berichts festgehalten worden ist: 

daß die an bei den Anlagen gestellten sicher-
heitstechnischen Anforderungen vergleichbar 
sind, die zur Lösung der Probleme gewählten 
Methoden jedoch teilweise unterschiedlich. 
Hinsichtlich der betrachteten Störfälle konnte 
festgestellt werden, daß bei beiden Anlagen der 
Schutz der Bevölkerung vor Gefahren gewähr-
leistet ist: einerseits durch vorbeugende 
Schutzmaßnahmen ... , die das Auftreten sol-
cher Störfälle unwahrscheinlich machen, ande-
rerseits durch redundante und zuverlässige 
Schutz- und Sicherheitssysteme. 

Das sind eindeutige Aussagen. Die Vergleichbar-
keit, was die Sicherheit für die Menschen angeht, 
liegt nach diesem eingehenden Bericht' vor. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Mann. 

Mann (GRÜNE): Sie hat sich erledigt. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Tatge. 

Tatge (GRÜNE): Herr Minister für Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit, glauben Sie, es ist 
in Anbetracht auch des aktuellen Unfalls, der in der 
Sowjetunion gewesen war, verantwortlich, hier zu 
sagen, daß es umfassende und durchgreifende 
Schutzmaßnahmen für die Bevölkerung bei Störfäl-
len gibt, wenn man sehen muß, daß bei einem Un-
fall, einem GAU im Atomkraftwerk Fessenheim 
große Teile von Baden, von der Pfalz, vom Elsaß 
und von Lothringen verseucht wären und eine Ent-
völkerung, d. h. eine Evakuierung der Bevölkerung, 
die einzige Maßnahme wäre, um vielleicht noch et-
was zu retten? 

Dr. Wallmann, Bundesminister: Herr Abgeordne-
ter, ich habe mich zu dieser Frage mehr als einmal 
zu äußern gehabt, wenn auch noch nicht vor diesem 
Hohen Hause. Ich habe mehr als einmal zum Aus-
druck gebracht, daß nach meiner Überzeugung ge-
genwärtig ein Ausstieg aus der Kernenergie aus 
einer ganzen Reihe von Gründen nicht zu verant-
worten ist. Ich habe darauf hingewiesen, daß in die-
sem Fall z. B. Kohlekraftwerke in Betrieb genom-
men werden müßten, die nicht über die entspre-
chenden Einrichtungen, Wirbelschichttechniken, 
Rauchgasentschwefelung und dergleichen, verfü-
gen, daß wir also erhebliche Umweltbelastungen 
hätten, Belastungen, die z. B. zu einer ernsten Ge-
fahr für Menschen werden können. 

Wir haben vorhin über Chemikalien gesprochen. 
Wir haben zu Recht in der ganzen Bundesrepublik 
unter dem Thema Waldsterben lange darüber dis-
kutiert, was hier geboten ist. Aus diesen Gründen, 
aber auch im Hinblick auf die sozialen Konsequen-
zen stehe ich auf dem Standpunkt,- daß ein soforti-
ger Ausstieg nicht verantwortet werden kann. Ich 
bin dieser Auffassung nicht nur mit der Bundesre-
gierung und nicht nur mit den verantwortlichen 
Sprechern der Koalitionsfraktionen, sondern auch 
einer Meinung beispielsweise mit Herrn Rau, dem 
Ministerpräsidenten von Nordrhein-Westfalen, oder 
dem Vorsitzenden der Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands, der wörtlich vor den Jungsozialisten 
erklärt hat, „daß jetzt ein sofortiger Ausstieg nicht 
möglich ist. Ich hoffe, daß es nicht zu viele Jahre 
dauert, bis der Umstieg stattfinden kann". So hat er 
formuliert. Das heißt mit anderen Worten: Es gibt 
hier in diesem Punkt eine große Übereinstimmung. 
Und übrigens hat sich auch Herr Mayr, der Vorsit-
zende der IG Metall, in dieser Weise geäußert. Ich 
halte es für ganz wichtig, daß wir in dieser zentra-
len Frage nicht jene Ideologisierung und nicht jene 
parteipolitische Polarisierung erfahren, die letzten 
Endes die Menschen dann nur noch mehr verunsi-
chern kann. Ich bin also dankbar, hier Übereinstim-
mung feststellen zu können. 

(Tatge [GRÜNE]: Was ist mit einem Stör-
fall in Fessenheim? Das war die Frage!) 
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Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Schulte. 

Schulte (Menden) (GRÜNE): Herr Minister, was 
unternimmt die Bundesregierung, daß endlich auch 
sowohl bei dem Kernkraftwerk Fessenheim wie 
auch bei den bundesdeutschen Kernkraftwerken 
der höchste Sicherheitsstandard, wie er bisher vom 
Atomkraftwerk Zwentendorf erreicht wird, ange-
strebt wird? 

Dr. Wallmann, Bundesminister: Zwentendorf liegt 
doch nicht in der Bundesrepublik Deutschland. Was 
soll ich dazu sagen können? Zwentendorf ist — das 
brauche ich Ihnen im einzelnen doch nicht zu sagen 
— Gegenstand großer Auseinandersetzungen gewe-
sen. Ob dabei richtig oder nicht richtig entschieden 
worden ist, das habe ich nicht zu beantworten. 

(Mann [GRÜNE]: Es ist eben gar nicht in 
Betrieb genommen! Das war eine Witz

-

frage!) 
Wir in der Bundesrepublik Deutschland haben den 
höchsten Sicherheitsstandard. Ich glaube, wir ha-
ben Anlaß, bei dieser Gelegenheit all denjenigen, 
die hier ihre Aufgabe zu erfüllen haben — und hier 
denke ich ganz besonders an die vielen Techniker 
und Sachverständigen —, herzlich zu danken, daß 
dieses geleistet werden konnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Darf ich mir bitte einen 
Hinweis erlauben. Ich habe das bewußt laufenlas-
sen im Sinne langer Fragen und langer Antworten. 
Aber dies geht in der Fragestunde nicht auf die 
Dauer. Es ist keine Kritik, sondern es ist die Bemü-
hung, auch alle anderen zu Wort kommen zu lassen. 
Ich wäre dankbar, wenn wir das auf Gegenseitig-
keit in Zukunft beachten. 

(Beifall bei der SPD — Bundesminister Dr. 
Wallmann: Ich bedanke mich für den Hin

-

weis, Herr Präsident!) 
Ich rufe die Frage 43 des Herrn Abgeordneten Dr. 

Schroeder auf: 
Sind der Bundesregierung in den zurückliegenden Jahren 

Störfälle beim Betrieb des französischen Kernkraftwerks 
Fessenheim bekanntgeworden, und welche Vorsorgemaß-
nahmen sind bei Störfällen im Kernkraftwerk Fessenheim 
zum Schutz der Bürger auf der deutschen Rheinseite vorge-
sehen? 

Dr. Wallmann, Bundesminister: In den vergange-
nen Jahren hat es auch im Kernkraftwerk Fessen-
heim Betriebsstörungen gegeben. Hierüber ist die 
Bundesregierung wie auch die Landesregierung Ba-
den-Württemberg informiert worden. Im Rahmen 
der deutsch-französischen Kommission wird regel-
mäßig auch über den Betrieb des Kernkraftwerks 
Fessenheim berichtet. In der Arbeitsgruppe „Beson-
dere Vorkommnisse" werden Betriebsunregelmä-
ßigkeiten eingehend diskutiert. Daneben besteht 
auf EG-Ebene eine Meldeverpflichtung. Bedeut-
same Vorkommnisse werden Incident Reporting 
System bei der OECD-NEA erfaßt. Dort sind bisher 
fünf besondere Vorkommnisse des Kernkraftwerks 
Fessenheim registriert, von denen eines möglicher

-

weise als Störfall nach deutscher Klassifizierung 
eingestuft werden könnte. 

Am 18. Januar 1981 wurde eine deutsch-französi-
sche Regierungsvereinbarung über den Informa-
tionsaustausch bei Vorkommnissen oder Unfällen 
getroffen, die radiologische Auswirkungen haben 
können. Die vereinbarte sofortige Meldeverpflich-
tung umfaßt auch solche Ereignisse, die, obwohl gar 
keine radiologischen Auswirkungen vorliegen, bei 
der im Grenzgebiet wohnenden Bevölkerung Be-
sorgnis erregen könnten. 

Abschließend möchte ich darauf hinweisen, daß 
bereits seit 1977 zwischen Frankreich und der Bun-
desrepublik Deutschland ein allgemeines Hilfelei-
stungsabkommen bei Katastrophen und schweren 
Unglücksfällen besteht, zu dem die zuständigen Mi-
nisterien beider Länder administrative und organi-
satorische Einzelheiten festgelegt haben. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Dr. Schroeder. 

Dr. Schroeder (Freiburg) (CDU/CSU): Herr Bun-
desminister, unterstützt die Bundesregierung ange-
sichts der bekanntgewordenen Störfälle die Forde-
rungen — die insbesondere in Südbaden erhoben 
werden —, daß ein deutscher Vertreter in die fran-
zösische Reaktorkommission beim Kernkraftwerk 
Fessenheim entsandt wird? 

Dr. Wallmann, Bundesminister: Damit überfordern 
Sie mich im Augenblick, Herr Abgeordneter. Ich 
möchte Ihnen die Antwort gerne schriftlich ertei-
len. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben eine weitere 
Zusatzfrage, Herr Dr. Schroeder. 

Dr. Schroeder (Freiburg) (CDU/CSU): Eine kurze; 
um das aufzugreifen, was Sie sagen, Herr Präsi-
dent. 

Wird das Kernkraftwerk Fessenheim auch in die 
Bemühungen der Bundesregierung um grenzüber-
schreitende Informationen und Katastrophen-
schutzmaßnahmen einbezogen? 

Dr. Wallmarin, Bundesminister: Selbstverständlich. 
Das ist schon der Fall. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Mann. 

Mann (GRÜNE): Herr Minister, sind Sie in der 
Lage, den Kollegen Dr. Schroeder und auch mich 
über die heute verständlicherweise nicht zu beant-
wortenden sehr konkreten Fragen nachträglich zu 
informieren, und in welcher Weise ist eigentlich 
eine Information der betroffenen Bevölkerung im 
Bereich Fessenheim, also insbesondere im Freibur-
ger Raum, außer über die Presse gewährleistet? 

Dr. Wallmann, Bundesminister: Ich denke, auf übli-
chem Wege: indem wir uns äußern, indem wir die 
Sachzusammenhänge gründlich darstellen, indem 
wir über alle möglichen Medien an die Menschen 
herantreten. Ich glaube, derjenige, der gerade über 
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Bundesminister Dr. Wallmann 
diesen Komplex informiert sein will, der daran ein 
Interesse hat, kann eigentlich fast täglich in den 
Medien alle möglichen Positionen erfahren; nicht 
nur die der Bundesregierung. Aber ich sichere Ih-
nen zu: Sie werden die Informationen, die ich im 
Augenblick nicht geben konnte, natürlich erhalten. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Tatge. 

Tatge (GRÜNE): Herr Minister für Reaktorsicher-
heit, ich frage Sie noch einmal: Können Sie trotz 
des Vorhandenseins des Atomkraftwerkes auf der 
französischen Seite Ihre Behauptung aufrechter-
halten, daß durchgreifende Schutzmaßnahmen bei 
einem Störfall möglich sind, oder sehen Sie nicht 
vielmehr die Gefahr — wie wir das auch in der 
Sowjetunion erlebt haben —, daß bei einem GAU 
eben nur eine Evakuierung der Bevölkerung bleibt 
und große Teile Badens, der Pfalz und des Elsaß 
verseucht sind? 

Dr. Wallmann, Bundesminister: Herr Abgeordne-
ter, ich unterstreiche noch einmal das, was ich in 
meiner ersten Antwort ausgeführt habe. 

(Schulte [Menden] [GRÜNE]: Das war doch 
keine Antwort auf die Frage!) 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Penner. 

Dr. Penner (SPD): Herr Minister, ich komme noch 
einmal auf die Frage von Herrn Schroeder zurück. 
Ich habe da etwas nicht verstanden, und deshalb 
stelle ich jetzt noch einmal die Frage in der Hoff-
nung, daß Sie sie vielleicht beantworten können. 
Was ist denn Ihre Position zu der Forderung von 
Herrn Schroeder, einen Deutschen in die französi-
sche Kernkraftbehörde zu schicken? Wie sehen Sie 
das? 

Dr. Wallmann, Bundesminister: Ich habe das ver-
standen, aber ich habe gesagt: Ich beantworte die 
Frage in diesem Augenblick nicht. Ich tue das ganz 
bewußt nicht; denn das, was ich in diesem Augen-
blick sagen würde, würde ja über diesen Augenblick 
hinaus wirken. Ich muß das untersuchen und prü-
fen. Eine verantwortliche Antwort kann ich erst 
nach einer Prüfung geben. Ich werde die Angele-
genheit prüfen, und dann wird Herr Schroeder die 
Antwort bekommen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab

-

geordneten Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Bundesminister, nun 
hat j a der Bundeskanzler wohl eine ganze Palette 
von Problemen angesprochen, worunter, wenn ich 
es richtig gelesen habe, auch das Problem war, auf 
das Sie eben eingegangen sind. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, fra-
gen müssen Sie! 

Stahl (Kempen) (SPD): Ich frage also den Herrn 
Bundesminister: Sind Sie denn nicht darüber infor-
miert, daß wohl auch diese Thematik, die hier eben 

von den Kollegen angesprochen wurde, Gegenstand 
eines derartigen Gesprächs auf höchster Ebene ge-
wesen sein soll? 

Dr. Wallmann, Bundesminister: Ich bin doch ge-
fragt worden, welche Haltung ich als zuständiger 
Minister dazu einnehme, und ich habe Ihnen ge-
sagt: Dies werde ich prüfen; und erst nach der Prü-
fung werde ich eine Antwort geben. Dabei bleibe 
ich, weil ich nur dies für verantwortlich halte. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 44 des 
Abgeordneten Schartz (Trier) auf: 

Entsprechen Pressemeldungen der Wahrheit, nach denen 
die Bundesregierung ihre Zustimmung dazu gegeben hat, 
daß die Abgabe an radioaktiven Stoffen aus dem französi-
schen Kernkraftwerk Cattenom 15 Curie je Block betragen 
darf, und daß bei dem deutschen Kernkraftwerk Biblis die 
Abgabe an radioaktiven Stoffen auf 1,5 Curie festgelegt ist? 

Bitte schön, Herr Minister. 

Dr. Wallmann, Bundesminister: Herr Präsident, die 
Fragen 44 und 45 gehören zueinander. Darf ich sie 
zusammen beantworten? 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter 
Schartz, sind Sie damit einverstanden? — Dann 
rufe ich zusätzlich Ihre Frage 45 auf: 

Entsprechen Pressemeldungen den Tatsachen, daß diese 
Zustimmung der Bundesregierung ohne die Konsultationen 
der Landesregierung von Rheinland-Pfalz und des Saarlan-
des gegeben wurde und daß darüber hinaus die kommunalen 
Körperschaften in dem Einflußbereich von Cattenom nicht 
informiert wurden? 

Bitte. 

Dr. Wallmann, Bundesminister: Herr Abgeordne-
ter, Ihre beiden Fragen beantworte ich wie folgt: 
Pressemeldungen, in denen behauptet wird, die 

, Bundesregierung habe zugestimmt, daß die Abgabe 
von Spalt- und Aktivierungsprodukten mit dem Ab-
wasser in die Mosel durch das französische Kern-
kraftwerk Cattenom 60 Curie, d. h. 15 Curie je Block, 
pro Jahr betragen darf, sind nicht zutreffend. 

Alle Fragen hinsichtlich der radioaktiven Bela-
stung der Mosel durch das Kernkraftwerk Catte-
nom wurden ausführlich in der deutschfranzösi-
schen Kommission für Fragen der Sicherheit kern-
technischer Anlagen und in der Moselschutzkom-
mission unter Beteiligung von Vertretern der Län-
der Rheinland-Pfalz und Saarland behandelt. Die 
Moselkommission hat in ihrem Beschluß vom 
27. März 1986 als Bedingung für Bau und Betrieb 
des Kernkraftwerks Cattenom festgelegt, das die in 
der Empfehlung der Moselschutzkommission ent-
haltenen Festlegungen einschließlich der Werte für 
die Begrenzung der flüssigen radioaktiven Ablei-
tungen auf 4 mal 3 Curie pro Jahr, also 12 Curie p.a., 
eingehalten werden müssen. 

Durch die Zustimmung zu diesem Beschluß hat 
sich Frankreich gegenüber der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Großherzogtum Luxemburg 
nicht nur politisch, sondern auch völkerrechtlich ge-
bunden, die Einhaltung dieser deutlich niedrigeren 
Werte sicherzustellen. 
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Über dieses Ergebnis sind die Landesregierungen 

von Rheinland-Pfalz und des Saarlandes unterrich-
tet worden. Die Unterrichtung kommunaler Körper-
schaften fällt in den Zuständigkeitsbereich der je-
weiligen Landesregierung. Soweit sich kommunale 
Stellen unmittelbar an die Bundesregierung ge-
wandt haben, wurden sie über den aktuellen Sach-
stand von hier aus informiert. 

Der für die jährliche Emission radioaktiver Stoffe 
mit dem Abwasser für das Kernkraftwerk Biblis 
genehmigte Grenzwert beträgt 3 Curie pro Block, 
also bei zwei Blöcken insgesamt 6 Curie. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Schartz. 

Schartz (Trier) (CDU/CSU): Herr Bundesminister, 
der Kollege Schroeder hat eben angeregt, einen 
deutschen Vertreter in diese französische Kommis-
sion zu entsenden. Darf ich Sie darum bitten, daß 
Sie die Antwort darauf auch mir zustellen, und darf 
ich an Sie die Frage richten: Hält die Bundesregie-
rung es für möglich, daß in dem französischen 
Kernkraftwerk Cattenom eine gemeinsame betrei-
berunabhängige Kontrollstation, bestehend aus 
deutschen, französischen und luxemburgischen Be-
amten, eingerichtet wird? 

Dr. Wallmann, Bundesminister: Ich höre von mei-
nen Mitarbeitern gerade, daß darauf schon einige 
Male geantwortet worden ist; nur. bin ich nicht hier 
gewesen. Ich bitte um Entschuldigung, Herr Abge-
ordneter, aber ich kann darauf im Moment nicht 
antworten. 

Vizepräsident Westphal: Der Präsident hat dafür 
Verständnis. Das ist eine so spezielle fachliche Fra-
ge, daß ein neu ins Amt gekommener Minister sie 
nicht schon am nächsten Tag beantworten kann. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
SPD — Schulte [Menden] [GRÜNE]: Aber 
man muß doch feststellen, daß er wenig 

Ahnung hat!) 

Schartz (Trier) (CDU/CSU): Herr Präsident, ich 
wäre sehr dankbar, wenn der Herr Minister mir die 
Antwort schriftlich geben würde. Damit wäre ich 
sehr einverstanden. 

Dr. Wallmann, Bundesminister: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Tatge. 

Tatge (GRÜNE): Herr Minister, können Sie mir 
konkrete Angaben über die vorliegenden Kata-
strophenschutzpläne für die Gebiete von Rhein-
land-Pfalz, dem Saarland, Lothringen und Luxem-
burg machen, die ja von einem GAU im Atomkraft-
werk Cattenom betroffen wären? 

Dr. Wallmann, Bundesminister: Verzeihen Sie, 
Herr Abgeordneter, selbst wenn ich dazu imstande 
wäre, hielte ich es für unmöglich, diese Frage im 
Rahmen einer Fragestunde zu beantworten. Herr 

Präsident, ich bitte Sie deswegen, damit einverstan-
den zu sein, daß ich darauf keine Antwort gebe. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Mann. 

Mann (GRÜNE): Herr Minister, nur noch einmal 
zur Kontrolle: Wenn ich Sie richtig verstanden 
habe, treffen die Pressemeldungen, die der Kollege 
Schartz in seiner Frage 44 genannt hat, nicht zu. 

(Bundesminister Dr. Wallmann: Nein!) 

Wie ist sichergestellt, daß in der Öffentlichkeit die 
von Ihnen hier heute angegebenen richtigen Werte 
— wie ich hoffe, richtigen Werte, auch wenn sie 
längst nicht befriedigend sind — der Bevölkerung 
zur Kenntnis gelangen? 

Dr. Wallmann, Bundesminister: Herr Abgeordne-
ter, vielleicht sollte ich darauf hinweisen, daß in 
dem Genehmigungsbescheid ursprünglich tatsäch-
lich 60 Curie vorgesehen waren. Daraus erklärt sich 
— weil das dort drüben natürlich mitgeteilt worden 
ist, daß dies hier in der Bundesrepublik aufgenom-
men worden ist. Hier ist aber offenbar nicht be-
kannt gewesen, daß es jene Vereinbarungen gibt, 
von denen ich gesprochen habe. In diesen Vereinba-
rungen ist dieser Wert heruntergedrückt worden, 
und zwar auf 12 Curie, also eine wesentliche Ver-
besserung. 

Meine Mitarbeiter haben mir gesagt, daß es so 
intensive Kontakte gibt, daß sichergestellt wird, daß 
wir tatsächlich die Kenntnis haben, in welchem 
Umfang dort eingeleitet wird, wie die Werte sind, 
und daß wir völlig unbesorgt sein können, daß etwa 
ein höherer Wert erreicht wird und wir davon nicht 
informiert werden. 

Wir müßten dieses vielleicht noch einmal deutlich 
machen. Möglicherweise gibt auch diese Frage-
stunde und meine Antwort Gelegenheit, das der Be-
völkerung gegenüber deutlich zu machen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Kübler. 

Dr. Kübler (SPD): Herr Minister, als Abgeordneter 
des Kreises, in dem Biblis liegt, und weil Sie ange-
sprochen haben, daß die beiden Blöcke in Biblis 
zusammen ein Abgabelimit von 6 Curie haben, ist 
meine Frage — gegebenenfalls auch schriftlich zu 
beantworten, dies gestehe ich gern zu —: Liegt 
Biblis nun in der Mitte, am Ende oder an der Spitze 
dieser Abgabewerte? 

Dr. Wallmann, Bundesminister: Nein, das kann ich 
beantworten, wobei ich darauf hinweisen muß, daß 
ich im Grunde genommen noch präziser hätte ant-
worten müssen. Es gibt nämlich diesen Grenzwert 
jeweils für 180 Tage. Da sind pro Block 1,5 Curie 
vorgesehen. Es ist also, wenn Sie so wollen, bei die-
ser Grenze noch eine Erschwernis eingebaut wor-
den. Wenn Sie das aber zusammenrechnen — ich 
glaube, das darf man tun —, sind das vier mal 1,5 
Curie als oberer Grenzwert, gleich 6 Curie p. a. 
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Ich darf noch auf folgendes hinweisen: Die Jah-

resgenehmigungswerte für die Abgabe mit dem 
Wasser — tatsächlich sind es ja niedrigere Werte, 
wie ich auch noch einmal sagen muß — für deut-
sche Kernkraftwerke betragen für die Kernkraft-
werke Grafenrheinfeld, Grohnde und Philipps-
burg II 1,5 Curie je Jahr und für die Kernkraft-
werke Obrigheim, Stade, Neckarwestheim I, Bruns-
büttel, Isar I und Krümmel 5 Curie je Jahr. Der 
höchste Jahresgenehmigungswert von 6,7 Curie je 
Jahr gilt für Würgassen. 

Aber ich möchte noch einmal darauf hinweisen, 
daß die tatsächlichen oberen Werte der Emissionen 
deutscher Kernkraftwerke noch deutlich unter den 
Genehmigungswerten liegen. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 46 des 
Abgeordneten Mann auf: 

Trifft es zu, daß die Radioaktivitätsbelastung für die Bevöl-
kerung beim Normalbetrieb der Wackersdorfer Wiederaufar-
beitungsanlage (WAA) fünfzehnmal höher als bei einem 
„normalen" Atomreaktor sein würde, und welche Risikostu-
dien und Störfallanalysen wurden für die Wackersdorfer 
WAA erstellt und/oder veröffentlicht? 

Bitte schön, Herr Minister. 

Dr. Wallmann, Bundesminister: Die von Ihnen er-
wähnte Angabe über die Radioaktivitätsbelastung 
durch die Wiederaufarbeitungsanlage Wackersdorf 
trifft nicht zu. Die umfangreichen radioökologi-
schen Berechnungen durch amtlich zugezogene 
Sachverständige haben für die Anlage unter Zu-
grundelegung der Antragswerte für die Ableitung 
radioaktiver Stoffe mit der Abluft eine maximale 
Strahlenexposition von rund 10 Millirem (Ganzkör-
per) jährlich ergeben. Für moderne Kernkraft-
werke errechnen sich Werte in der gleichen Höhe. 

Die berechnete Strahlenexposition durch Ablei-
tungen radioaktiver Stoffe mit dem Abwasser der 
Wiederaufarbeitungsanlage ist im Vergleich noch 
günstiger. 

Sämtliche Störfälle, gegen die die Anlage auszule-
gen ist, wurden im atomrechtlichen Genehmigungs-
verfahren einer umfangreichen Begutachtung un-
terzogen. Die mögliche Strahlenexposition der Be-
völkerung durch Störfälle wurde von der amtlich 
zugezogenen Gutachterarbeitsgemeinschaft in ih-
rem Gutachten über die Sicherheit der Wiederauf-
arbeitungsanlage Wackersdorf untersucht und in 
den Antragsunterlagen ebenfalls. Eine Gesamtdar-
stellung der Störfallanalyse ist in dem vom Antrag-
steller vorgelegten Sicherheitsbericht enthalten, 
und dieser ist öffentlich ausgelegt worden. Jeder 
kann sich also darüber informieren. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Mann. 

Mann (GRÜNE): Herr Minister, ich beziehe mich 
in meiner Frage auf einen Artikel in der Zeitschrift 
„Natur" vom Juni 1986 und möchte noch einmal 
danach fragen: Ist eine Risikostudie im klassischen 
Sinne erstellt und veröffentlicht worden? 

Dr. Wallmann, Bundesminister: Es wird mir gerade 
mitgeteilt: Es hat zwar eine Risikostudie gegeben, 
aber nicht im „klassischen" Sinne. 

(Mann [GRÜNE]: „Nicht im klassischen 
Sinne"!) 

Vizepräsident Westphal: Sie haben eine weitere 
Zusatzfrage, Herr Mann. 

Mann (GRÜNE): Ist denn eine Risikostudie ange-
sichts der außerordentlichen und internationalen 
Gefährlichkeit von Wackersdorf, auf die wir gleich 
noch zu sprechen kommen, zu erstellen beabsich-
tigt, und beabsichtigt die Bundesregierung, gegebe-
nenfalls nach Tschernobyl, auch wenn das vielleicht 
bisher noch nicht geplant war, eine solche Studie 
erstellen zu lassen? 

Dr. Wallmann, Bundesminister: Herr Abgeordne-
ter, ich antworte Ihnen freimütig, daß ich im Augen-
blick nicht weiß, was eine klassische und was eine 
nichtklassische Risikostudie ist. Deswegen bitte ich, 
damit einverstanden zu sein, daß ich Ihnen die Ant-
wort schriftlich erteile. 

(Frau Augustin [CDU/CSU] zu Abg. Mann 
[GRÜNE]: Sie sind jedenfalls nicht klas

-

sisch! — Heiterkeit) 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Tatge. 

Tatge (GRÜNE): Herr Minister, können Sie bestä-
tigen, daß durch die Abluft bei der Wiederaufarbei-
tungsanlage Wackersdorf eine wesentlich höhere 
Belastung mit Radioaktivität erzeugt wird als bei 
dem Normalbetrieb von Atomkraftwerken? 

Dr. Wallmann, Bundesminister: Nein, das ist nicht 
der Fall, und das ist auch von mir beantwortet wor-
den. Die umfangreichen radioökologischen Berech-
nungen durch amtlich zugezogene Sachverständige 
haben für diese Anlage unter Zugrundelegung der 
Antragswerte für die Ableitung radioaktiver Stoffe 
mit der Abluft eine maximale Strahlenexposition 
von rund 10 Millirem pro Ganzkörper jährlich erge-
ben. Für moderne Kernkraftwerke errechnen sich 
Werte in der gleichen Höhe. Ich hatte die Frage 
beantwortet. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Kübler. 

Dr. Kübler (SPD): Herr Minister, darf ich vielleicht 
doch noch einmal darauf aufmerksam machen, weil 
ich mir Ihre Antwort beinahe etwas auf der Zunge 
zergehen lassen möchte, daß keine Risikostudie für 
Wackersdorf in dem Sinne, wie sie für Leichtwas-
serreaktoren und für den Schnellen Brüter im Zu-
sammenhang mit der Enquete-Kommission erstellt 
worden ist, gemacht worden ist? 

Dr. Wallmann, Bundesminister: Verzeihung, Herr 
Abgeordneter, das habe ich auch nicht gesagt. Es 
sind sogar sehr umfängliche Studien angefertigt 
und vorgelegt worden. Nur haben mir meine Mitar-
beiter gesagt: nicht eine „klassische" Risikostudie. 
Ich habe hinzugefügt: Ich selbst bin in diesem Au- 
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Bundesminister Dr. Wallmann 
genblick nicht einmal imstande zu sagen, was eine 
klassische und eine nichtklassische Risikostudie 
ist. Es ist nämlich durchaus möglich — davon gehe 
ich aus —, daß die jetzt gewählte nichtklassische 
Art höhere Anforderungen stellt, als es bei den klas-
sischen der Fall ist — meine Mitarbeiter nicken —, 
aber wir werden Ihnen das gern schriftlich zukom-
men lassen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Schulte. 

Schulte (Menden) (GRÜNE): Sind Ihnen Untersu-
chungen unabhängiger Wissenschaftler, z. B. des 
Professor Weiß aus München, bekannt, die zu ganz 
anderen radioökologischen Rechenergebnissen 
kommen, als Sie sie gerade mitgeteilt haben, und 
wenn j a, wie beurteilen Sie diese? 

Dr. Wallmann, Bundesminister: Nein, sind mir 
nicht bekannt. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 47 des 
Abgeordneten Mann auf: 

Welche Änderungen von Jahresaufnahmegrenzwerten 
(„annual limit of intake" = ALI-Werte) enthält der dem Län-
derausschuß für Atomenergie (LAA) vorliegende Referenten-
entwurf der Strahlenschutzverordnung für die in der Wieder-
aufarbeitungsanlage Wackersdorf (WAA) gehäuft auftreten-
den Nuklide, und welche Konsequenzen zieht die Bundesre-
gierung bei einer Novellierung der Strahlenschutzverord-
nung aus der zusätzlichen Radioaktivitätsbelastung durch 
die Katastrophe von Tschernobyl? 

Bitte schön, Herr Minister. 

Dr. Wallmann, Bundesminister: In den Entwurf der 
Novellierung der Strahlenschutzverordnung wird 
das Konzept der effektiven Dosis nach EG-Grund

-

normen für den Strahlenschutz übernommen. Die-
ses basiert auf den Empfehlungen der Internationa-
len Strahlenschutzkommission. Für die Strahlen-
schutzverordnung wird dabei an den organspezifi-
schen Grenzwerten in der bisherigen Höhe festge-
halten. Durch Änderung der Berechnungsgrundlage 
auf Grund neuerer dosimetrischer und metaboli-
scher Daten wird es Änderungen der Grenzwerte 
der Jahresaktivitätszufuhr geben. Diese neuen 
Werte wurden als Ganzes von der Europäischen Ge-
meinschaft in die Grundnormen übernommen und 
sollen auch vollständig in die neue Strahlenschutz-
verordnung übertragen werden. Dabei bitte ich, dar-
auf zu achten, daß die Grenzwerte der Jahresaktivi-
tätszufuhr nur im Gesamtrahmen der Einführung 
der effektiven Dosis gesehen werden können. Diese 
wird wegen der Berücksichtigung aller Teilkörper 
und Organdosen den Strahlenschutz auf jeden Fall 
verbessern. Die Strahlenschutzverordnung dient 
der Vorsorge beim Umgang mit radioaktiven Stof-
fen. 

Für die Bewältigung der Folgen des Unfalles im 
Kernkraftwerk Tschernobyl müssen — darauf 
möchte ich aufmerksam machen — ergänzende 
Kriterien herangezogen werden. Diese, Herr Abge-
ordneter, werden noch zwischen Bund und Ländern 
beraten. Deswegen kann ich, Herr Präsident, dazu 
im Augenblick noch nichts sagen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Mann. 

Mann (GRÜNE): Herr Minister, ist es richtig, daß 
die ALI-Werte, die in der Frage erwähnt sind, noch 
oberhalb der von der ICRP — ich darf das hier aus-
führen: International Commission on Radiological 
Protection; das ist wohl die von Ihnen so genannte 
Internationale Strahlenschutzkommission — fest-
gelegten Werte liegen? 

Dr. Wallmann, Bundesminister: Ich antworte mit 
Nein, wie ich von meinen Mitarbeitern höre. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben noch eine wei-
tere Zusatzfrage, Herr Mann. 

Mann (GRÜNE): Ist es richtig, daß ausgerechnet 
die in einer Wiederaufarbeitungsanlage gehäuft 
auftretenden Nuklide, z. B. Tritium, also überschwe-
rer Wasserstoff, radioaktiver Kohlenstoff 14, Stron-
tium 90 und auch Plutonium 238, als um bis zu hun-
dertmal verträglicher in dem Entwurf, der dem 
Länderausschuß vorliegt, eingestuft werden? 

Dr. Wallmann, Bundesminister: Ich möchte Sie, 
Herr Abgeordneter, auch in diesem Fall darum bit-
ten, schriftlich antworten zu dürfen. 

(Mann [GRÜNE]: Gut!) 
— Danke schön. 

Vizepräsident Westphal: Die Fragen 48 und 49 des 
Herrn Abgeordneten Dr. Emmerlich sollen auf sei-
nen Wunsch schriftlich beantwortet werden. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 50 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Kübler auf: 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die Zuständigkeit für 
die Entsorgung der nuklearen Energieanlagen auf das neu 
errichtete Umweltministerium zu übertragen? 

Bitte schön, Herr Minister. 

Dr. Wallmann, Bundesminister: Durch seinen Or-
ganisationsbeschluß vom 5. Juni 1986 hat der Bun-
deskanzler aus dem Geschäftsbereich des Bundes-
ministers des Innern die Zuständigkeit für die Si-
cherheit kerntechnischer Anlagen und den Strah-
lenschutz auf den Bundesminister für Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit übertragen. Diese 
Zuständigkeit schließt die nukleare Entsorgung der 
kerntechnischen Anlagen ein. 

Vizepräsident Westphal: Keine Zusatzfrage. 
Die Frage 51 des Herrn Abgeordneten Dr. 

Schwenk (Stade) ist vom Fragesteller zurückgezo-
gen worden. 

Ich rufe die Frage 52 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Penner auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des Bundesmini-
sters des Innern, Dr. Zimmermann, der in Österreich am 
29. Mai 1986 österreichische Kritik zur Wiederaufarbeitungs -
anlage in Wackersdorf als unberechtigt zurückgewiesen und 
dabei auf für Österreich vorteilhafte Wirtschaftsverflechtun-
gen mit der Bundesrepublik Deutschland hingewiesen hat? 

Bitte schön, Herr Minister. 
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Dr. Wallmann, Bundesminister: Bundesinnenmini-
ster Dr. Zimmermann hat bei seinem Besuch in 
Wien am 29. Mai 1986 den Standpunkt der Bundes-
regierung dargelegt, wonach die Wiederaufarbei-
tungsanlage Wackersdorf ein unverzichtbarer Be-
standteil des deutschen Entsorgungskonzepts ist. 
Er hat darauf hingewiesen, daß für die sicherheits-
technische Auslegung der geplanten Anlage die 
deutschen Sicherheitsstandards maßgebend sind, 
die weltweit als die höchsten anerkannt sind. Da-
nach darf die Wiederaufarbeitungsanlage Wackers-
dorf nur errichtet und betrieben werden, wenn bei 
ihrem Betrieb nach menschlichem Ermessen keine 
Gefahren für das Personal, die Bevölkerung und die 
Umwelt ausgehen. Hierbei ist selbstredend die Be-
völkerung Österreichs mit berücksichtigt. Sie wird 
durch die strengen deutschen Sicherheitsanforde-
rungen im gleichen Maße geschützt wie die Bevöl-
kerung der Bundesrepublik Deutschland. 

Unter Bezug auf die bestehenden engen wirt

-

schaftlichen Verflechtungen hat Bundesminister 
Dr. Zimmermann auf die traditionell guten Bezie-
hungen zwischen Österreich und der Bundesrepu-
blik Deutschland hingewiesen. 

Es wäre, Herr Abgeordneter, eine wirklich bedau-
erliche Fehlinterpretation, wollte man hierin einen 
unfreundlichen Akt gegenüber Österreich erblik-
ken. Bundesinnenminister Dr. Zimmermann hat 
darüber hinaus eine noch engere Zusammenarbeit 
zwischen Österreich und der Bundesrepublik 
Deutschland befürwortet und den Abschluß eines 
Informationsvertrages, übrigens auch über Kern-
energie, zwischen beiden Ländern angeregt. 

Vizepräsident -  Westphal: Zusatzfrage, Herr Dr. 
Penner. 

Dr. Penner (SPD): Herr Bundesminister, ent-
spricht das Auftreten von Bundesminister Dr. Zim-
mermann am 29. Mai 1986 in Wien dem Stil der 
Bundesregierung? 

Dr. Wallmann, Bundesminister: Ich bin selber 
nicht dabei gewesen. Ich kann also nicht sagen, wie 
man sich die Hand gegeben, wie man miteinander 
gesprochen hat. Aber ich kenne Herrn Dr. Zimmer-
mann und weiß, daß er selbstverständlich die Usan-
cen kennt und sich auch entsprechend verhält. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben eine weitere 
Zusatzfrage, Herr Dr. Penner. 

Dr. Penner (SPD): Herr Bundesminister, würden 
Sie Verständnis für eine Einschätzung aufbringen 
können, aus der sich ergibt, daß das Verhalten von 
Bundesminister Zimmermann am 29. Mai 1986 
nicht dem wohlverstandenen deutschen Interesse 
entsprach? 

Dr. Wallmann, Bundesminister: Wir haben häufig 
unterschiedliche Meinungen in diesem Hohen Hau-
se. Und deswegen muß ich Ihre Meinung selbstver-
ständlich als Ihre Meinung respektieren. Ich habe 
in anderem Zusammenhang vorhin davon gespro-
chen, daß ich es bedaure, wenn es dort Mißver

-

ständnisse gegeben hat. Aber ich glaube, sie sind 
inzwischen längst ausgeräumt. 

Im übrigen ist hinzuzufügen, daß Herr Bundesmi-
nister Dr. Zimmermann gerade zu Österreich und 
zur österreichischen Bevölkerung traditionell gute 
Beziehungen unterhält. Eingeschlossen ist selbst-
verständlich die Regierung der Republik Oster-
reich, gleichgültig, von welcher Partei sie gestellt 
wird. 

Vizepräsident Westphal:  Zusatzfrage des Abgeord-
neten Tatge. 

Tatge (GRÜNE): Herr Minister, wie vereinbaren 
Sie Ihre Aussage über die jetzt schon mehrfach wie-
derholten traditionell guten Beziehungen zwischen 
der BRD und Österreich mit, der Zurückweisung 
von Tausenden von österreichischen Staatsbürgern 
an der bundesdeutschen Grenze? Es handelte sich 
um österreichische Staatsbürger — ich darf das zur 
Erklärung sagen —, die zu einer Demonstration 
nach Wackersdorf wollten. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Herr Präsident, das 
hat nun wirklich nichts mit dieser Frage zu 

tun!) 

Dr. Wallmann, Bundesminister: Ich bin in dieser 
Angelegenheit nicht zuständig. Abgesehen davon 
sage ich ganz — — 

Vizepräsident Westphal: Herr Minister, ich möchte 
Sie unterbrechen. Nach meinem Eindruck besteht 
kein Zusammenhang mit der aufgeworfenen Frage. 
Ich möchte die Frage nicht zulassen. 

(Tatge [GRÜNE]: Schade! Sie wäre aber 
wichtig!) 

— Dann kann man nächste Woche eine Frage dazu 
stellen. 

Der Abgeordnete Mann zur nächsten Zusatzfra-
ge. — Sie haben keine Zusatzfrage? — Dann Herr 
Stahl. 

(Mann [GRÜNE]: Doch, ich habe eine Fra

-

ge! Aber Herr Stahl hat sich vorher gemel

-

det!) 

— Die Reihenfolge bestimmt der hier oben sitzende 
sitzungsführende Präsident, und der hat genau hin-
geguckt. 

Mann (GRÜNE): Herr Minister, sind — wenn ja, 
wann — Gespräche mit der österreichischen Regie-
rung über Wackersdorf geplant? Ich erinnere mich, 
daß ein solcher Termin einmal anstand und daß die 
Gespräche wohl ziemlich fruchtlos ausgegangen 
sind. Sie haben von einem Abkommen gesprochen, 
das wohl auch geschlossen worden ist. 

Dr. Wallmann, Bundesminister: Herr Abgeordne-
ter, ich werde eine Fülle von Gesprächen zu führen 
haben, selbstverständlich auch mit der österreichi-
schen Regierung. 

(Mann [GRÜNE]: Zu Wackersdorf?) 
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Bundesminister Dr. Wallmann 
— Nicht nur zu Wackersdorf, sondern zu dem ge-
samten Themenkomplex. Darin ist Wackersdorf na-
türlich eingeschlossen, das ist doch ganz klar. Wenn 
dort Fragen an mich gerichtet werden, beantworte 
ich sie. 

Jetzt sage ich unter Vorbehalt: Ich glaube, es ist 
bereits ein Termin für Anfang September ausge-
macht, also etwa kurz vor oder nach Ende der Fe-
rien. Das sage ich aber unter Vorbehalt. Es ist be-
reits ein Termin vorgesehen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Bundesminister, 
kann ich aus den Antworten, die Sie auf die Frage 
und auch auf die Zusatzfrage des Kollegen Penner 
gegeben haben, schließen, daß sich der Bundesin-
nenminister auch aus Ihrer Sicht wie ein Elefant im 
Porzellanladen — bezogen auf seine Auffassung ge-
genüber Österreich — benommen hat? 

Dr. Wallmann, Bundesminister: Ich wundere mich 
über diese Interpretation. Ich schätze den Kollegen 
Dr. Zimmermann — ich kenne ihn seit vielen Jah-
ren — und bedaure, daß es dort offenbar Mißver-
ständnisse gegeben hat. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Dr. Kübler. 

Dr. Kübler (SPD): Herr Minister, die Bundesregie-
rung wird in Zukunft — wie angekündigt — mit 
anderen Ländern eine Reihe von Besprechungen 
über Sicherheitsfragen führen. Würden Sie im Hin-
blick auf die bevorstehenden Gespräche, die sicher-
lich einvernehmlich geführt werden sollen, das Ver-
hältnis zu Österreich und das Verhalten der Bun-
desregierung jedenfalls in der öffentlichen Bewer-
tung nicht als eine Belastung und auch als eine 
Erschwerung der Aussichten für die künftigen Ge-
spräche über die Zusammenarbeit auf internationa-
ler Ebene auf dem Gebiete der Sicherheitsfragen 
ansehen? 

Dr. Wallmann, Bundesminister: Herr Abgeordne-
ter, ich stelle ungern Prognosen, aber ich kann mir 
nicht vorstellen, daß es hier irgendwelche Belastun-
gen gibt. Ich meine, die Beziehungen sind, ungeach-
tet parteipolitischer Bindungen, traditionell gut. Ich 
vertraue darauf, daß es auch in Zukunft so sein 
wird. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Dr. Nöbel. 

Dr. Nöbel (SPD): Herr Minister, was hat die Bun-
desregierung nach dem Auftritt des Herrn Innen-
ministers vor einem Millionenpublikum im Fern-
sehen und nachdem sich auch österreichische Stel-
len entsprechend geäußert haben, konkret unter-
nommen, um diese -- wie Sie sagen — Mißver-
ständnisse zu klären? 

Dr. Wallmann, Bundesminister: Herr Abgeordne-
ter, ich muß Ihnen in allem Freimut sagen: Ich 
weiß nicht, ob es irgendwelche Kontakte gegeben 

hat. Ich habe mich im Augenblick um so viele Dinge 
zu kümmern und habe mich so vielen Themen zuzu-
wenden, daß ich mich nicht mehr darum bemüht 
habe, zu erfahren, ob es irgendwelche Kontakte ge-
geben hat. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe Frage 53 des Ab-
geordneten Dr. Penner auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß diese Äußerungen 
zu teilweise heftiger Kritik, auch durch den Bundeskanzler 
und den Außenminister der Republik Osterreich geführt ha-
ben, und sieht der Bundeskanzler der Bundesrepublik 
Deutschland Anlaß zu Reaktionen? 

Bitte schön, Herr Minister. 

Dr. Wallmann, Bundesminister: Herr Abgeordneter 
Dr. Penner, die Bundesregierung bedauert es, daß 
durch Fehlinterpretation der Aussagen von Bun-
desinnenminister Dr. Zimmermann auf österreichi-
scher Seite einige Irritationen entstanden sind. Die 
Bundesregierung ist der Meinung, daß sich durch 
eine enge und vertrauensvolle Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Kernenergie die guten Beziehun-
gen zwischen Österreich und der Bundesrepublik 
Deutschland noch weiter vertiefen lassen und ver-
tiefen werden. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Pen-
ner. 

Dr. Penner (SPD): Hat die Bundesregierung ein-
mal darüber nachgedacht, daß es sich bei dem ange-
sprochenen Vorfall nicht um Fehlinterpretationen, 
sondern um Fehlverhalten handelt? 

Dr. Wallmann, Bundesminister: Ich habe zu diesem 
Zeitpunkt der Bundesregierung nicht angehört. Ich 
weiß aber, daß diese Bundesregierung immer nach-
denkt und auch in Zukunft nachdenken wird. Uns 
liegt daran, zu allen Staaten gute und vernünftige 
Beziehungen zu haben. Die Beziehungen mit der 
Republik Österreich sind, wie ich schon mehrfach 
zum Ausdruck brachte, traditionell gut. Ich habe 
keine Besorgnisse, daß es hier irgendwelche Bela-
stungen oder irgendwelche unguten Konsequenzen 
in unseren Beziehungen zur Republik Österreich in 
der Zukunft gibt. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Pen-
ner. 

Dr. Penner (SPD): Herr Minister, können Sie mir 
Auskunft darüber geben, warum Sie den zweiten 
Teil meiner Frage nicht beantwortet haben? 

Dr. Wallmann, Bundesminister: Ich bitte um Ent-
schuldigung. Darf ich nochmals nachlesen: „... und 
sieht der Bundeskanzler der Bundesrepublik 
Deutschland Anlaß zu Reaktionen?" 

Herr Abgeordneter, Sie sind so lange Abgeordne-
ter des Deutschen Bundestages. Sie haben selber 
einer Regierung angehört. Sie wissen, daß ich eine 
bestimmte Zuständigkeit habe, aber nicht für den 
Bundeskanzler zu reden habe und auch nicht der 
Pressesprecher der Bundesregierung bin. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Mann. 
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Mann (GRÜNE): Herr Bundesminister, teilen Sie 
meine Auffassung, daß für die Belastung der Bezie-
hungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und Österreich durch den Bau der Wiederaufberei-
tungsanlage in Wackersdorf entscheidende Bedeu-
tung auch der Haltung des Freistaats Bayern, ins-
besondere der Bayerischen Staatsregierung und ih-
res Ministerpräsidenten Franz Josef Strauß, zu-
kommt, der bisher nach meinen Erkenntnissen 
nicht bereit ist, ernsthaft auf entsprechende Sicher-
heitsbedenken aus unserem Nachbarland, z. B. aus 
Salzburg, einzugehen? 

Dr. Wallmann, Bundesminister: Ich muß zunächst 
sagen, daß ich natürlich nicht für die Bayerische 
Staatsregierung sprechen kann. 

(Dr. Penner [SPD]: Das ist selbstverständ

-

lich!) 
Das, was zu Wackersdorf zu sagen ist, ist bei vielen 
Gelegenheiten durch die Bundesregierung zum 
Ausdruck gebracht worden. Ich stehe in der Sache 
voll hinter dem, was bisher dazu geäußert worden 
ist. Ich teile Ihre Auffassung also nicht. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Bundesminister, 
kann man Sie einmal fragen, ob denn der Herr Zim-
mermann das, was er dort erklärt hat, nun bereut 
und sich darüber schämt und sich entschuldigen 
will? Sie haben das hier vorhin so angedeutet. 

(Mann [GRÜNE]: Er ist teilweise zurückge

-

treten!) 

Dr. Wallmann, Bundesminister: Ich glaube, Sie 
sollten es unterlassen, mich jetzt ständig zu inter-
pretieren. Ich habe klare Aussagen gemacht, Herr 
Abgeordneter. Dabei bleibe ich. Wenn Sie Herrn 
Bundesminister Dr. Zimmermann wegen seines 
Seelenlebens, wie auch immer es aussehen möge, 
befragen wollen, richten Sie die Frage bitte an ihn 
selbst. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Dr. Nöbel. 

Dr. Nöbel (SPD): Herr Minister, wenn Sie nicht 
wissen — so interpretiere ich Ihre Antwort auf die 
Frage des Kollegen Penner —, ob der Bundeskanz-
ler Anlaß zu Reaktionen genommen hat, darf ich 
daraus schließen, daß Sie überhaupt keine Rück-
sprache mit dem Regierungschef genommen haben, 
obwohl hier eine Anfrage eines Abgeordneten ge-
stellt ist? 

Dr. Wallmann, Bundesminister: Sie können gar 
nichts daraus schließen. 

(Dr. Penner [SPD]: Kann er schon!) 
— Das können Sie nicht; nein. — Ich habe den Teil 
der Frage beantwortet, den ich zu beantworten 
habe. Verzeihen Sie -- ich bin nicht Mitglied des 
Hohen Hauses; ich habe niemanden zu kritisie-
ren —, aber ich habe doch den Eindruck, daß die 
Zusatzfragen, die  zu diesem Komplex gestellt wor-
den sind, ein bißchen weit das Innenleben der Be

-

troffenen und anderer angeht, das, was sie wohl in 
welcher Situation empfunden haben könnten. 

(Mann [GRÜNE]: Den außenpolitischen 
Schaden betreffend! — Stahl [Kempen] 
[SPD]: Sie haben bestätigt, daß das wie ein 

Elefant im Porzelanladen war!) 

Vizepräsident Westphal: Herr Minister, ich möchte 
dem Hohen Haus sagen, daß mein fester Eindruck 
ist, daß zumindest die Frage 53 falsch zugeordnet 
ist. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU, der SPD 
und den GRÜNEN) 

Da Herr Dr. Lorenz vom Bundeskanzleramt hier 
sitzt, bitte ich ihn, dies mitzunehmen. Denn es war 
eine Zumutung, daß Sie diese Fragen beantworten 
mußten. Eigentlich wäre jemand anders dafür zu-
ständig gewesen. 

(Mann [GRÜNE]: Ein Minister wird gut ge-
nug bezahlt! Da kann er auch diese Frage 

beantworten!) 

Gibt es noch eine Zusatzfrage? — Dann sind wir 
am Ende dieses Geschäftsbereichs. Ich bedanke 
mich bei dem Herrn Minister für die Beantwortung 
der Fragen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundeskanz-
lers und des Bundeskanzleramtes auf. Zur Beant-
wortung ist der Parlamentarische Staatssekretär 
Dr. Lorenz anwesend. 

Ich rufe die Frage 62 des Abgeordneten Dr. Nöbel 
auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß ihr Sprecher, Staats-
sekretär Ost, Ende Mai 1986 vor der Bundespressekonferenz 
gesagt hat, Bundeskanzler Kohl habe sich in einem am 
29. Mai 1986 in der „International Herald Tribune" veröffent-
lichten Gespräch „überzeugt" geäußert, „daß Ernst Albrecht 
auch nach dem 15. Juni 1986 niedersächsischer Ministerprä-
sident bleiben wird", und ist die Bundesregierung bereit, eine 
Abschrift der entsprechenden Passagen des Tonbandes von 
dem 90minütigen Gespräch, das im Besitz des Regierungs-
sprechers sei, zu veröffentlichen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. h. c. Lorenz, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Herr Präsident! Der Bundesregierung ist 
die Äußerung von Staatssekretär Ost am 30. Mai 
vor der Bundespressekonferenz in bezug auf den 
am 29. Mai 1986 in der „International Herald Tribu-
ne" veröffentlichten Artikel bekannt. Dieser Artikel 
basiert auf einem etwa zweistündigen Gespräch, 
das der Bundeskanzler am 26. Mai mit dem Redak-
teur Warren Gettler führte. In diesem Gespräch, das 
zu einem großen Teil auf einem Tonband mitge-
schnitten wurde, wurden verschiedene Fragen be-
handelt. 

Zu dem Thema Niedersachsenwahl wurde Herrn 
Staatssekretär Ost deutlich, daß der Bundeskanzler 
keinen Zweifel daran hatte, daß Ernst Albrecht 
auch nach dem 15. Juni Ministerpräsident in Nie-
dersachsen bleiben würde. Bei der Abstimmung der 
wörtlichen Zitate des Bundeskanzlers mit Herrn 
Warren Gettler haben die Herren Staatssekretär 
Ost und Ministerialdirektor Ackermann diese Aus- 
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Parl. Staatssekretär Dr. h. c. Lorenz 
sage des Bundeskanzlers nochmals mehrfach un-
terstrichen. 

Es ist nicht üblich, solche Tonbandmitschnitte 
der Öffentlichkeit zugänglich zu machen, zumal bei 
solchen Gesprächen mit Journalisten häufig Hin-
tergrundinformationen mitgeteilt werden, die — 
entsprechend journalistischem Brauch — vertrau-
lich zu behandeln sind. Die Bundesregierung beab-
sichtigt daher nicht, Abschriften des Tonbandes 
oder entsprechender Passagen des Tonbandes zu 
veröffentlichen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Dr. Nö-
bel. 

Dr. Nöbel (SPD): Darf ich das so verstehen, daß 
die offensichtlichen Mißverständnisse zwischen 
dem verantwortlichen Redakteur und dem Chef des 
Bundespresseamtes danach bestehenbleiben wer-
den? 

Dr. h. c. Lorenz, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
nach meiner Auffassung gibt es keine Mißverständ-
nisse zwischen dem verantwortlichen Redakteur 
und dem Chef des Bundespresseamtes. Wenn Sie 
einmal das Interview lesen, werden Sie feststellen, 
daß es sich bei der Passage, auf die Sie wahrschein-
lich Bezug nehmen, nicht um eine wörtliche Wieder-
gabe einer Meinungsäußerung des Bundeskanzlers 
handelt, sondern um eine Formulierung des Redak-
teurs, der seine Eindrücke aus dem Gespräch mit 
eigenen Worten wiedergegeben hat. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben noch eine Zu-
satzfrage, Herr Dr. Nöbel. 

Dr. Nöbel (SPD): Aber der Bundesregierung ist 
doch bekannt, daß der Redakteur behauptet, auf 
seinem Tonband sei das, was Herr Ost vorgelesen 
hat — er hat es vorgelesen! —, nicht drauf! 

Dr. h. c. Lorenz, Parl. Staatssekretär: Diese Be-
hauptung kann die Bundesregierung nicht teilen. 
Jedenfalls wissen wir natürlich nicht, ob möglicher-
weise das Tonband des Redakteurs noch andere 
Passagen enthält, da wir es nicht kennen. Wir kön-
nen uns nur auf die Unterlagen beziehen, die von 
Herrn Staatssekretär Ost zur Kenntnis genommen 
worden sind. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Dr. Penner. 

Dr. Penner (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben 
vorhin gesagt, die Zurverfügungstellung des gesam

-

ten Tonbandes käme unter anderem deswegen 
nicht in Betracht, weil es dabei auch Hintergrundin-
formationen geben könne. Nun frage ich Sie: Sind 
Sie denn wenigstens bereit, uns die einschlägigen 
Passagen zugänglich zu machen? 

Dr. h. c. Lorenz, Parl. Staatssekretär: Wir haben 
nicht die Absicht, irgend etwas von dem Tonband 
abzuschreiben oder zu veröffentlichen. Ich weise 
zum einen darauf hin, daß solche Tonbänder nie 
veröffentlicht werden, und zum zweiten darauf, daß 
Tonbandaufzeichnungen aus gesetzlichen Gründen 

nur im Einvernehmen der anwesenden Personen 
gemacht werden können. Das Einvernehmen be-
zieht sich nicht auf die Veröffentlichung, sondern 
nur darauf, daß das Tonband als Gedankenstütze 
für den Artikelschreiber oder zur Überprüfung von 
Zitaten benutzt wird. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage der Abgeord-
neten Frau Hürland. 

Frau Hürland (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist 
es nicht eine ungeheure Gabe, wenn der Bundes-
kanzler am 29. Mai überzeugt sagt, daß Ernst Al-
brecht auch nach dem 15. Juni 1986 niedersächsi-
scher Ministerpräsident bleiben wird und dies ein-
trifft? 

Dr. h. c. Lorenz, Parl. Staatssekretär: Ja, ich teile 
Ihre Auffassung, Frau Kollegin. 

Vizepräsident Westphal: Schade, daß der Präsident 
nichts sagen darf. 

(Heiterkeit) 
Ich rufe die Frage 63 des Abgeordneten Dr. Nöbel 

auf: 
Ist die Bundesregierung für den Fall, daß die Äußerung 

ihres Pressesprechers weder in der bezeichneten noch in 
sonst geeigneter Weise glaubhaft gemacht werden kann, be-
reit, den Regierungssprecher als Beamten nachdrücklich 
dazu anzuhalten, seine Pflicht zu wahrheitsgemäßer Infor-
mation der Öffentlichkeit zu erfüllen? 

Dr. h. c. Lorenz, Parl. Staatssekretär: Da sich 
Staatssekretär Ost pflichtgemäß verhalten hat, 
sieht sich die Bundesregierung nicht zu irgendwel-
chen Schritten gegen ihn veranlaßt. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Dr. 
Nöbel. 

Dr. Nöbel (SPD): Ist der Bundesregierung be-
kannt, daß in der ZDF-Sendung „Kennzeichen D" 
vorgestern, nämlich am 18. Juni, der Vorgänger von 
Herrn Ost, Herr Boenisch, über Handhabungen im 
Bundespresseamt heutzutage folgendes sagte: „Wis-
sen Sie, die ganze Sache ist doch eine Lachnum-
mer"? 

Dr. h. c. Lorenz, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
uns ist bekannt, daß in dieser Sendung Vorgänge 
behandelt worden sind, die hier nicht zur Debatte 
stehen und die mit den Anfragen überhaupt nichts 
zu tun haben. Ich habe auch Zweifel, ob Herrn 
Boenisch bei dieser Bemerkung irgendwie bewußt 
war, daß sie sich auf den Vorgang beziehen sollte, 
den Sie hier ansprechen. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben noch eine Zu-
satzfrage, Herr Dr. Nöbel? 

Dr. Nöbel (SPD): Nein danke. 

Vizepräsident Westphal: Herr Stahl, Sie wollen 
hierzu eine Zusatzfrage stellen? Bitte schön, das 
ist Ihr Recht. 

Stahl ( Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, nun 
ist ja eine Pressekonferenz öffentlich. Diese Bänder 
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Stahl 
dürften doch normalerweise ohne Schwierigkeiten 
zumindest in dem Ausschnitt, den Herr Nöbel hier 
dargelegt hat, verfügbar sein. 

Ich frage Sie auf Grund der Hellsichtigkeit, die 
Herr Ost wohl hat: Wird die Bundesregierung 
Herrn Ost demnächst bei derartigen Sachen als of-
fiziellen Hellseher in der Bundespressekonferenz 
verwenden, damit man das gar nicht auf Tonband 
aufzeichnen muß, sondern damit dies allen allge-
mein zugänglich ist? Dies ist doch ein interessanter 
Vorgang. 

Dr. h. c. Lorenz, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
Herr Staatssekretär Ost hat hervorragende Fähig-
keiten auf allen möglichen Gebieten. Jedenfalls se-
hen wir keine Notwendigkeit, ihm weitere und an-
dersartige Verfahren zu empfehlen. Er hat unser 
volles Vertrauen. 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, sowohl die restlichen Fragen dieses Geschäfts-
bereichs als auch die Fragen aus dem Geschäftsbe-
reich des Bundesministers des Auswärtigen sollen 

entweder schriftlich beantwortet werden, oder die 
Fragesteller haben die Frage zurückgezogen *). Es 
gibt auch Fälle, in denen nach Nr. 2 Abs. 2 unserer 
Richtlinien die Beantwortung schriftlich erfolgt. 

Ich bedanke mich bei Herrn Staatssekretär Dr. 
Lorenz für die Beantwortung der Fragen und 
schließe die Fragestunde. 

Wir sind damit auch am Ende unserer Tagesord-
nung. Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages für Mittwoch, den 25. Juni 1986, 13 Uhr 
ein. 

Ich wünsche Ihnen ein angenehmes Wochen-
ende. 

Die Sitzung ist geschlossen. 
(Schluß der Sitzung: 13.27 Uhr) 

*) Zurückgezogen wurden die Fragen 1 der Abg. Frau 
Blunck, 29 und 30 der Abg. Frau Schmidt (Nürnberg), 
36 und 37 der Abg. Frau Dr. Däubler-Gmelin, 60 und 61 
der Abg. Frau Odendahl. 

Die schriftlichen Antworten sind als Anlagen abge-
druckt. 





Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode - 223. Sitzung. Bonn, Freitag, den 20. Juni 1986 	17325* 

Anlage 1 
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Anlagen zum Stenographischen Bericht 
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* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver-
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** für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen Union 
*** für die Teilnahme an Sitzungen der Nordatlantischen Ver-

sammlung 

Anlage 2 

Zu Protokoll gegebene weitere Ausführungen 
von Bundesminister Dr. Wallmann 

zu Punkt 25 a und b der Tagesordnung 

(Große Anfrage betr. Chemie im Haushalt und In

-

nenraumbelastung sowie Antrag betr. Konzept für 
eine umwelt- und gesundheitsverträgliche Chemie

-politik) 

Für diese Gefahrstoffverordnung hat die Bundes-
regierung erklärt, daß sie für einen weiteren Aus-
bau des Schutzes sorgen wird. 

Doch nun zurück zum Chemikaliengesetz. Die 
Bundesregierung hat in den Schlußbemerkungen 
zum Chemikalienbericht zum Ausdruck gebracht, 
daß sie eine Fortentwicklung des Chemikalienge-
setzes für erforderlich hält. Der wichtigste Punkt ist 
dabei aus meiner Sicht, daß die Überprüfung der 
sogenannten alten Stoffe so zügig wie möglich fort-
gesetzt wird. 

Ich will dazu vorausschicken, daß die bisherigen 
Aktivitäten in der Bundesrepublik Deutschland 
sich durchaus - auch im weltweiten Vergleich - 
sehen lassen können. Im Chemikalienbericht sind 
diese Aktivitäten im Bereich des Gesundheits-, Ar-
beits- und Umweltschutzes ausführlich dargestellt 
worden. 

Frau Professor Süssmuth hat bereits Ende des 
vergangenen Jahres mit dem Verband der Chemi-
schen Industrie vereinbart, daß auf der Basis der 
bisherigen Arbeiten die Überprüfung intensiviert 
werden soll. Ich werde diese Initiative der Gesund-
heitsministerin aufgreifen und die erforderlichen 
Schritte in die Wege leiten. 

In der Zwischenzeit ist auch auf dem Gebiet der 
internationalen Zusammenarbeit weitergearbeitet 
worden. Die OECD in Paris hat auf deutsche Initia-
tive den Gesichtspunkt der Arbeitsteilung bei der 
Überprüfung alter Stoffe zwischen den wichtigsten 
wesentlichen Industrienationen aufgegriffen. Von 
einer Konferenz der OECD auf höherer Ebene im 
kommenden Frühjahr erhoffe ich mir richtungswei-
sende Beschlüsse gerade auch in dieser Frage. 

Ziel unserer Bemühungen ist es, zuerst für alle 
wichtigen Stoffe die erforderlichen Informationen 
für eine Risikoabwägung zusammenzutragen. Spä-
ter müssen dann stufenweise für alle im Verkehr 
befindlichen Stoffe Mindestkenntnisse über die ge- 
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fährlichen Eigenschaften vorhanden sein. Es muß 
nach Möglichkeit ausgeschlossen sein, daß noch 
Stoffe vermarktet werden, für die keine ausreichen-
den Kenntnisse vorliegen. Wo dieses Wissen heute 
noch fehlt, müssen nach Gefährlichkeitsprioritäten 
schleunigst neue Untersuchungen begonnen und 
durchgeführt werden. Unsere Behörden müssen 
durch eine ausreichende Personal- und Sachaus-
stattung in die Lage versetzt werden, die Bewer-
tung aller Erkenntnisse fortlaufend vorzunehmen. 
Nur so ist es möglich, daß die Bundesregierung 
jeweils zu einem frühen Zeitpunkt die entsprechen-
den Vorschläge für die gegebenenfalls notwendigen 
Verbots- oder Beschränkungsmaßnahmen erhält. 

Ich glaube, daß in diesem Punkt in der Zielset-
zung keine Differenz zwischen der Regierung und 
der Opposition besteht. Soweit hinsichtlich des We-
ges dabei Unterschiede bestehen, sollte in den Aus-
schußberatungen geklärt werden, inwieweit auch 
hier noch eine weitere Annäherung der Stand-
punkte erzielt werden kann. 

Der Bundestag hat das Chemikaliengesetz sei-
nerzeit mit den Stimmen aller Fraktionen verab-
schiedet. Wir können daher durchaus auf einem 
breiten Konsens aufbauen. Den Bericht über An-
wendung und Vollzug des Gesetzes hat der Bundes-
tag zu dem Zweck angefordert, etwa vier Jahre 
nach dem Inkrafttreten über eine Novellierung 
nachzudenken. Wir setzen in dieser Legislaturpe-
riode unsere Arbeit konsequent und zielstrebig fort. 
Zeit zur Behandlung eines Gesetzentwurfs haben 
wir allerdings nicht mehr. 

Ich halte es dennoch für sinnvoll, bereits jetzt die 
Möglichkeiten der Beibehaltung eines breiten Kon-
senses in diesem sensiblen Politikfeld zu erkunden. 
Wir können dann in der neuen Legislaturperiode 
zügiger ans Werk gehen. 

Lassen Sie mich am Schluß noch eine kurze Be-
merkung zu der Antwort der Bundesregierung auf 
die Große Anfrage der SPD-Fraktion „Chemie im 
Haushalt und Innenraumbelastung" anschließen. 
Diese Große Anfrage gab Gelegenheit zu einer Be-
standsaufnahme, die auch für die Bundesregierung 
hilfreich war. Wir sehen gemeinsam die Risiken 
und brauchen uns nicht über den Stellenwert dieser 
Gefahren zu streiten. Sie können aus den Antwor-
ten erkennen, mit welchem Engagement sich die 
Bundesregierung dieses Bereichs angenommen hat 
und weiterhin annehmen wird. Die Bundesregie-
rung wird jeden vernünftigen Vorschlag zur Ver-
minderung vermeidbarer Risiken und vermeidba-
rer Belastungen prüfen und gegebenenfalls in Maß-
nahmen umsetzen. Wir werden die Forschung in 
diesem Bereich verstärken. Wir werden die Zusam-
menarbeit mit der chemischen Industrie fortsetzen, 
um den Umwelt- und Gesundheitsschutz weiter zu 
verbessern. Und wir werden auch selbstverständ-
lich die gesetzlichen Instrumente des Chemikalien-
gesetzes anwenden, wenn es darum geht, Leben 
und Gesundheit der Menschen und die Umwelt zu 
schützen. 

Anlage 3 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Punkt 20 der Tagesordnung 

(Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Abwasserabgabengesetzes) *) 

Wolfgramm (Göttingen) (FDP): Das Instrument 
der Abwasserabgabe hat sich als ein überaus wirk-
samer ökonomischer Hebel zur Verbesserung der 
Gewässersituation herausgestellt. Eine sehr beacht-
liche Verbesserung des Gewässergütezustandes 
wurde mit diesem Instrument der Abwasserabgabe 
bereits erreicht. Auf diesem Weg gehen wir weiter: 
Mit der Novellierung des Wasserhaushaltsgesetzes, 
des Waschmittelgesetzes und eben auch mit der No-
vellierung dieses Abwasserabgabengesetzes. 

Die Grundüberlegung bleibt weiter: Die Einlei-
tung von Schadstoffen in Gewässer muß so verteu-
ert werden, daß es billiger wird, entsprechende Ver-
meidungsmaßnahmen durchzuführen. Das Ziel „Ge-
wässerschutz" wird um so nachhaltiger erreicht, 
wenn die wirklich bedeutsamen Schadstoffe der Ab-
gabepflicht unterworfen und durch ein Bonus/Ma-
lus-System diejenigen mit hohen Abgaben belegt 
werden, die nichts oder wenig tun, und andererseits 
diejenigen belohnt werden, die den Stand der Tech-
nik oder mehr anwenden. 

Der Erfahrungsbericht über die Anwendung des 
Abwasserabgabengesetzes hat eine Reihe von Hin-
weisen gegeben, in welcher Weise das Instrument 
der Abwasserabgabe verfeinert und präzisiert wer-
den muß. Die nun hier vorgelegte Novelle des Ab-
wasserabgabengesetzes strebt eine Erhöhung der 
Anreizfunktionen für weitere Gewässerschutzmaß-
nahmen sowie eine — aus meiner Sicht unter Ent-
bürokratisierungsaspekten besonders zu begrü-
ßende — Vereinfachung des Gesetzesvollzuges an. 

Eine erhebliche Verbesserung wird erreicht 
durch die Erweiterung in § 3 Abs, 1 auf Chrom, Nik-
kel, Blei und Kupfer sowie auf die Stoffgruppe der 
organischen Halogenverbindungen (AOX). 

In diesem Zusammenhang muß ich auch an die-
ser Stelle erneut auf meine Vorschläge hinweisen, 
die 3. Reinigungsstufe bei der Abwasserbehandlung 
einzuführen. Zumindest bei größeren Kläranlagen 
sollte die 3. Reinigungsstufe obligatorisch sein. 
Schon eine weitergehende Phosphor- und Stick-
stoffelimination nur bei den größeren Anlagen 
würde zu einer drastischen Verbesserung der Ab-
wasserreinigung führen; ca. 70 % der kommunalen 
Abwässer könnten so erfaßt werden. 

Die Beratungen im Unterausschuß „Abwasserab-
gabengesetz" des Bundesrates und im Innenaus-
schuß des Bundesrates sind unter diesem Aspekt 
von besonderem Interesse. So wurde im Unteraus-
schuß „Abwasserabgabengesetz" von dem Bundes-
land Niedersachsen vorgeschlagen, Ammonium-
stickstoff als abgabepflichtigen Schadstoffparame-
ter aufzunehmen. Der Innenausschuß des Bundes-
rates konnte sich lediglich darauf verständigen, daß 
„die Länder auch für die Einleitung von Phosphor 

*) Siehe 222. Sitzung, Seite 17246 C 
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und von Ammoniumstickstoff eine Abgabe erheben 
können". Es sollte also in das Belieben der Länder 
gestellt werden, hier eine Abgabe zu erheben. Die-
sem Vorschlag, den der Bundesrat nicht übernom-
men hat, fehlt jedoch aus meiner Sicht die notwen-
dige Verbindlichkeit. Zudem würde die Erhebung 
von Abgaben in bestimmten Regionen zu Wettbe-
werbsverzerrungen führen. Einzig gangbarer Weg 
ist also die obligatorische Einführung der weiteren 
Reinigungsstufe, da diese weitere Reinigungsstufe 
dem Stand der Technik entspricht und daher ohne 
weiteres eingeführt werden kann. Eine gewaltige 
Reduzierung der Gewässerverschmutzung auch des 
norddeutschen Küstenraums könnte erreicht wer-
den. Ich erwarte, daß die notwendige Anhörung im 
Innenausschuß sich gerade mit dieser Forderung 
besonders intensiv befaßt. 

Zur bereits bestehenden Regelung über den 
Fischtest ist festzuhalten, daß hier — auch entspre-
chend der Forderung des Bundesrats — die Bun-
desregierung verstärkt auf Forschungsvorhaben 
hinwirken sollte, die biologische Tests ohne Wirbel-
tiere ermöglichen, um dem Tierschutz Rechnung zu 
tragen. 

Durch das Abstellen auf ordnungsrechtliche Be-
scheide wird eine Verwaltungsvereinfachung er-
reicht. Zu prüfen ist, ob der Abgabesatz nicht weiter 
erhöht werden muß. Da der Abgabesatz ab 1. Ja-
nuar 1986 konstant bei 40 DM bleibt, stellt sich die 
Frage, ob es für viele Einleiter, die sich nun auf 
einen festen Abgabesatz von 40 DM einrichten, 
überhaupt noch einen Anreiz gibt, die notwendigen 
Reduzierungen der Abwasserverschmutzung vorzu-
nehmen. Insoweit wäre daran zu denken, den Abga-
besatz kontinuierlich anzuheben, zumal die neu 
aufgenommenen Schadstoffparameter nicht alle 
Einleiter treffen dürften. 

In § 9 Abs. 5 und Abs. 6 wird das Bonus/Malus-
System weiter verfeinert. Stärker als bisher wird 
derjenige belohnt, der die notwendige Abwasserbe-
handlung durchführt. Andererseits muß der Einlei-
ter, der die ordnungsrechtlich gebotenen Einlei-
tungswerte nicht einhält, deutlich höher zur Abwas-
serabgabe herangezogen werden als bisher. 

Aus der Sicht des Gewässerschutzes ist wichtig, 
daß die von uns vorzunehmende Novellierung den 
erforderlichen Anreiz schafft, die unerläßlichen 
Maßnahmen zum Schutz der Gewässer, insbeson-
dere auch zur Verringerung der Belastung mit ge-
fährlichen Stoffen, in möglichst kurzer Zeit durch-
zuführen. Von daher ist insbesondere auch zu prü-
fen, ob die vorliegenden Fristen (bis zu sieben Jah-
re) ausreichend sind oder nicht doch noch weiter 
verkürzt werden können. Die Problematik der 
Kleineinleiterabgabe wird mit den Bundesländern, 
insbesondere aber auch mit den kommunalen Spit-
zenverbänden eingehend zu erörtern sein. 

Ich appelliere an die Opposition, im Interesse des 
Gewässerschutzes mit für eine zügige Beratung des 
Gesetzentwurfs zu sorgen. 

Kiehm (SPD): Wir müssen einen Maßstab finden 
für ein Gesetz, daß eine Schutzfunktion hat und 

nicht eine Gebührenregelung für die Benutzung ei-
nes Vorfluters schafft. 

Im Wasserhaushaltsgesetz steht: 

Jedermann ist verpflichtet, die erforderliche 
Sorgfalt anzuwenden, um eine Verunreinigung 
des Wassers oder eine nachteilige Veränderung 
seiner Eigenschaften zu verhüten. 

Das Abwasserabgabengesetz von 1976 hat mit 
seinen Ansätzen diese Forderung gefördert, es hat 
die Abgabe als ökonomisches Instrument in der 
Umweltgesetzgebung eingeführt, es hat im Zusam-
menwirken mit ordnungsrechtlichen Instrumenten 
Erfolge gebracht. 

Es wird zu prüfen sein, ob nach dem geänderten 
Wasserhaushaltsgesetz und dem jetzt vorgelegten 
Abwasserabgabengesetz die Zangenwirkung erhal-
ten bleibt. 

Es bleibt festzuhalten: Nach dem Erfahrungsbe-
richt der Bundesregierung zum Abwasserabgaben-
gesetz hat das Abwasserabgabengesetz bereits vor 
Erhebung der Abgabe erhebliche Beiträge zur Ver-
besserung der Gewässerqualität geleistet. Die zu er-
wartende Pflicht zur Entrichtung der Abwasserab-
gabe hat im kommunalen wie auch im industriellen 
Bereich zu einem Umdenken bei der Gewässernut-
zung beigetragen, Investitionen forciert und Inno-
vationen gefördert und beschleunigt. Dabei sind 
noch nicht die positiven Effekte der zweckgebunde-
nen Verwendung des Abgabeaufkommens berück-
sichtigt. 

Bereits wenige Monate nach Verabschiedung des 
Gesetzes und mehr als drei Jahre vor Einsetzen der 
Abgabepflicht waren deutliche Auswirkungen auf 
Investitionsplanung und Abwicklung in Unterneh-
men, Gemeinden und Abwasserverbänden erkenn-
bar. 

Wesentliches Element der mit dem Abwasserab-
gabengesetz verfolgten Strategie ist, daß der Ab-
wasserproduzent vor die Wahl zwischen zwei Hand-
lungsalternativen gestellt wird, nämlich Abgaben 
zu zahlen oder betriebsbezogen Vermeidungsmaß-
nahmen durchzuführen. Soll das nicht nur eine 
Scheinalternative sein, muß die Abgabe in etwa den 
Vermeidungskosten im Betrieb entsprechen. Der 
heutige Satz entspricht den Kosten nicht mehr, und 
auch eine verfahrensbedingte Erhöhung kommt 
nicht in die Nähe der tatsächlichen Beseitigungsko-
sten. 

Rechnerisch lohnt es sich, auf Vermeidungsinve-
stitionen zu verzichten. Bleibt es bei dieser Rege-
lung, wird die Vermeidungspolitik geschwächt. 

Die Abgabe muß erhöht werden, sie sollte zeitlich 
gestaffelt sein und längerfristig gesichert werden, 
damit eine sichere Kalkulationsgrundlage für Ab-
wasserproduzenten geschaffen wird und Anreiz- 
und Beschleunigungswirkung besteht. 

Ein ständig wiederholtes Argument lautet: Zu 
hohe Betriebskosten und Wettbewerbsverzerrung. 
Jede hier nicht zugemutete D-Mark muß über Steu-
ern hereingeholt werden, um die eingetretenen 
Schäden zu beseitigen. 
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Wer im übrigen mit Wassergroschen mit Bela-
stungen der Wirtschaft in der Nähe von drei Milliar-
den DM liebäugelt, sollte diesen Millionenaufwand 
für zumutbar halten. 

Man kann ein übriges tun: 

Wir können den § 7 d des Einkommensteuergeset-
zes mit dem Ziel ändern, auch solche Umwelt-
schutzmaßnahmen zu begünstigen, die in die Pro-
duktionsprozesse integriert sind und von vornher-
ein die Entstehung von Umweltbelastungen vermei-
den. Es ist nicht einzusehen, warum nur reparie-
rende Maßnahmen begünstigt werden sollen. 

Das bisherige Gesetz kennt eine Halbierungsre-
gelung, um einen Anreiz für eine fortschreitende 
Verbesserung der Abwasserreinigung zu schaffen. 
Ich denke, daß Anreize auch  zukünftig bestehen 
sollten. Daß die jetzt getroffene Regelung sinnvoll 
ist, besteiten wir. 

Wer Ermäßigung gewähren will, wenn Anforde-
rungen eingehalten werden, die über die allgemein 
anerkannten Regeln der Technik hinausgehen, muß 
abgestufte Erhöhungen für den Fall vorsehen, daß 
die Anforderungen nicht erreicht oder deutlich un-
terschritten werden. Der Ansatz im Gesetz ist nicht 
schlüssig. 

Ungelöst ist das Problem bei den Indirekteinlei-
tern. Jetzt rächt sich, daß die Koalition das ord-
nungsrechtliche Instrumentarium für Indirektein-
leiter völlig unzureichend ausbilden will. 

Auf unsere Frage antwortet die Bundesregierung 
in Drucksache 10/5101: 

Der Forderung, die Indirekteinleitung gefährli-
cher Stoffe, d. h. die Einleitung gefährlicher 
Stoffe in eine öffentliche Kanalisation unmit-
telbar abgabepflichtig zu machen, steht entge-
gen, daß die hierfür erforderlichen ordnungs-
rechtlichen Regelungen für Indirekteinleitun-
gen noch fehlen. 

Wenn überhaupt, schafft diese Situation Wettbe-
werbsverzerrungen. Wer sein Abwasser in den 
Rhein schickt, zahlt; wer sein Abwasser in die Klär-
anlage der Stadt Bonn schickt, wird von der Abgabe 
nicht erfaßt. Die Abwälzbarkeit über kommunale 
Gebührenregelungen ist kein ausreichender Ersatz. 
Ca. 50 % aller gewerblichen Abwässer unterliegen 
dieser Lage. 

Dieses Gesetz muß nachgebessert werden. 

Anlage 4 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Punkt 22 der Tagesordnung 

(Entwurf eines 
Zweiten Rechtsbereinigungsgesetzes) *) 

Clemens (CDU/CSU): Vor fast genau einem Jahr, 
am 26. Juni 1985, fand die erste Lesung zum Ersten 

*) Siehe 222. Sitzung, Seite 17246 D 

Rechtsbereinigungsgesetz statt. Wie jenes ist auch 
das Zweite Rechtsbereinigungsgesetz ein bedeutsa-
mer Bestandteil des umfassenden Entbürokratisie-
rungsvorhabens der Bundesregierung. 

Entbürokratisierung bedeutet Entrümpelung von 
allen überflüssigen Vorschriften in Gesetzen und 
Verordnungen, also die Verbesserung von Gesetzen 
durch Streichung und Zusammenfassung sowie 
Klarstellung und Vereinfachung. 

Zu den weiteren Vorhaben, die dem gleichen 
Zweck, nämlich dem Bürokratieabbau dienen, ge-
hört die von der Bundesregierung in Angriff ge-
nommene totale Überarbeitung von ganzen Geset-
zen. Ich erwähne insoweit die sich in der parlamen-
tarischen Arbeit befindliche Novellierung des Bun-
desbaugesetzes oder aber das Wohnrechtsvereinfa-
chungsgesetz von 1985, mit dessen Verabschiedung 
mehr als 500 000 Akten bei den Wohnungsbauförde-
rungsämtern geschlossen werden konnten. Allein 
64 solcher Rationalisierungsvorhaben befinden sich 
in der parlamentarischen Beratung oder aber in de-
ren Vorbereitung. 

Natürlich kann nicht jedesmal, wenn nur ein-
zelne Vorschriften geändert werden sollen, das ge-
samte Gesetz überarbeitet werden. Sammelgesetze 
wie die beiden Rechtsbereinigungsgesetze sind bes-
ser geeignet, Einzelvorschriften schneller und da-
mit wirkungsvoller zu verbessern. 

Für das intensive Angehen des Problems Büro-
kratieabbau möchte ich namens der CDU/CSU der 
Bundesregierung ein Kompliment machen. Es be-
steht aber kein Grund, sich auf diesen Lorbeeren 
auszuruhen. Ein riesengroßes Betätigungsfeld liegt 
noch vor uns, wenn die Entbürokratisierung über-
haupt für unsere Bürger spürbar werden soll. Es 
müssen dringend und schnell weitere Bereinigungs-
gesetze von der Bundesregierung eingebracht wer-
den. Eigentlich müßten in jedem Jahr zwei Bereini-
gungsgesetze vom Parlament verabschiedet wer-
den. 

Wenn Anträge, Erlaubnisse und Genehmigungen 
rationeller und schneller bearbeitet und damit er-
folgen können, stärkt dies unsere marktwirtschaft-
liche Ordnung. Investitionen können beispielsweise 
schneller erfolgen. Die Verwaltung wird flexibler 
und damit für andere wichtige Aufgaben frei. Der 
Bürger spart Zeit und verliert die Scheu vor einer 
solchen Verwaltung. Und noch eines wäre möglich: 
der öffentliche Dienst — nicht nur die Beamten — 
könnte an Ansehen gewinnen. Kurzum, viel Positi-
ves kann bewirkt werden. 

Die bisher zwischen Bund und Ländern gut funk-
tionierende Zusammenarbeit verdient schon jetzt 
uneingeschränktes Lob. Denn viel Kleinarbeit ist 
notwendig, weil durch viele Verästelungen, Länder-
gesetze, Verordnungen und Erlasse viele beteiligte 
Behörden, angefangen bei den Ländern und Kom- 
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munen, konsultiert werden müssen, ehe eine Vor-
schrift verabschiedungsreif ist. 

Die CDU/CSU möchte der unabhängigen Kom-
mission des Bundes für Recht- und Verwaltungsver-
einfachung unter Führung des Parlamentarischen 
Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt für die bisher 
geleistete Arbeit danken. Wir möchten sie aber zu-
gleich auffordern, in ihrem Bemühen um Entbüro-
kratisierung nicht nur nicht nachzulassen, sondern 
noch zuzulegen. Jetzt, wo zumindest Eingeweihte 
sehen können, daß die Saat des .Bürokratieabbaus 
aufgefangen ist, gilt es, dieses Projekt besonders zu 
pflegen, damit eine gute Ernte eingebracht werden 
kann. 

Mindestens ebenso wichtig ist aber der Appell an 
alle Parlamente, egal ob Bundestag, Landtag oder 
Gemeinde- und Stadträte. Es gilt weitaus stärker 
als bisher, vor jeder Verabschiedung eines neuen 
Gesetzes zu fragen, ob ein solches überhaupt not-
wendig ist, ob tatsächlich ein Regelungsbedarf be-
steht. Ich empfehle insoweit die sogenannten 
„blauen Prüffragen" der Bundesregierung der be-
sonderen Aufmerksamkeit aller Parlamentarier. 

Es bleibt mir leider nicht erspart, immer wieder 
darauf hinzuweisen, daß die Gesetzesflut einge-
dämmt werden sollte. Trotzdem scheint dieses Pro-
blem bei manchen in Vergessenheit geraten zu sein. 
Anders ist es nicht zu erklären, wenn insbesondere 
von seiten der Opposition eine solche Fülle von Ge-
setzesentwürfen eingebracht wurde. Oft entsteht 
dabei der Eindruck, daß diese Gesetzesvorschläge 
nur um ihrer selbst willen, nicht aus sachlichen 
Gründen eingebracht worden sind. Bis jetzt wurden 
in dieser 10. Legislaturperiode allein 164 Gesetzes-
vorhaben vom Deutschen Bundestag initiiert. Der 
Löwenanteil -- nämlich zwei Drittel aller Geset-
zesentwürfe (116) — entfällt auf die Opposition 
(65 SPD, 51 GRÜNE). 

In das gleiche Bild paßt auch, daß wir in dieser 
Legislaturperiode eine Rekordflut von Drucksachen 
produziert haben. Wir liegen schon jetzt bei einer 
Zahl von über 5 200 Drucksachen und damit höher 
als in anderen Legislaturperioden und diese ist 
noch nicht zu Ende. Weltmeister in der Drucksa-
chen-Produktion — aber nur in dieser Beziehung — 
sind die „GRÜNEN". Ich glaube, nicht nur wir, son-
dern Ministerien und nachgeordnete Behörden, 
Länder und Kommunen können aufatmen, daß der 
Großteil dieser Produkte den Orkus hinuntergeht. 
Insoweit denke ich aber an dieser Stelle nur an die 
Quantität. Von der Qualität will ich erst gar nicht 
reden. Ich möchte an uns alle hier im Parlament, 
aber auch an die Bundesregierung in bezug auf Ver-
ordnungen appellieren, nicht alles bis zum I-Tüpfel-
chen zu regulieren. Schon Goethe sagte seinerzeit 
in dem Sonett „Was wir bringen": „In der Beschrän-
kung zeigt sich der Meister", und Friedrich Schiller 
läßt sich in Wilhelm Tell wie folgt vernehmen: „Wer 
gar zu viel bedenkt, wird wenig leisten." Konzen-
trieren wir uns auf das Wesentliche! 

Anlage 5 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Punkt 19 der Tagesordnung 

(Entwurf eines Gesetzes zur 
Neuregelung des Internationalen Privatrechts) *) 

Beckmann (FDP): Die vorliegenden Entwürfe, die 
die Neuregelung des Internationalen Privatrechts 
zum Gegenstand haben, behandeln eine Thematik, 
die dem juristischen Laien in all ihren Einzelheiten 
leider nur schwer zu vermitteln ist. Der Rechtsge-
lehrte Konrad Zweigert hat die Kollisionsrechtswis-
senschaft sogar einmal als die „Atomphysik der Ju-
risprudenz" bezeichnet, was, wie ich meine, den Na-
gel auf den Kopf trifft. Um die sehr detaillierten 
Ausschußberatungen hier im Plenum nicht zu wie-
derholen oder gar fortzusetzen, will ich mich auf ein 
paar grundsätzliche Bemerkungen beschränken. 

Die Neuregelung des Internationalen Privat-
rechts hat zwei Schwerpunkte. Sie liegen — das 
haben auch die bisherigen Erfahrungen bei den Ge-
richten eindeutig gezeigt — im Familienrecht und 
im Erbrecht. Das Gebiet des Schuldrechts hingegen 
— auch das lehrt uns die Praxis —, hat nicht diese 
Bedeutung erlangt. Es werden vergleichsweise we-
nig schuldrechtliche Streitigkeiten mit internatio-
nalem Hintergrund an deutsche Gerichte herange-
tragen. Dies liegt wohl vornehmlich daran, daß es 
die Parteien vorziehen, ihre Streitigkeiten außerge-
richtlich und auf der Grundlage von im voraus ver-
einbarten Schiedsklauseln zu schlichten. Hier hat 
sich das Prinzip der Parteiautonomie durchgesetzt, 
was zeigt, daß dieser Grundsatz den Gedanken der 
Freiheit der Persönlichkeit und ihrer Entfaltung 
auch auf dem wirtschaftlichen Sektor zur besten 
Entfaltung kommen läßt. 

Es ist daher zu begrüßen, daß das Übereinkommen 
über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzu-
wendende Recht, das hier zur Diskussion gestellt ist 
und zur Ratifizierung ansteht, von diesem Konzept 
der Parteiautonomie ausgegangen ist und es zur 
Grundlage seiner Systematik gemacht hat. Aus die-
sem Grunde erwarten wir, daß mit der Ratifizierung 
dieses Übereinkommens keine nachteiligen Wirkun-
gen für die Wirtschaftspartner in Europa verbunden 
sind, sondern vielmehr der Gedanke der Parteiauto-
nomie EG-weit abgesichert wird. 

Was die Schwerpunkte, das Familien- und das 
Erbrecht anbelangen, sind wir mit dem hehren Ziel 
angetreten, dem Verfassungsgrundsatz der Gleich-
berechtigung auch in unserem Internationalen Pri-
vatrecht zum Durchbruch zu verhelfen. Anlaß und 
Auslöser waren die allseits bekannten Entscheidun-
gen des Bundesgerichtshofes und des Bundesver-
fassungsgerichts, die dem Gesetzgeber aufgegeben 
haben, alle den Mann einseitig bevorzugenden An-
knüpfungen und damit die entsprechenden interna-
tionalen Zuständigkeitsregeln abzuschaffen. Die-
sem Auftrag der höchstrichterlichen Rechtspre-
chung sind wir nunmehr gefolgt und haben damit 
den unhaltbaren Zustand beseitigt, daß das deut-
sche Internationale Privatrecht trotz der unmittel- 

*) Siehe 222. Sitzung, Seite 17247 B 
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baren Geltung des Gleichheitsgrundsatzes und der 
daraufhin in Kraft getretenen Familienrechtsre-
formgesetze an einer Bevorzugung des Mannes-
rechtes festhielt. 

Wir betrachten diese Neuregelung daher als ei-
nen weiteren wichtigen Schritt hin zur vollen 
Gleichberechtigung der Frau, hin zu mehr Einzel-
fallgerechtigkeit auch in diesem Bereich des Fami-
lienrechts. 

Für ebenso wichtig halte ich die damit verbun-
dene grundlegende Neuerung, daß die Parteien in 
Teilbereichen das anzuwendende Recht selbst wäh-
len dürfen. Diese Möglichkeit der Rechtswahl ent-
spricht dem liberalen Grundverständnis von der 
freien Entfaltung der Persönlichkeit, vor allem aber 
von der Selbstbestimmung der Menschen auch in 
dem starren Gefüge unserer Rechtsordnung. Wir 
sehen hierin auch die Chance, daß sich die Proble-
me, die sich früher durch die strikte Anwendung 
starrer Kollisionsnormen für die betroffenen Par-
teien ergeben haben, verringert werden können. Es 
wird dadurch — das ist zumindest zu hoffen — 
letztlich zu einer Entlastung der Richter kommen. 
Denn die Parteien, die vor Gericht auftreten, sind 
sich über die von ihnen gewählte Rechtsgrundlage 
und deren Auswirkungen im klaren, haben in die-
sem wichtigen Punkt ihren Willen zur Einigung be-
wiesen. Derartige Rechtsstreitigkeiten werden so 
einfacher zu führen sein, als wenn einem der bei-
den Parteien ein Recht aufoktroyiert wird, dessen 
Inhalte und Wertbegriffe dieser Partei fremd sind. 

Abschließend ist zu dem vorgelegten Gesetzes

-

vorhaben zu sagen, daß es sicherlich einige Punkte 
gibt, über die man geteilter Meinung sein kann. Ich 
mache keinen Hehl daraus, daß ich die hier vorge-
schlagene Inkorporation der EG-Übereinkommen 
für nicht sehr glücklich halte. Jedoch kann man 
dem Gesetzesentwurf insgesamt damit nicht seine 
Notwendigkeit und vor allem nicht seine Zweckmä-
ßigkeit absprechen. Recht ist eben — das sagt 
Richard Pound — Erfahrung, entwickelt aus der 
Vernunft und angewandt, um die Erfahrung zu för-
dern. 

Eylmann (CDU/CSU): Die Aufmerksamkeit, die 
das Plenum einem Gesetzentwurf schenkt, hängt 
häufig nicht von der objektiven Bedeutung der Vor-
lage, sondern von dem Grad des Streits ab, der über 
die Vorlage zwischen Regierungsparteien und Op-
position herrscht. Der Gesetzentwurf zur Neurege-
lung des Internationalen Privatrechts zeigt dies 
deutlich. Die ausführlichen Beratungen im Rechts-
ausschuß haben eine weitgehende Übereinstim-
mung gezeigt, eine Übereinstimmung, wie sie er-
freulicherweise auch in den Vorberatungen zwi-
schen Bund und Ländern festgestellt werden konn-
te. Die Folge ist ein so geringer Aufmerksamkeits-
wert für diesen Gesetzentwurf, daß es weder bei der 
ersten Lesung am 10. November 1983 noch gestern 
für erforderlich gehalten wurde, auch nur ein Wort 
darüber im Plenum zu verlieren. Das ist eine gänz-
lich unangemessene Behandlung eines Gesetzes, 
das eine völlige Neuordnung unseres schon seit 
dem 1. Januar 1900 geltenden autonomen Interna-
tionalen Privatrechts darstellt und deshalb für die- 

sen Rechtsbereich den Rang eines Jahrhundertge-
setzes hat. Seine Tragweite ist schon deshalb erheb-
lich, weil davon ein großer Personenkreis betroffen 
sein wird. Lebten vor 20 Jahren nur ca. 700 000 Aus-
länder bei uns, so sind es jetzt über 4,6 Millionen. 
Jährlich werden 30 000 bis 40 000 Ehen in der Bun-
desrepublik geschlossen, bei denen nicht beide Ehe-
partner Deutsche sind. Die internationale Mobilität 
ist erheblich größer geworden. Die Zahl der privat-
rechtlichen Sachverhalte mit Auslandsberührung 
hat im Zuge dieser Entwicklung wesentlich zuge-
nommen. 

Eine grundlegende Neuregelung des Internatio-
nalen Privatrechts hat sich im wesentlichen aus 
drei Gründen als notwendig erwiesen: 

Zum einen waren die bisher geltenden Regelun-
gen von Anfang an lückenhaft. Für viele in der täg-
lichen Praxis häufig vorkommenden Fälle fand 
man im Einführungsgesetz zum BGB überhaupt 
keine Vorschriften, so z. B. für das Recht der ver-
traglichen Schuldverhältnisse, ein Rechtsgebiet, 
dessen Bedeutung wegen der internationalen Ver-
flechtung unserer Wirtschaft erheblich zugenom-
men hat. 

Zum anderen bevorzugt eine Reihe von Vorschrif-
ten des geltenden Rechts den Ehemann oder den 
Vater und verstößt damit, wie das Bundesverfas-
sungsgericht wiederholt festgestellt hat, gegen den 
Gleichberechtigungsgrundsatz. 

Schließlich ist das autonome Internationale Pri-
vatrecht in den letzten Jahrzehnten in wesentlichen 
Teilen durch multi- und bilaterales Völkervertrags-
recht ergänzt, aber auch überlagert und verdrängt 
worden. Hatten diese Verträge ursprünglich das 
Ziel, die Handhabung des Kollisionsrechtes in der 
Praxis zu vereinfachen, wurde in der Rechtswirk-
lichkeit durch die Überlagerung und Verflechtung 
der autonomen und der völkervertragsrechtlichen 
Kollisionsnormen ihre Handhabung in der Praxis 
immer schwieriger. 

Die Richtung, die eine Reform des kodifizierten 
Internationalen Privatrechts einschlagen mußte, 
war durch die oben beschriebenen Mängel vorge-
zeichnet. Es mußte versucht werden, die größten 
Lücken im Gesetz zu schließen. Weiter war es erfor-
derlich, das geltende Recht dem Grundgesetz anzu-
passen, insbesondere die Benachteiligung für die 
Frau abzuschaffen. Schließlich war anzustreben, 
die Widersprüche zwischen dem autonomen und 
dem völkervertragsrechtlichen Kollisionsrecht da-
durch zu minimieren, daß der Inhalt der wesentlich-
sten völkerrechtlichen Verträge zum Inhalt des ko-
difizierten deutschen Rechts gemacht wird. Das 
neue Recht erreicht diese Ziele weitgehend, wobei 
hervorzuheben ist, daß sich die Gesetzgebung auf 
jahrzehntelange wertvolle Vorarbeiten des Deut-
schen Rates für das Internationale Privatrecht stüt-
zen konnte. 

Ein Schwerpunkt der Neuregelung liegt im Inter-
nationalen Personen-, Familien- und Erbrecht. Die 
verfassungsrechtlich unhaltbar gewordene Bevor-
zugung des Heimatrechts des Ehemannes gehört 
der Vergangenheit an. In der zentralen Frage, nach 
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welchem Recht sich die persönlichen Verhältnisse 
einer Person bestimmen, entscheidet sich das neue 
Recht für das Staatsangehörigkeitsprinzip, ohne 
daran allerdings starr festzuhalten. Dort, wo es 
sachgerecht ist, wo insbesondere in Unterhaltssa-
chen schnelle Entscheidungen notwendig sind, wird 
auch an das Recht des Aufenthaltsortes ange-
knüpft. Dem Grundsatz der Parteiautonomie wird 
durch Einräumung von Rechtswahlmöglichkeiten 
Rechnung getragen, soweit dem die Schutzbedürf-
nisse einzelner Beteiligter und das Erfordernis der 
Durchsichtigkeit der Rechtsverhältnisse nicht ent-
gegenstehen. 

Für die grenzüberschreitenden Handelsbeziehun-
gen des Exportlandes Bundesrepublik Deutschland 
ist von besonderer Bedeutung, daß auch das Inter-
nationale Schuldvertragsrecht neu geregelt wird. 
Wir übernehmen das EG-Abkommen aus dem 
Jahre 1980 über das auf vertragliche Schuldverhält-
nisse anzuwendende Recht als geschriebenes Ge-
setzesrecht unmittelbar in das autonome deutsche 
Internationale Privatrecht. Damit wird sowohl eine 
der größten Lücken im kodifizierten Internationa-
len Privatrecht geschlossen als auch ein wesentli-
cher Beitrag zur Klarheit und Übersichtlichkeit der 
Rechtsordnung geleistet. 

Mit der Verabschiedung der heutigen Gesetze 
zum Internationalen Privatrecht hat die Regie-
rungskoalition eines der wichtigsten Gesetzge-
bungsvorhaben dieser Legislaturperiode erfolgreich 
zu Ende gebracht. Bei den wegen der Kompliziert-
heit der Materie sehr langwierigen Beratungen im 
Rechtsausschuß wurde besonderer Wert darauf ge-
legt, die neuen gesetzlichen Regelungen so einfach 
und verständlich wie möglich zu formulieren. Des-
halb ist die Erwartung berechtigt, daß die prakti-
sche Anwendung nicht auf besondere Schwierigkei-
ten stoßen wird. Die neuen Gesetze werden sicher-
lich in der Rechtswirklichkeit der Bundesrepublik 
Deutschland dazu beitragen, den rechtlichen Bezie-
hungen zwischen Ausländern und Deutschen ihre 
gefürchtete, weil mit vielen juristischen Fallstrik-
ken versehene Besonderheit zu nehmen und sie zu 
jener Normalität zu machen, die einem freiheitli-
chen und weltoffenen Staat gut ansteht. 

Anlage 6 

Zu Protokoll gegebene Rede 
zu Punkt 23 der Tagesordnung 

(Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der 
kassenärztlichen Bedarfsplanung) *) 

Frau Wagner (GRÜNE): Der uns vorgelegte Ge-
setzentwurf zur Verbesserung der kassenärztlichen 
Bedarfsplanung soll im Eilverfahren durchgezogen 
werden. Dies erinnert an die Art und Weise der Ver-
abschiedung des Krankenhausfinanzierungsgeset- 

*) Siehe 222. Sitzung, Seite 17247 A 

zes Ende 1984: auch im Schnellverfahren. Dies muß 
eine Eigenart des Ministers für Arbeit und Soziales 
sein. Immer dann, wenn grundlegendere Verände-
rungen angesagt wären, wird ein Flickwerk hervor-
gebracht. War es damals die umgehende finanzielle 
Entlastung des Bundes von der Krankenhausfinan-
zierung, ist es heute der Ärztenachwuchs, der den 
niedergelassenen Ärzten auf den Nägeln brennt. An 
aktuellem Handlungsdruck mangelt es also nicht. 

Der bundesweite Protest der Medizinstudenten 
und -studentinnen und einer Reihe von Berufsver-
bänden gegen den „Arzt im Praktikum" und damit 
auch gegen die beschlossene Bundesärzteordnung 
hat deutlich gemacht, daß es gar nicht um die Ver-
besserung der Qualität ärztlicher Aus- und Weiter-
bildung geht und somit auch gar nicht um den Pa-
tienten, wie man vielleicht glauben könnte. Nein, es 
geht um die Begrenzung der Konkurrenz für die 
bereits etablierten niedergelassenen Ärzte. Wo gibt 
es denn so etwas bei den anderen selbständigen 
Berufen? Wer sichert den Architekten, den Rechts-
anwälten u. a. über gesetzliche Eingriffe das Mono-
pol? So etwas funktioniert doch sonst nur über 
Marktprozesse. 

Offensichtlich wird der Markt für niedergelas-
sene Ärzte begrenzt und erweitert und wieder be-
grenzt, je nach Einkommenslage. Noch im Jahr 
1960 hat das Bundesverfassungsgericht auf Betrei-
ben der Ärzte selbst festgestellt, daß das damalige 
starre System der Verteilung von Kassenarztsitzen 
auf eine beschränkte Zahl von Ärzten einen — ich 
zitiere — „tiefen Einschnitt in die freie Berufsaus-
übung der nicht zugelassenen Ärzte" bedeutet. Und 
heute gilt dieser Grundsatz auf einmal nicht mehr? 
Dies ist, meine Damen und Herren und Herr Mini-
ster Blüm, einfach inkonsequent. Wenn Sie sonst 
die Marktwirtschaft hochhalten — und die wollen 
Sie nun auch verstärkt im Gesundheitswesen —, 
dann müßten Sie dies auch für den Wettbewerb 
unter den niedergelassenen Ärzten fordern. Das 
wäre konsequent, Herr Blüm. Aber in diesem Fall 
hat sich die Ärztelobby klar durchgesetzt. 

Natürlich belegen die Zahlen, daß die Ausgaben 
der Krankenversicherung mit der Ärztedichte stei-
gen. Natürlich hat ein Wettbewerbsprozeß unter 
den Ärzten in dichtbesiedelten Gebieten schon 
längst begonnen. Nur hat dies in der Regel aber 
auch gar nichts mit den angeblich anspruchsvollen 
Patienten zu tun, die den Arzt zu einer bestimmten 
Diagnose und Therapie bewegen, die ihm sozusa-
gen das Messer auf die Brust setzen. Ich will Ihnen 
sagen, woran es liegt: 

Erstens liegt es an der diagnoseorientierten Aus-
bildung der Ärzte, an der schulmedizinischen Aus-
bildung schlechthin; sozialmedizinische Kenntnisse 
werden äußerst dürftig bis gar nicht vermittelt. 

Zweitens liegt es an der Einzelleistungsvergü-
tung, die es den Ärzten erlaubt, bei Schmälerung 
ihrer Einkommen eben mehr über die Gebührenzif-
fern abzurechnen. So kommen dann auch die Über-
weisungen an die lieben Kollegen und entspre-
chende Rücküberweisungen zustande. 

Das weiß mittlerweile jeder, das belegen die Er-
fahrungen von Ärzten, die in Gemeinschaftspraxen 
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mehr Beratungstätigkeiten ausüben und weniger 
diagnoseaufwendig arbeiten, jedoch damit ihren 
Betrieb — und so muß man es schon nennen — in 
die Verlustzone bringen. Das Geld läßt sich in der 
Regel mit einem technologisch hochentwickelten 
Medizingerätepark und entsprechender Spezialisie-
rung machen. Dies belegen die Einkommensstati-
stiken für die einzelnen Arztgruppen mehr als aus-
reichend. 

Natürlich wagen Sie, Herr Minister Blüm, sich an 
die Pauschalhonorierung nicht heran, schon gar 
nicht Ihr Koalitionspartner, die FDP. Wir von den 
GRÜNEN setzen dem Gesetzentwurf entgegen: 
Statt Absicherung des Einkommensmonopols bei 
den niedergelassenen Ärzten die pauschale Hono-
rierung der Arzteinkommen auf deutlich niedrige-
rem Niveau als das heutige durchschnittliche Arzt-
einkommen von 195 000,— DM vor Steuern. Des 
weiteren haben wir einen Nachholbedarf an Ärzten 
im öffentlichen Gesundheitsdienst, im betriebsärzt-
lichen Dienst sowie in der Umweltmedizin. 

Von einer Ärzteschwemme kann angesichts im-
mer noch langer Wartezeiten in den Praxen nieder-
gelassener Ärzte und von Aufgaben, die bisher nur 
ungenügend erfüllt werden, keineswegs die Rede 
sein. 

Anlage 7 

Antwort 

des Bundesministers Dr. Wallmann auf die Frage 
des Abgeordneten Würtz (SPD) (Drucksache 
10/5655 Frage 41): 

Warum hat die Bundesregierung die Vierzehnte Verord-
nung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgeset-
zes erlassen? 

1. Belange der äußeren Sicherheit, der Landesver-
teidigung und der militärischen Geheimhaltung 
machen in begrenztem Umfang verfahrensrecht-
liche Sonderregelungen auf dem Gebiet des Immis-
sionsschutzes erforderlich. Die 14. Verordnung zur 
Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgeset-
zes (Verordnung über Anlagen der Landesverteidi-
gung), die am 1. Mai 1986 in Kraft getreten ist, trägt 
diesen Erfordernissen Rechnung. Für Anlagen der 
Landesverteidigung betraut sie im sachlich gebote-
nen Umfang Bundesbehörden mit dem Vollzug des 
Gesetzes und der darauf gestützten Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften. Der Bundesrat hat der 
Verordnung zugestimmt. 

Im einzelnen bedeutet dies: 

a) Im Hinblick auf etwa erforderliche Genehmi-
gungsverfahren bleibt es auch bei Anlagen der 
Landesverteidigung bei der bisherigen Zustän-
digkeit der Länder; in ganz geringem Umfang 
enthält die Verordnung Sonderregelungen zur 
Wahrung militärischer Geheimnisse, die im Ge-
nehmigungsverfàhren zu beachten sind. 

b) Lediglich im Bereich der Überwachung und be-
schränkt auf solche Anlagen der militärischen 
Landesverteidigung, die sich im militärischen 

Sicherheitsbereich befinden, geht die Zuständig-
keit von Länderbehörden auf den BMVg oder 
die von ihm bestimmten Stellen über. Die Ver-
ordnung bewirkt eine Zuständigkeitsübertra-
gung; nicht etwa sind mit ihr Abstriche an den 
Anforderungen des materiellen Immissions-
schutzes verbunden. Die Bundeswehr hat alle 
Maßnahmen getroffen, um die ihr übertragenen 
Aufgaben sachgerecht wahrnehmen zu können. 

2. Die Verordnung stellt eine sachgerechte und 
klare Abgrenzung der Zuständigkeiten dar; sie 
trägt sowohl den Belangen der Bürger und des Um-
weltschutzes wie auch den Erfordernissen der mili-
tärischen Landesverteidigung Rechnung. 

Anlage 8 

Antwort 

des Bundesministers Dr. Wallmann auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Emmerlich (SPD) (Druck-
sache 10/5655 Fragen 48 und 49): 

Wie viele Störfälle mit Freisetzung von Radioaktivität hat 
es in Kernkraftwerken der Bundesrepublik Deutschland bis-
her gegeben? 

Wieviel Radioaktivität wurde dabei freigesetzt? 

Zu Frage 48: 

Die besonderen Vorkommnisse bei Kernkraft-
werken in der Bundesrepublik werden seit 1975 
zentral erfaßt. Dabei wurden bis einschließlich 
1. Quartal 1986 sieben besondere Vorkommnisse 
vermerkt, bei denen es zu einer Freisetzung radio-
aktiver Stoffe in die Umgebung des Kernkraftwer-
kes gekommen ist. 

Zu Frage 49: 

Die Werte der dabei freigesetzten Radioaktivität 
wurden durch Nachrechnung ermittelt. In allen Fäl-
len lagen sie unter den von der zuständigen Geneh-
migungsbehörde festgelegten Grenzwerten, die 
zum Teil um mehrere Größenordnungen unter-
schritten wurden. 

Anlage 9 

Antwort 

des Staatssekretärs Ost auf die Fragen des Abge-
ordneten Schäfer (Offenburg) (SPD) (Drucksache 
10/5655 Fragen 64 und 65): 

Auf Grund welcher Rechtslage oder welcher Haushaltser-
läuterungen läßt das Presse- und Informationsamt der Bun-
desregierung Fernsehsendungen bewerten, den Namen des 
Kommentators angeben, und wer hat die entsprechende in-
terne Anweisung vom 21. Februar 1986 veranlaßt? 

Wer ist mit derartigen Fernsehbeobachtungen betraut 
worden, nach welchen Kriterien sollen diese Beobachtungen 
und Bewertungen erfolgen? 
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Zu Frage 64: 

Sie haben Recht, wenn Sie in Ihrer Frage auf die 
Erläuterungen zum Haushalt des Presse- und Infor-
mationsamtes der Bundesregierung abstellen. Nach 
dem Vorwort zum Kapitel 0403 des Bundeshaus-
haltsplanes ist es Aufgabe des Amtes, „den Bundes-
präsidenten und die Bundesregierung auf dem ge-
samten Nachrichtenbereich laufend zu unterrich-
ten". Zu diesem Zweck werden in der Nachrichten-
abteilung des Amtes seit Jahren nicht nur Zeitun-
gen und Agenturmeldungen, sondern ebenso Rund-
funk- und Fernsehsendungen beobachtet und mit 
thematischer Angabe des jeweiligen Beitrags er-
faßt. 

Zwar wird auf diese Weise eine kurzgefaßte Wie-
dergabe fast des gesamten Nachrichtenmaterials 
erreicht, jedoch haben die Nachrichten und Themen 
— welches Gebiet sie auch behandeln mögen — im 
wesentlichen den gleichen Stellenwert. Eine Her-
ausstellung und Gewichtung von Schwerpunkten 
einzelner Sendungen unter informationspolitischen 
Gesichtspunkten wurden bis vor kurzem nicht vor-
genommen. 

Dies habe ich zunehmend als Mangel empfunden. 
Zur Unterrichtung des Regierungssprechers genügt 
es nicht, nahezu alle — auch weniger wichtige 
Nachrichten — zu erfassen. Vielmehr ist es erfor-
derlich, darüber hinaus auch die politisch relevan-
ten Schwerpunkte auszuwählen und diese wertend 
zusammenzufassen. Dies gibt nicht nur einen Über-
blick über das politisch Wesentliche, sondern auch 
für etwa notwendige Reaktionen — sei es im Ge-
spräch mit Journalisten, sei es bei Diskussionen mit 
Politikern oder Bürgern. 

Das Amt hat bei seinen Aufzeichnungen Rund-
funk- und Fernsehkommentare stets mit dem Na-
men des Verfassers gekennzeichnet. Das geht aus 
der Kommentarübersicht II hervor, die auch die Ab-
geordneten- des Deutschen Bundestages erhalten. 
Daran hat sich bis heute nichts geändert; das ist 
also nichts Neues und für mich im übrigen auch 
eine Selbstverständlichkeit. 

Nun zu dem Papier vom 21. Februar 1986, das Sie 
erwähnen: Es handelt sich nicht um eine interne 
Anweisung mit verbindlichem Charakter. Vielmehr 
ist den verschiedenen Mitarbeitern, die diese Auf-
gabe wahrnehmen, eine technische Anleitung mit 
praktischen Hinweisen zur Verfügung gestellt wor-
den, um ihnen die Arbeit zu erleichtern. 

Zu Frage 65: 

Die Fernsehsendungen werden von Mitarbeitern 
des Amtes beobachtet; freie Mitarbeiter sind nicht 
herangezogen worden. Für diese Aufgabe hat sich 
ein größerer Kreis von Mitarbeitern des Amtes frei-
willig zur Verfügung gestellt. Da diese Aufgabe kei-
nen Aufschub duldete, sondern sich m. E. schon län-
ger stellte, ist die jetzige Übergangsregelung getrof-
fen worden. Sie ist unkonventionell, unbürokratisch 
und basiert auf dem freiwilligen Engagement. Na-
türlich bemüht sich das Amt, die erforderlichen 
Stellen für eine Dauerlösung durch Neubewilli-
gungen oder organisatorische Maßnahmen zu 
schaffen. 

Kriterium der Zusammenfassung ist es, darüber 
zu informieren, was mit welchen Schwerpunkten in 
den politischen Fernsehsendungen berichtet wird. 
Dabei geht es nicht nur um innenpolitische Nach-
richten und Berichte, sondern auch um Dokumenta-
tionen über Auslandsthemen. 

Anlage 10 
Antwort 

des Staatsministers Dr. Stavenhagen auf die Fra-
gen der Abgeordneten Frau Will-Feld (CDU/CSU) 
(Drucksache 10/5655 Fragen 66 und 67): 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß der deutsche 
Botschafter in Japan anläßlich eines Mittagessens für eine 
rheinland-pfälzische Delegation und ihre japanischen Part-
ner einen Wachauer Rotwein aus Österreich servieren ließ, 
und wenn ja, wie steht die Bundesregierung in diesem spe-
ziellen Fall und ganz allgemein dazu, daß in deutschen Bot-
schaften im Ausland nichtdeutsche Weine kredenzt werden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich keine offizielle 
deutsche Stelle förmlich für den durch deutsche Abfüllerbe -
triebe nach Japan exportierten österreichischen Weinskan-
dal entschuldigt hat und hierdurch eine japanische Gepflo-
genheit nicht beachtet wurde? 

Zu Frage 66: 

Es ist zutreffend, daß beim Mittagessen des Bot-
schafters für die Delegation aus Rheinland-Pfalz 
österreichischer Rotwein ausgeschenkt wurde. 

Botschaft Tokio hat bisher bei offiziellen Veran-
staltungen in der Residenz grundsätzlich deutsche 
Weine ausgeschenkt; zu oben genanntem Essen 
wurde im übrigen sowohl deutscher Weißwein als 
auch deutscher Sekt gereicht. 

Unvorhergesehene Veranstaltungen hatten die 
dienstlichen Bestände an deutschen Rotweinen er-
schöpft. Bei Rückgriff auf private Bestände mußte 
der Botschafter zwischen französischen und öster-
reichischen Rotweinen wählen; zum Menü schien 
österreichischer Rotwein besser geeignet. 

Zum Aspekt der Vorratshaltung ist folgendes zu 
bemerken: Der Botschafter hat zehn Tage nach der 
Veranstaltung für die rheinland-pfälzische Delega-
tion die Residenz wegen größerer Umbauarbeiten 
räumen müssen, so daß dort vor seinem Eintritt in 
den Ruhestand zum 1. Juli 1986 keine Veranstaltun-
gen mehr durchgeführt werden konnten. Bei der 
Auffüllung seiner Weinbestände mußte er diese 
Entwicklung berücksichtigen. 

Die Bundesregierung setzt sich generell mit 
Nachdruck dafür ein, daß in deutschen Botschaften 
im Ausland soweit irgend möglich und kostenmäßig 
vertretbar ausschließlich deutsche Getränke (Wein, 
Sekt, Bier) und auch Speisen und Spezialitäten ge-
reicht werden. 

Dies würde im übrigen erheblich erleichtert, 
wenn die Mitglieder des Bundestages aller Fraktio-
nen sich dafür einsetzen, daß deutsche Anbieter un-
seren Botschaftsangehörigen im Ausland beim Ein-
kauf preislich entgegen kämen, wie das andere eu-
ropäische Länder mit ihren Vertretungen schon seit 
langen Jahren tun (z. B. Frankreich, Italien, Spa- 
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nien). Nur dadurch ließen sich ganz erhebliche 
Transportmehrkosten kompensieren, die anderen-
falls von den Bediensteten privat getragen werden 
müssen. 

Zu Frage 67: 

Die Bundesregierung hat bereits im Juli 1985 
durch die Botschaft in Tokio dem japanischen Au-
ßenministerium ihr Bedauern ausgedrückt, daß 
auch einige deutsche Weine Grund zur Beanstan-
dung gegeben haben. Sowohl Bundesminister 
Kiechle als auch Bundesminister Dr. Riesenhuber 
haben im Herbst letzten Jahres gegenüber dem da-
maligen Landwirtschaftsminister Sato bzw. dem ja-
panischen Außenministerium ihr Bedauern zum 
Ausdruck gebracht, daß Weinlieferungen einiger 
weniger deutscher Firmen zu beanstanden gewesen 
sind. Mit diesen Äußerungen amtlicher deutscher 
Stellen wurde japanischen Gepflogenheiten voll 
entsprochen. 

Anlage 11 

Antwort 

des Staatsministers Dr. Stavenhagen auf die Frage 
des Abgeordneten Immer (Altenkirchen) (SPD) 
(Drucksache 10/5655 Frage 68): 

Wie vereinbart die Bundesregierung ihre weltweiten In-
itiativen zur Bekämpfung von Menschenrechtsverletzungen 
mit der Tatsache, daß Kurden und Armenier in der Türkei 
als nicht existent bezeichnet und die Bemühungen dieser 
Volksgruppen um die Erhaltung ihrer Sprache und Kultur in 
der Türkei mit allen militärischen und polizeilichen Mitteln 
— auch mit den Mitteln der Folterung von unschuldigen Kin-
dern — bekämpft werden, und ist ihr klar, daß ihre eigenen 
Forderungen nach Förderung und Erhaltung des deutschen 
Volkstums im Ausland unglaubwürdig werden, wenn sie die 
Rechte der Kurden und Armenier aus NATO-Rücksichten als 
unbegründet ansieht? 

Der Status der Kurden in der Türkei unterschei-
det sich von dem der Armenier. 

Die Armenier gehören zu den im Lausanner Ver-
trag von 1923 erwähnten „nicht-islamischen Min-
derheiten" und besitzen dementsprechend einen 
vertragsvölkerrechtlichen Minderheitsstatus. Auf-
grund der Artikel 39-42 des Lausanner Vertrages 
sind die armenisch-orthodoxe und die armenisch

-

katholische Kirche in der Türkei rechtsfähig und 
haben das Recht und die Pflicht zur Unterhaltung 
eigener Schulen. 

Nach neuesten Schätzungen gibt es etwa 60 000 
Armenier in der Türkei. Sie leben mehrheitlich in 
Istanbul, wo sie 33 Kirchen und 20 Schulen besitzen. 
Armenier sind in allen Berufen und Gesellschafts-
schichten der Türkei vertreten, allerdings in gerin-
gerem Maße im Staatsdienst und Militär. Ihre all-
gemeinen Lebensbedingungen unterscheiden sich 
kaum von denen der moslemischen türkischen 
Mehrheit. Sie werden rechtlich nicht diskriminiert, 
sind jedoch tatsächlich bisweilen gesellschaftlichen 
und administrativen Schwierigkeiten ausgesetzt. 
Hierzu haben auch Terroranschläge armenischer 

Extremisten beigetragen, die ein Klima der Ableh-
nung fördern. 

Für die türkischen Kurden gibt es dagegen nach 
der türkischen Verfassung und nach der türkischen 
Rechtsordnung keine Minderheitsrechte. Mit Aus-
nahme der im Lausanner Vertrag erwähnten Ge-
meinschaften schließt das türkische Staatsver-
ständnis die Existenz nationaler Minderheiten auf 
türkischem Boden aus. Zudem ist die Türkei dem 
Internationalen Pakt über bürgerliche und politi-
sche Rechte der Vereinten Nationen vom 19. De-
zember 1966 nicht beigetreten. Als vertragliche Ver-
pflichtung kann Artikel 27 dieses Pakts, in dem die 
Rechte der Angehörigen von Minderheiten veran-
kert sind, der Türkei daher nicht entgegengehalten 
werden. Unter diesen Umständen sind die Erfolgs-
aussichten einer Einflußnahme von außen — auch 
von seiten befreundeter Staaten — zugunsten einer 
Sonderstellung für die kurdischen Türken nicht 
günstig. 

Nach allem, was wir wissen, werden aber Kurden, 
wenn sie sich als türkische Staatsangehörige be-
kennen, nicht diskriminiert. Wer sich öffentlich als 
Kurde bezeichnet, wird nicht verfolgt. Im Osten und 
Südosten der Türkei, den Hauptsiedlungsgebieten 
der kurdischen Türken, wird auf der Straße Kur-
disch gesprochen. Der private Gebrauch dieser 
Sprache ist nicht verboten und wird nicht verfolgt. 

Im übrigen ist festzustellen, daß zwar die Lage 
von Minderheiten in der Türkei nach den vorliegen-
den Informationen, insbesondere nach unseren Kri-
terien, noch nicht als befriedigend bezeichnet wer-
den kann. Im Zuge des fortschreitenden Demokrati-
sierungsprozesses zeichnet sich jedoch auch eine 
zunehmende Verbesserung der allgemeinen men-
schenrechtlichen Lage in der Türkei ab. 

Die Bundesregierung tritt für einen weltweiten, 
umfassenden Schutz der Menschenrechte ein. Die 
einschlägigen Gremien der Vereinten Nationen 
sind für diese Politik die am besten geeigneten Fo-
ren. Gegenüber der Türkei hat die Bundesregierung 
wiederholt verdeutlicht, welche Bedeutung sie der 
Achtung der Menschenrechte beimißt. Sie wird ihre 
Politik fortsetzen, die türkische Regierung in ihrem 
ernsthaften Bemühen um Fortschritte in dieser 
Richtung kritisch zu ermutigen. 

Auch der Bundespräsident hat bei seinem jüng-
sten Staatsbesuch in der Türkei die Frage des Men-
schenrechtsschutzes und des Status von Minderhei-
ten mit Staatspräsident Evren und Ministerpräsi-
dent Özal ausführlich erörtert und eine positive Re-
sonanz gefunden. 

Anlage 12 

Antwort 

des Staatsministers Dr. Stavenhagen auf die Frage 
des Abgeordneten Jäger (Wangen) (CDU/CSU) 
(Drucksache 10/5655 Frage 69): 

Wird die Bundesregierung die am 4. Juni 1986 vom Parla-
mentarischen Staatssekretär beim Bundesminister für in-
nerdeutsche Beziehungen erteilte Antwort auf die mündli- 
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chen Fragen 32 und 33 (Drucksache 10/5567) zur sogenann-
ten Wahl der Volkskammer zur Information allen deutschen 
Auslandsmissionen mitteilen, um diese besser in den Stand 
zu versetzen, die Auffassung der Bundesregierung zu dieser 
„Wahl" in ihren Aufenthaltsländern zu vertreten? 

Am 9. Juni 1986 wurde allen Auslandsvertretun-
gen der Bundesrepublik Deutschland der Text der 
Erklärung, die der Sprecher der Bundesregierung 
unmittelbar nach den Volkskammerwahlen am 
8. Juni 1986 herausgegeben hat, über den Informa-
tionsfunk im Wortlaut übermittelt. Diese Erklärung 
deckt auch die Ausführungen ab, mit denen der 
Parl. Staatssekretär beim Bundesminister für In-
nerdeutsche Beziehungen, Dr. Hennig, am 4. Juni 
1986 die mündlichen Anfragen Nr. 32 und Nr. 33 be-
antwortet hat. Ebenfalls mit Hilfe des Informations-
funks wurde den Auslandsvertretungen ein Über-
blick der Pressestimmen in unserem Lande zu den 
Volkskammerwahlen übermittelt. Auch sind unsere 
Auslandsvertretungen über den Charakter der 
Wahlen in der DDR, die mit freien und geheimen 
Wahlen nach westlichem Muster nichts zu tun ha-
ben, gut unterrichtet. 

Anlage 13 

Antwort 

des Staatsministers Dr. Stavenhagen auf die Frage 
des Abgeordneten Fischer (Bad Hersfeld) (GRÜNE) 
(Drucksache 10/5655 Frage 70): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Entscheidung der 
französischen Regierung, ihr Angebot, Paris als Tagungsort 
für die für den 15. Juli 1986 zum 2. August 1986 geplante 
Abrüstungs- und Entwicklungskonferenz der UNO bereitzu-
stellen, in letzter Minute zurückzuziehen, und wie hat die 
Bundesregierung in der jüngsten Vorbereitungssitzung auf 
diese Entscheidung reagiert? 

Der Vorbereitungsausschuß der Internationalen 
Konferenz über den Zusammenhang zwischen Ab-
rüstung und Entwicklung hat auf seiner 3. Tagung 
vom 2.-13. Juni 1986 im Konsens beschlossen, eine 
Entscheidung der bevorstehenden 41. Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen über einen 
neuen Termin für die Konferenz 1987 herbeizufüh-
ren. Die Bundesregierung hat diesen Konsens mit-
getragen. Sie hat sich von Anfang an für das Konfe-
renzvorhaben ausgesprochen und ist nach wie vor 
der Auffassung, daß die sachgerechte und fundierte 
Diskussion der Thematik im weltweiten Rahmen 
durch die Konferenz gefördert werden kann. Die 
Bundesregierung hat allerdings schon immer die 
Ansicht vertreten, daß diese Konferenz besonders 
sorgfältiger Vorbereitung bedarf. 

Anlage 14 

Antwort 

des Staatsministers Dr. Stavenhagen auf die Fra-
gen der Abgeordneten Frau Eid (GRÜNE) (Druck-
sache 10/5655 Fragen 71 und 72): 

Wie bewertet die Bundesregierung die selektiven Wirt-
schaftssanktionen zahlreicher westlicher Staaten gegen das 
südafrikanische Apartheid-Regime (u. a. irisches Importver-
bot für Früchte und Gemüse, britisches Importverbot für 
Goldmünzen, dänisches Handelsembargo) vor dem Hinter-
grund ihrer ablehnenden Haltung gegenüber diesen und 
ähnlichen Maßnahmen? 

Welche Schritte hat die Bundesregierung nach dem umfas-
senden Handelsembargo Dänemarks gegen Südafrika unter-
nommen, um ein einheitliches Vorgehen der EG in dieser 
Frage sicherzustellen? 

Zu Frage 71: 

Die Haltung der Bundesregierung zur Politik ge-
genüber Südafrika findet ihren Ausdruck in der Er-
klärung der europäischen Außenminister vom 
10. September 1985. Diese Erklärung, die die ge-
meinsame Haltung der Europäer widerspiegelt, ent-
hält positive und restriktive Maßnahmen gegen-
über Südafrika. Die dort vorgesehenen Maßnahmen 
werden von der Bundesrepublik Deutschland voll 
angewendet. 

Zu Frage 72: 

Die Bundesregierung wird wie bisher ihre Süd-
afrika-Politik in enger Abstimmung und Zusam-
menarbeit mit ihren europäischen Partnern füh-
ren. 

Anlage 15 

Antwort 

des Staatsministers Dr. Stavenhagen auf die Frage 
des Abgeordneten Catenhusen (SPD) (Drucksache 
10/5655 Frage 73): 

Wie bewertet die Bundesregierung die Pläne der politi-
schen Dachorganisation der Contras, der Vereinigten Nicara-
guanischen Opposition „UNO", mit finanzieller Unterstüt-
zung des CIA in Kürze in der Bundesrepublik Deutschland 
(als Teil eines europaweiten Netzes), eine massive Kam-
pagne politischer Beeinflussung prominenter Persönlichkei-
ten des öffentlichen Lebens, u. a. der Medien, zu starten, und 
einen Vertreter für die Bundesrepublik Deutschland zu er-
nennen, der mit einem Budget von monatlich ca. 25 000 US-
Dollar ausgestattet werden soll, und gedenkt sie, durch offi-
zielle Kontakte dazu zu einer politischen Aufwertung der 
Contras in Westeuropa beizutragen? 

Der Bundesregierung sind Pläne, wie sie in der 
Frage behauptet werden, nicht bekannt. 

Anlage 16 

Antwort 

des Staatsministers Dr. Stavenhagen auf die Frage 
des Abgeordneten Müller (Düsseldorf) (SPD) 
(Drucksache 10/5655 Frage 74): 

Teilt die Bundesregierung die Einschätzung, daß die in 
Nicaragua operierenden Contras, auf deren Konto auch die 
jüngste Geiselnahme der acht Deutschen in Nicaragua geht, 
in der Tradition ehemaliger Somoza-Gardisten stehen und 
vom CIA finanziert, ausgerüstet und angeleitet werden? 

Für die Entführung der acht Deutschen in Nica-
ragua hatte sich die Organisation „UNO/FDN" für 
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verantwortlich erklärt. Die Bundesregierung hat 
die Entführung als Akt der Gewalt verurteilt, der 
durch kein politisches Motiv gerechtfertigt werden 
kann. In welcher Tradition sich diese Organisation 
sieht, in der sowohl ehemalige Anhänger des Ex

-

Präsidenten Somoza wie ehemalige Anhänger der 
Sandinisten mitarbeiten, kann diese Organisation 
nur selbst beantworten. 

Die Unterstützung der USA für die CONTRAS ist 
gegenwärtig Gegenstand der Diskussion in den 
USA. 

Ich habe schon am 4. Juni anläßlich eines Kollo-
quiums des Europarats zum Thema „Dialog zwi-
schen Europa und Lateinamerika" erklärt: Die Un-
terstützung der sogenannten CONTRAS von außen 
halten wir ebenso für falsch wie die Unterstützung 
von Aufständischen in El Salvador durch Nicaragua 
und Kuba. 

Anlage 17 

Antwort 

des Staatsministers Dr. Stavenhagen auf die Fra-
gen des Abgeordneten Verheugen (SPD) (Druck-
sache 10/5655 Fragen 75 und 76): 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die auswärtige 
Kulturpolitik, wie es der bayerische Ministerpräsident 
Strauß vor Mitarbeitern des Goethe-Instituts geäußert hat, 
„dringend in die Hände einer wirklichen politischen Füh-
rungskraft" gelegt werden müsse? 

Vertritt die Bundesregierung die Auffassung, daß die aus-
wärtige Kulturpolitik, wie ebenfalls vom bayerischen Mini-
sterpräsidenten Strauß vor Mitarbeitern des Goethe-Instituts 
geäußert, „der internationalen Kulturschickeria als Spielwie-
se" diene? 

Zu Frage 75: 

Nein, die Bundesregierung ist der Meinung, daß 
sich Führungsinstrumente und Durchführung der 
auswärtigen Kulturpolitik bewährt haben. 

Sie bieten Gewähr, berechtigten Beanstandungen 
im Einzelfall nachzugehen und sie abzustellen. 

Zu Frage 76: 

Die Bundesregierung strebt im Rahmen der aus-
wärtigen Kulturpolitik die Vermittlung eines um-
fassenden Deutschlandbildes einschließlich der hi-
storischen Perspektiven an. 

Sie ist nicht der Auffassung, daß die in diesem Rah-
men unmittelbar von ihr oder durch Mittlerorganisa-
tionen wie das Goethe-Institut geförderten Veranstal-
tungen und Persönlichkeiten als „internationale Kul-
turschickeria" bezeichnet werden können. 

Anlage 18 

Amtliche Mitteilungen 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 6. Juni 1986 beschlossen, 
den nachstehenden Gesetzen zuzustimmen bzw. einen Antrag ge-
mäß Artikel 77 Abs. 2 GG nicht zu stellen: 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Ordnungswidrigkei

-

ten, des Straßenverkehrsgesetzes und anderer Gesetze 

Gesetz über die fünfzehnte Anpassung der Leistungen nach 
dem Bundesversorgungsgesetz (Fünfzehntes Anpassungsge-
setz-KOV — 15. AnpG-KOV) 

Zehntes Gesetz zur Änderung des Bundesausbildungsförde-
rungsgesetzes (10. BAföGÄndG) 

Gesetz zur Verhinderung des Mißbrauchs von Sendeanla-
gen 

Erstes Gesetz zur Änderung des Postverwaltungsgesetzes 

Gesetz zu dem Übereinkommen vom 19. November 1984 
zur Errichtung der Interamerikanischen Investitionsgesell-
schaft 

Der Präsident hat gemäß § 80 Abs. 3 Satz 1 der Geschäftsord-
nung die nachstehenden Vorlagen überwiesen: 

Unterrichtung durch die deutsche Delegation in der Parla-
mentarischen Versammlung des Europarates über die Ta-
gung der Parlamentarischen Versammlung des Europarates 
vom 21. bis 25. April 1986 in Straßburg (Drucksache 10/5540) 
zuständig: Auswärtiger Ausschuß (federführend) 

Sportausschuß 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Unterrichtung durch die Delegatiop der Gruppe der Bundes-
republik Deutschland in der Interparlamentarischen Union 
über die 75. Interparlamentarische Konferenz vom 7. bis 
12. April 1986 in Mexiko-Stadt (Drucksache 10/5544) 
zuständig: Auswärtiger Ausschuß (federführend) 

Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Unterrichtung durch das Europäische Parlament: Entschlie-
ßung zum Abschluß des Verfahrens der Konsultation des 
Europäischen Parlaments zu dem Vorschlag der Kommis-
sion der Europäischen Gemeinschaften an den Rat für eine 
21. Richtlinie zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuer — Verlängerung 
der Frist für die Anwendung des gemeinsamen Mehrwert-
steuersystems in der Republik Griechenland (Drucksache 
10/5641) 
zuständig: Finanzausschuß 

Unterrichtung durch die Bundesregierung: Bericht der Bun-
desregierung über Vorschläge zur Verringerung von Emis-
sionen aus Kleinfeuerungsanlagen (Einzelhaushalte, Zen-
tralheizungen) (Drucksache 10/5570) 
zuständig: Innenausschuß (federführend) 

Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau 
Ausschuß für Forschung und Technologie 

Die Änderungsanträge der Fraktion der SPD zur zweiten Bera-
tung des Entwurfs eines Ersten Gesetzes zur Änderung des 
Schwerbehindertengesetzes in der 223. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 20. Juni 1986 — Drucksachen 10/5688 und 10/5692 
— wurden von der Fraktion der SPD zurückgezogen. 

Die in Drucksache 10/5706 unter Nummer 26 aufgeführte EG-
Vorlage 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der 
Richtlinien 78/660/EWG und 83/349/EWG über den Jahresab-
schluß bzw. den konsolidierten Abschluß hinsichtlich ihres 
Anwendungsbereichs — KOM (86) 238 endg. — 

wird als Drucksache 10/5710 verteilt. 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten hat mitgeteilt, daß der Ausschuß von einer 
Berichterstattung gemäß § 80 Abs. 3 Satz 2 der Geschäftsordnung 
über die nachstehende Vorlage absieht: 

Unterrichtung durch die Bundesregierung: Agrarbericht 1986 
(Drucksachen 10/5015, 10/5016) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Verkehr hat mitgeteilt, daß 
der Ausschuß von einer Berichterstattung gemäß § 80 Abs. 3 Satz 2 
der Geschäftsordnung über die nachstehenden Vorlagen abgese-
hen hat: 

Unterrichtung durch das Europäische Parlament: Entschlie

-

ßung zum Abschluß des Verfahrens der Konsultation des 
Europäischen Parlaments zu dem Vorschlag der Kommis- 
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sion der Europäischen Gemeinschaften an den Rat für eine 
Richtlinie zur Änderung der Richtlinie 83/643/EWG zur 
Erleichterung der Kontrollen und Verwaltungsformalitäten 
im Güterverkehr zwischen Mitgliedstaaten (Drucksache 
10/4685) 

Unterrichtung durch das Europäische Parlament: Entschlie-
ßung zu gemeinschaftlichen Maßnahmen zur Verringerung 
der Zahl der Straßenverkehrsunfälle im Rahmen des Pro-
grammes für das Jahr der Straßenverkehrssicherheit 1986 
(Drucksache 10/5186) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Verkehr hat mitgeteilt, daß 
der Ausschuß die nachstehende EG-Vorlage zur Kenntnis genom-
men hat: 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der 
Richtlinie 83/416/EWG über die Zulassung des interregiona-
len Linienflugverkehrs zur Beförderung von Personen, Post 
und Fracht zwischen den Mitgliedstaaten wegen des Beitritts 
Portugals — KOM (85) 785 endg. — Rats-Dok. Nr. 4746/86 
(Drucksache 10/5189 Nr. 26) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Jugend, Familie und Ge-
sundheit hat mitgeteilt, daß der Ausschuß die nachstehende EG-
Vorlage zur Kenntnis genommen hat: 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur achten Änderung 
der Richtlinie vom 23. Oktober 1962 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für färbende Stoffe, 
die in Lebensmitteln verwendet werden dürfen — KOM (85) 
474 endg. — Rats-Dok. Nr. 9306/85 (Drucksache 10/4681 
Nr. 53) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Wirtschaft hat mitgeteilt, 
daß der Ausschuß die nachstehenden EG-Vorlagen zur Kenntnis 
genommen hat: 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Ände-
rung der Verordnung (EWG) Nr. 950/68 — KOM (86) 116 
endg. — Rats-Dok. Nr. 5486/86 (Drucksache 10/5362 Nr. 1) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Aufhe-
bung des endgültigen Ausgleichszolls auf Einfuhren von 
Rohrformstücken, Rohrverschlußstücken und Rohrverbin-
dungsstücken aus Temperguß mit Ursprung in Spanien — 
KOM (86) 148 endg. — Rats-Dok. Nr. 5821/86 (Drucksache 
10/5362 Nr. 2) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung 
der Verordnung (EWG) Nr. 3673/85 betreffend ein Gemein-
schaftszollkontingent für Zeitungsdruckpapier — KOM (86) 
136 endg. — Rats-Dok. Nr. 5810/86 (Drucksache 10/5362 
Nr. 3) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Aufhe-
bung des endgültigen Ausgleichszolls auf Einfuhren von be-
stimmten nahtlosen Rohren aus nicht legiertem Stahl mit 
Ursprung in Spanien — KOM (86) 149 endg. — Rats-Dok. 
Nr. 5820/86 (Drucksache 10/5362 Nr.4) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Ände-
rung der Verordnung (EWG) Nummern 1520/85, 1521/85 und 
1522/85 über Gemeinschaftszollkontingente für bestimmte 
Weine mit Ursprung in Spanien aufgrund des Beitritts 
Spaniens — KOM (86) 139 endg. — Rats-Dok. Nr. 6023/86 
(Drucksache 10/5401 Nr. 1) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Einfüh-
rung eines endgültigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren 
bestimmter elektronischer Waagen mit Ursprung in Japan — 
KOM (86) 170 endg. — Rats-Dok. Nr. 5915/86 (Drucksache 
10/5401 Nr.2) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Ände-
rung der Verordnung (EWG) Nr. 3130/85, Nr. 3131/85 und 
Nr. 3808/85 über Gemeinschaftszollkontingente für be-
stimmte Erzeugnisse des Kapitels 27, der Tarifnummer 55.09 
und der Tarifstelle 06.02 A II des Gemeinsamen Zolltarifs mit 
Ursprung in Spanien oder auf den Kanarischen Inseln auf-
grund des Beitritts Spaniens — KOM (86) 137 endg. — Rats-
Dok. Nr. 5942/86 (Drucksache 10/5401 Nr. 3) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die 
Durchführung des Beschlusses Nr. .../86 des Gemischten 
Ausschusses EWG/(A) zur Änderung des Protokolls Nr.3 
über die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ur-
sprung in" oder „Ursprungserzeugnisse" und über die Metho-
den der Zusammenarbeit der Verwaltungen infolge des Bei-
tritts des Königreichs Spanien und der Portugiesischen Re-
publik zur Gemeinschaft und 

Beschluß des Gemischten Ausschusses zur Änderung des 
Protokolls Nr. 3 über die Bestimmung des Begriffs „Erzeug-
nisse mit Ursprung in" oder „Ursprungserzeugnisse" und 
über die Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen 
infolge des Beitritts des Königreichs Spanien und der Portu-
giesischen Republik zu den Europäischen Gemeinschaften 
— KOM (86) 128 endg. — Rats-Dok. Nr. 5516/86 (Drucksache 
10/5401 Nr.4) 
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